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13. Jahrestagung des Deutſchen Gſtbundes in Berlin. 
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Der Deutjche Oftbund hielt am 27. und 28. Mai in 
Berlin ſeine 13. Jahrestagung ab. Sie fand in den Räumen 
des Volksdeutſchen Klubs ſtatt und war von Vertretern 
aller Landesverbände aus allen Teilen des Reiches gut 
bejucht. Der vorgelegte Jahresbericht zeigte, daß der 
Oeutſche Oftbund im abgelaufenen Jahre trotz der Wirt- 
ſchaftskriſe und jonſtigen Seitnöte wiederum eine eben)o 
bedeutſame wie mannigfaltige Tätigkeit ausgeübt hat, und 
daß er in ungebrochener Kraft daſteht, wenngleich auch er 
unter den ſchweren Seitnöten zu leiden gehabt hat. Auch 
in finanzieller Hinſicht hat er, ebenſo wie ſeine Tochter- 
geſellſchaften, die ſchweren Stürme des vorigen Jahres gut 
iserltanden. In eingehenden Ausſprachen wurden organi— 
ſatoriſche Fragen aller Art geklärt und entſchieden. Vor 
allem aber bewegte ſich die Aussprache um die aktuellen 
Fragen der Oſtpolitik, die im Vordergrunde unjerer Innen- 
und Außenpolitik ſtehen. Die Bundesvderſammlung nahm 
Stellung dazu in einer Neihe von Entſchließungen, 
die durchweg einſtimmige Annahme fanden, ein Beweis 
für die Geſchloſſenheit des Deuiſchen Oſtbundes in allen 
wichtigen Oſtfragen. Es wurde eine Reihe neuer wich- 
tiger Anregungen gegeben, die eine Erweiterung der Tätig- 
keit des Deutſchen Oſtbundes zur Folge haben werden. 
Oer weitere Ausbau der bulturpolitiſchen Tätigkeit des 
Deutſchen Oftbundes ſoll — darin waren ſich alle Anweſen— 
den einig — mit allem Nachdruck betrieben, die Aufklärung 
über den deutſchen Oſten in dieſen entscheidenden Seiten mit 
allen Mitteln gefördert, die Bildung neuer Frauendienſt— 
gruppen und neuer Jungſcharen bei den einzelnen Orts- 
gruppen nachdrücklich betrieben und deren Arbeit zielbewußt 
mit in den Dienſt der Aufklärung aller Bevölkerungs- 
Schichten über die Bedeutung der Oſtfragen geſtellt werden. 
Es gilt, die Seit wahrzunehmen, angeſichts der bevorſtehen- 
den Neugeſtaltung der Verhältniſſe Europas die Stimmung 
für eine Neuordnung der Suſtände in unjerem Oſten zu 


niitzen. 

Eine Präſidialſitzung, 
die von nachmittags 3 Uhr bis abends 8 Uhr dauerte, ging am Donners- 
tag der Cagung voraus. In ihr wurden eine Reihe wichtiger Organi- 
ſationsfragen beſprochen, während ein anderer Teil der Verhandlungen 
der Vorbereitung der Bundstagung und einer Vorbeſprechung der auf 
ihr zu erledigenden Angelegenheiten galt. 


Hauptvorſtandsſitzung. 

Der Hauptvorſtand, der von den Vorſitzenden aller Landesver- 
bände und dem Bundespräſidium gebildet wird, tagte am Freitag in 
der Seit von vormittags jo bis abends 7 Uhr. Alle Vorſtandsmit— 
glieder bis auf zwei, die ſich vertreten ließen, waren anweſend. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung widmete Bundespräſident 
Ginſchel den vielen Landsleuten, die im letzten Jahre durch Cod 
aus den Reihen des Oſtbundes ausgeſchieden ſind und die dem Deut- 
ſchen Oſtbund bis zum letzten Atemzuge die Treue gewahrt haben, 
herzliche Worte des Gedenkens. Die Anweſenden erhoben ſich zu 
Ehren der Verſtorbenen von ihren Plätzen. 

Im Anſchluß daran dankte Bundespräsident Hinſchel der großen 
Zahl derer, die ſich jahraus, jahrein ehrenamtlich im Deutſchen Ojt- 
bund zum Nutzen ihrer Landsleute im Bundespräſidium, in den Landes- 
verbänden und in den Ortsgruppen betätigen und dabei unausgeſetzt 
bemüht ſind, unſerer alten oſtmärkiſchen Heimat und den dortigen 
Landsleuten zu helfen, und die den Kampf gegen das im Oſten be— 
gangene Unrecht mit aller Kraft fortſetzen helfen; er bat alle Getreuen, 
in dieſer ſchweren Notzeit auch künftig nicht zu erlahmen in dem ge— 
rechten und ausſichtsreichen Kampf um Volk, Heimat und Vaterland, 
in dem wir ſtehen, und forderte auf, diejenigen Landsleute, die in dieſem 
Kampf müde zu werden drohen, nicht aufzugeben, ſondern um ihre 
Seelen zu ringen und fie wiederzugewinnen für das gemeinſame Ringen 
um unſere große, gute und gerechte Sache. 

Redner gab dann unter Hinweis auf den vorliegenden Jahres- 
bericht einen kurzen Überblick über den Stand der Ojtbund- 
angelegenheiten, worauf Herr Bundespräſident Geheimrat Schmid 
die vorgelegte Abrechnung für 1951 erläuterte. Es folgte eine 
eingehende Ausſprache über die Lage des Oftbundes, die Tätigkeit der 
Bundesleitung, die Verhältniſſe in den Landesverbänden und die 
Schwierigkeiten in manchen Ortsgruppen, wobei eine vielfach fruchtbare 
Kritik geübt und die mannigfaltigſten Anregungen gegeben wurden. 

Im Anſchluß daran erfolgte die Bewilligung des Haushaltsvor— 
anjchlages für 1952. Dann wurden die eingegangenen Anträge ein- 
gehend besprochen, was von ſelber zu grundlegenden Ausſprachen über 
wichtige Organiſationsfragen, über die künftige Werbetätigkeit und 
Aufklärungsarbeit uſw. führte. 

In das Bundespräſidium wurde an Stelle des Herrn Archiorats 
Or. Kupke, Stettin, der ſein Amt niedergelegt hat und dem Herr 
Sinſchel für die großen Verdienſte dankte, die er ſich in langjähriger 
Tätigkeit im Präſidium und als Vorſitzender des Landesverbandes 
Vorpommern erworben hat, Herr Oberlandesgerichtsrat Dr. Thieme, 
Celle, gewählt. Zugleich wurden Anträge über die künftige Suſammen— 
ſetzung des Bundespräſidiums vorbeſprochen. 

Die vorgelegten Nichtlinien für die Tätigkeit der 
Bundesorgaue, die durch die im vorigen Jahre angenommene 
neue Bundesſatzung notwendig geworden ſind, wurden beſprochen und 
genehmigt, ebenſo eine Seſchäftsauweiſung für das 
Kafjen- und Abrechnungsweſen im Deutſchen Oftbund. 


en 
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Die gejchlojjene Vertreterverſammlung 

begann Sonnabend vormittag 10 Uhr. Bundespräſident Sinſchel 
dankte nach herzlichen Begrüßungsworten für das zahlreiche Erscheinen, 
das um ſo erfreulicher ſei, als der Bund dieſes Mal in einer beſonders 
bewegten und ſchickſalsſchweren Seit tage. Wenn die amtlichen 
Stellen offen erklären, daß im Oſten demnächft vorausſichtlich bis zu 
drei Millionen Morgen Land von Wirtschaften, die auch durch die 
Oſthilje den bisherigen Eigenkümern nicht erhalten werden können, in 
andere Hände übergehen dürften, Jo braucht man kein Wort weiter 
zu verlieren über die ungeheure Gefahr, in der ſich unfere Oftprovinzen 
befinden (Suſtimmung). Nicht nur, daß es ſich um den Auin 
zahlreicher Familien handelt, die zum Teil feit Jahrhunderten 
auf ihrer Scholle anſäſſig waren und die trotz aller Ent- 
behrungen und verzweifelten Bemühungen, ſich zu halten, in- 
folge der Unrentabilität der Landwirtſchaft ihre Exiſtenz verlieren 
und entwurzelt werden, wir Oſtländer willen alle aus eigener Er- 
fahrung, wie wahr das Sprichwort iſt, „Hat der Bauer Geld, hat's 
die ganze Welt!“ und wir willen daher auch, daß eine ſolche Kata- 
ſtrophe der Landwirtſchaft im Oſten auch für die ſtädtiſche Bevöl- 
kerung, für Induſtrie und Handel, Handwerk und Arbeiterſchaft, ja für 
das ganze wirtſchaftliche, kulturelle und ſoziale Leben der Städte ſelbſt 
von verhängnisvoller Bedeutung werden kann. Von den drei Millionen 
Morgen Land, die zum Verkauf kommen, ſollen ja, während eine 
Million Morgen zur Aufforſtung beſtimmt ſind, zwei Millionen 
Morgen als Siedlungsland verwandt werden. Wir wollen 
hoffen, daß durch Bewilligung der dazu erforderlichen Mittel endlich 
eine wirklich großzügige Oftjiedlung zustande kommt 
und dadurch eine Slutwelle neuer Menſchen nach dem 
Oſten getragen und dort wirklich bodenſtändig wird. 
Aber um letzteres zu erreichen, muß unbedingt in erſter Linie dafür 
geſorgt werden, daß die Landwirtſchaft wieder rentabel 
gemacht wird; ſonſt kann der für unjere Wirtſchaft erſtrebte 
Erfolg nicht eintreten. Jedenfalls muß die Auswahl der Sied- 
lungsbewerber mit beſonderer Sorgfalt erfolgen, da- 
mit unnötige Nückſchläge vermieden werden. Es müjlen vor allen 
Dingen Menſchen angeſiedelt werden, die die Verhältniffe des Oſtens 
kennen, die die Eignung und Kraft haben, ſich dort unter den jetzigen 
ſchwierigen Verhältniſſen zu behaupten. Unter den aus dem abge- 
tretenen Gebiet Vertriebenen oder ſonſt aus den Oſtprovinzen abge- 
wanderten Deutſchen, die vorübergehend in den weltlichen und ſonſtigen 
deutſchen Induſtriegebieten Arbeit gefunden hatten und jetzt dort ju⸗ 
meiſt als Erwerbsloſe ein trübes Dajein friſten und ſich von ganzem 
Herzen nach dem Oſten zurückfehnen, befinden ſich viele, die auf dem 
Lande groß geworden und durchaus bereit ſind, nach dem Oſten zurück- 
zuͤkehren und ſich als Siedler wieder emporzuarbeiten, denen aber das 
Geld fehlt, um die nötigen Anzahlungen leiſten zu können. Reich und 
Staat können nichts Beſſeres tun, als ſich dieſe vielfach kinderreichen 
Samilien für das Siedlungswerk zu ſichern und ihnen die Möglichkeit 
zur übernahme, wenn auch zunächſt nur kleinerer Stellen, zu geben, 
damit ſie wieder in geſunde Verhältniſſe kommen. Natürlich iſt es bei 
der heutigen FJinanzmifere nicht leicht, die Helder dafür aufzubringen; 
aber wo ein Wille ift, wird ſich auch ein Weg finden, dieſe wertvollen 
Menſchenkräfte mobil zu machen, die mehr wert ſind als Geld. 

Suverläjlige Menſchen nach dem Oſten zu ſchaffen, Jei heute not⸗ 
wendiger denn je, wo das Polentum feine Naubgelüſte auf weiteres 
deutſches Land unverhüllt zu erkennen gebe. Wir dürfen den 
Often nicht veröden laſſen, um ihn nicht der ohne 
dies großen Gefahr der Slamifierung auszujeten. 
Eben erſt habe ein polniſcher Schriftſteller, Wladimir Batos, mit 
Srohlocken feſtſtellen zu können geglaubt, daß die Deutschen, die ſonſt 
im Verlauf ihrer Geſchichte ſelbſt nach jedem Niederbruch und in 
ſchwerſter Seit den Drang nach dem Often nicht aufgegeben hätten, 
jetzt drauf und dran Jeien, dies zu tun, da die Oeutſchen nicht nur in 
Majlen die abgetretenen Gebiete verlaſſen hätten, ſondern durch eine 
zunehmende Abwanderung mehr und mehr auch die ihnen überlaſſenen 
Oftprovinzen veröden ließen. Dieſer polniſche Schriftſteller habe auch 
ſeſtgeſtellt, daß das Polentum ſich namentlich in jener wichtigen 
Volksgruppe, die ſich zwiſchen dem 20. und 40. Lebensjahre befinde, 
ganz anders vermehre als die deutſche Bevöl- 
kerung, und daß Jomit in 30 bis 50 Jahren die Bevölkerung des 
polniſchen Staates — die heute nur rund halb ſo groß ſei wie die 
Deutſchlands — die gleiche Stärke erreicht haben werde. Wenn auch, 
Jo fuhr der Redner fort, der liebe Gott dafür zu ſorgen pflegt, daß 
niemals die Bäume in den Himmel wachſen und wenn wirtſchaftliche 
und andere Verhältniſſe auch dazu beitragen können, daß jene polniſchen 
Hoffnungen ſich nicht erfüllen, jo müſſen wir Oftmärker uns doch die 
Srage ſtellen: Dürfen wir einer möglichen Entwicklung diefer Art ruhig 
zuſehen, oder haben wir nicht vielmehr vor allen andern deutſchen 
Volksgenoſſen die Pflicht, unſererſeits auf die in der Cat in dieſer 
Hinſicht im Often drohenden Gefahren hinzuweiſen und als Hüter 
der Oſtgrenze zu verlangen, daß das Binnendeutſchtum, daß 
Parlament und Preffe, Staat und Neich dieſen Fragen, die einfach 
ausschlaggebend für die Zukunft unjeres Volkes und Vaterlandes Jind, 
noch viel höhere AufmerkJamkeit zuwenden, als es jetzt gejchieht?! 
(Lebhafte Guſtimmung.) Der Deutſche Oftbund hat ſchon vor Jahren 
auf ſeiner großen Breslauer Tagung auf dieſe bevölkerungspolitiſche 
Bedeutung der Oftfragen eindringend hingewiefen und hat damals eine 
juſtematiſche Oltfiedlung verlangt, und bald darauf auch eine eindrucks- 
volle Broſchüre des Herrn Landtagsabgeordneten Piſch ke: „Wir 
Jiedeln oder wir finken!“ verbreitet und auch ſonſt in jeder erdenklichen 


Weile auf die große Gefahr einer Verödung des Oſtens hingewieſen. 
Gewiß ift eine Oftjiedlung großen Stils unbedingt notwendig, aber es 
iſt mit ihr allein nicht getan, und es iſt vor allem Eile geboten. 
Wer wollte das bezweifeln in einer Zeit, in der die Polen offen Jagen, 
die einzig richtige Löſung der Korridorfrage ſei die, daß auch Oft- 
preußen ju Polen geſchlagen werde, in der ſie ferner 
geheim und offen die Lojung ausgeben: „An die Oder!“ und immer 
wieder die Forderung zu begründen ſuchen, daß alles Land bis 
an die Oder urpolniſches Land fei und daher Polen noch 
jugeſchlagen werden müſſe, obwohl das Unberechtigte dieſer Forderung 
vor aller Welt offenkundig iſt und ſie eine Phantaſterei darſtellt, genau 
fo wie die polnische Parole, die ein Polen von Meer zu 
eer, d. h. von der Oftjee bis zum Schwarzen Meer, verlangt. 
Aber wie dem auch ſei: das ganze polniſche Volk ſteht hinter dieſen 
Sorderungen und ijt bereit, jedes Opfer dafür zu bringen. Die un- 
ausgeſetzte Aufrüstung Polens, für die der halbbankerotte 
Staat den dritten Teil aller Staatsausgaben aufwendet, die Mili⸗ 
tarifierung der Zivilbevölkerung in den Legionen, 
Schützen- und Jugend verbänden, ja die Schaffung be⸗ 
Jonderer Srauenorganiſationen, die ſich der Vorbereitung 
der Mitglieder für ihre Verwendung im Kriegsfalle widmen, 
die Aufforderung des polniſchen Kriegsminiſters, „daß jedes pol- 
niſche Haus eine polniſche Seſtung fein müjle“, die Bildung 
einer Neſervearmee im Korridor, die STutdeutſchung 
der uns entriſſenen Gebiete und das juſtematiſche 
Vordringen des Polentums über die Grenze, das ſind 
Gefahren im großen wie im kleinen, die nicht nur für 
unſern Often, fondern für unſer Vaterland verhängnisvoll 
werden können, wenn ſie nicht rechtzeitig erkannt und wenn nicht für 
eine geſchloſſene Abwehr geſorgt wird. (Lebhafter Beifall.) Durch 
Aufklärung der breiteſten Maſſen auf dieſe Gefahr hinzuweiſen 
und dieſen Abwehrkampf zu fordern und in ihm in den mannig- 
jachſten Betätigungsformen mitzuwirken, das iſt die große geſchichtliche 
Aufgabe unjeres Bundes wie der andern Oſtverbände. In dieſem 
Kampf haben wir Mitglieder der Oſtverbände alle das gleiche Siel, 
den gleichen Willen und den gleichen Herſſchlag. Darum wird es 
hoffentlich gelingen, früher oder ſpäter auch zu einem geeinten und 
geſchloſſenen Vorgehen der Oftverbände zu kommen. Bis dahin muß 
unſere Parole lauten: „Getrennt marjchieren, aber vereint ſchlagen.“ 
(Zuftimmung.) 5 

Wie ſehr die Dinge im Oſten ſich zugelpitzt haben, 
dafür war bezeichnend die Tatsache, daß jüngſt die Vertreter zweier 
großer engliſcher Blätter, die ſich in Polen aufhielten, ihren Zeitungen 
melden konnten, Polen bereite für den J. Mai einen be wa ffneten 
Überfall auf Danzig vor, wobei es dahingeftellt blieb, ob dieſer 
Überfall durch reguläres polniſches Militär oder durch polniſche Srei- 
ſcharen ausgeführt werden ſollte. Wer ſich erinnert, daß Wilna, die 
alte Hauptſtadt Litauens, durch einen polniſchen militäriſchen Hand⸗ 
ſtreich Litauen entwunden und Polen einverleibt worden iſt, wer ſich 
des Einfalls litauiſcher Freiſcharen in das Memelland erinnert, der 
werde die Gefahren, die in der Beziehung im Oſten drohen, nicht 
unterschätzen. 

Nach weiteren Ausführungen über die Lage des Freiſtaates Danzig 
und die ihm von Polen her drohende Gefahr ſowie nach Hinweiſen 
auf die anderen Gefahrenherde im Often warf der Redner in großen 
Sügen Streiflichter auf die möglichen Komplikati-⸗ 
onen, die ſich durch die Entwicklung der Verhältniſſe in Sowjet⸗ 
rußland und im Fernen Oſten für uns ergeben können, und betonte, 
daß ſich dadurch in näherer und fernerer Zukunft leicht Wirt 
ſchaftskataſtrophen ergeben könnten, gegenüber denen mög- 
licherweiſe unſere jetzige Wirtſchaftskriſis nur ein ſchwacher Anfang 
jei, und es könnten dem weltanſchauliche Beeinfluſſungen von Somjet- 
rußland her folgen, die das Schlagwort vom Untergang des 
Abendlandes, d. h. der abendländiſchen Kultur, in bedenkliche 
Nähe rücken. Und denkt man weiter an die Möglichkeiten, die von 
Japan und China mit feinen 300 Millionen Menſchen her drohen, Jo 
kommen vielleicht neue Völkerwanderungen aus dem fernen Oſten, gegen 
die die Völkerwanderungen der alten Germanen und die früheren Mon- 
golenneinfälle ein Kinderſpiel waren. Im Verlauf Jo gewaltiger Wand- 
lungen könnte zwar auch die Polen frage eine leichtere und raſchere 
Löſung finden, als jemand heute zu hoffen wage. Aber die Wellen- 
bewegung einer Entwicklung, die eine ſolche Löſung herbeiführt, könnte 
leicht auch Deutſchland überfluten und unüberſehbare Umgeſtaltungen 
herbeiführen. 

Wenn wir die Dinge ſo ſehen, ſo wird uns mehr wie je klar werden, 
daß die Zukunft unſeres Vaterlandes vonder Ent- 
wicklung im Oſten, wo fo vieles im Sluß Ift, abhängt, 
daß darum, wenn wir nicht bloß dem Tage leben wollen, ſondern auch 
an die Zukunft denken, eine zielbemuhte Oftpolitik im 
Mittelpunkt der ganzen Arbeit unferes Volkes 
Beben muß und daß von der richtigen Löſung diefer 

ragen glatt Gedeih und Verderb des Vater- 
landes abhängen wird. 

Das müſſen wir ſchärfer denn je betonen in einer Seit, in der 
wir auch innenpolitifch in einer großen Wandlung 
ſtehen, bei der es ſich ja in erſter Linie um andere Dinge handelt; 
gerade darum aber müſſen wir im Gefühl unjerer beſonderen Verant- 
wortung als Oſtmenſchen darauf hinweiſen, daß jede Bewegung 
im deutſchen Volke, fie mag heißen wie fie wolle, in erſter 
Linie darauf gerichtet ſein muß, im Oſten die 
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Verhältniſſe wieder in Ordnung zu bringen, 
die Wirtſchaft hier wieder geſund ju machen, damit Stadt 
und Land nicht veröden, ſondern vorwärts kommen, die deut- 
Ihe Kultur im Often nicht in Trümmer ſinken zu laſſen, 
fondern fie mit aller Kraft aufzubauen. Denn in dem mehr 
als tauſendjährigen Kampf um den Often ſiegt un⸗ 
zweifelhaft dasjenige Volk, das die höhere Kultur 
befitt und verbreitet und dadurch die größere An 
ziehungs kraft ausübt. 8 

Damit iſt unserer Arbeit, unferer Organiſation die Bahn vor- 
gezeichnet: fie muß den Menſchen helfen, die ſonſt in 
Elend und Not versinken und allein gegen die allgemeinen 
Zeitverhältniffe ſich nicht wehren und die ſich nicht ſelbſt helfen können 
— den Menſchen diesjeits der Grenze, ſeien ſie Verdrängte, die erſt 
noch in den Wirtſchaftsprozeß unferes Volkstums wieder einzugliedern 
lind, ſeien es Einheimiſche, denen die Augen geöffnet werden müſſen 
über das, was auf dem Spiele Jteht, daß es gilt, dem Oſten zu helfen, 
damit feine Wirtschaft und feine Kultur, die mit ungeheurem Schweiß 
geſchaffen worden ſind, nicht zugrunde gehen, damit der Olten nicht 
weiter verarmt und verödet, daß er nicht wiederum zum Tummelplatz 
vordringender ſlawiſcher Völker wird, wie dereinſt nach der großen 
Völkerwanderung, daß Jo dem Vaterland das ftärkfte Bollwerk er- 
halten werden muß, das es vor dem Untergange retten kann. 


Den Menjchen hilft man nicht nur dadurch, daß wir ihre materielle 
Not bekämpfen, ſondern auch dadurch, daß wir fie zu innerer Ein 
kehr und zu innerer Wandlung bringen. Natürlich muß 
der Menſch, um leben zu können, zunächſt das tägliche Brot und ein 
Dach über dem Kopf haben. Darum werden wir in der Entſch ä 
digungsfrage den Kampf um eine gerechte und einigermaßen 
ausreichende Schadloshaltung nicht aufgeben, bis dieſes Ziel erreicht 
iſt. Aber zugleich wollen wir ſtets und ſtändig unſeren Mitgliedern 
wie den meiteften Volkskreifen klarmachen, daß der Menſch 
nicht vom Brotallein lebt, daß er nicht nur für das tägliche 
Brot ſorgen, ſondern auch für die Ewigkeit ſchaffen muß, 
d. h. daß er ſorgen muß in erſter Linie auch für alles das, was ein 
Volkstum in guten und böfen Tagen erhält und es geeignet macht, 
zum Träger großer Ideen ju werden, die die Menschheit vorwärts 
bringen. Spätere Geſchlechter werden nicht fragen, was wir in dieſer 
Notzeit gelitten, ſondern was wir getan haben, um das Unglück des 
Kriegsausganges zu mindern, um unfer Volkstum auf der Höhe zu er- 
halten und wieder vorwärts zu bringen. Genau wie wir, wenn wir uns 
mit der Vergangenheit unſeres Vakerlandes beschäftigen, nicht danach 
fragen, was in früheren Zeiten, die nicht beſſer waren wie die un- 
jerigen, unſere Vorfahren gelitten haben, ſondern nur danach, was 
fie aus dem Unglück gelernt, wie fie ſich im Unglück bewährt und was 
:Jie getan haben, um wieder beflere Seiten herbeizuführen. Wenn wir unjere 
Arbeit Jo auffaffen, dann werden wir ganz von ſelbſt nicht nur das 
Ohr und die Liebe unjerer oſtmärkiſchen Volksgenoſſen haben, Jondern 
viele deutſchen Brüder und Schweſtern im Reich und darüber hinaus 
gewinnen, dann wird ſich ergeben, daß wir einen Kreuzzug 
gegen Not und Unrecht führen, daß wir einen heiligen 
Krieg führen, in dem wir die Ünterſtützung durch alle Volksgenoſſen 
mit Recht verlangen können. Treiben wir die Arbeit in unſerem 
Bunde Jo, dann wird es weniger vorkommen, daß Leute uns den 
Rücken kehren, weil fie ihre Entschädigung bekommen haben und nun 
glauben, der Oſtbund könne ihnen nichts mehr nutzen, daß die Intelli- 
gen; uns fernbleibt, weil fie glaubt, fie werde bei uns nur auf die 
Wahrnehmung materieller Öntereffen ſtoßen, daß die Einheimischen 
uns fernbleiben, weil ſie glauben, der Oſten gehe ſie nichts an. Wir 
werden dann im Gegenteil eine neue. Entwicklung erleben: dann wird 
unſere eigene Jugend und — wie das jetzt zum Teil ſchon der 
Fall iſt — auch die einheimiſche Jugend uns begeiſtert zuſtreben, unſere 
Reihen verstärken und die Lücken ausfüllen, die der Tod täglich in 
erſchreckendem Maße in die Reihen unferer Mitglieder reißt. Dann 
werden unſere Frauen noch begeisterter als bisher ſich um unſer 
Banner ſcharen und werden die Schweſtern aus der einheimischen 
Bevölkerung ihnen folgen, weil fie die Sonne der Hoffnung im Oſten 
aufgehen ſehen, Jukunftsmöglichkeiten der Entwicklung für unſer 
Volke erblicken, die auch ihren Kindern, die jetzt im verengerten Vater⸗ 
land fo wenig Ausficht haben, ſich irgendwo eine Exiftenz ſchaffen zu 
können, Ausfichten auf Arbeit und Erfolg bieten. Dann wird der 
Deutſche Oſtbund werden, was er werden muß: eine große deutliche 
Volksbewegung, beſeelt von dem Geiſt oftdeufjcher Wenjchen, aber 
getragen von dem Verſtändnis und der Mitarbeit aller deutſchen 
Vollesgenoſſen. 

Unter lebhaften Beifall ſchloß der Nedner nach kurzen Darlegun- 
gen über die Führerfrage mit dem Wunſch, daß die Verhandlungen 
der Bundestagung, unbefchadet aller Kritik, im Geiſte der Brüderlich⸗ 
keit und des Strebens nach dem gleichen Ziele geführt werden möchten, 
um beizutragen zur Erreichung der großen unverrückbaren Siele des 
Deutſchen Oftbundes, zum Segen des Oftens und zum Heile des Vater⸗ 
landes. 

Von unſerm allverehrten Bundespräſidenten, Herrn Geheimen 
Oberregierungsrat von Tilly, war, wie der Verhandlungsleiter 
bekanntgab, ein Schreiben aus Würzburg eingelaufen, in dem er mit⸗ 
teilte, daß er wegen dringender Behinderung zu ſeinem lebhaften 
Bedauern an der Bundestagung nicht teilnehmen könne, allen Teil- 
nehmern herzliche Grüße entbot und den Verhandlungen beſten Ver⸗ 
lauf wünſchte. 
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Unter Hinweis auf den vorliegenden Jahresbericht (auf deljen 
reichen Inhalt wir noch zurückkommen) gab Bundespräſident Sinſchel 
dann einen kurzen Überblick über 

die Lage des Deutſchen Oftbundes. 

Er wies darauf hin, daß die Wirtſchaftskriſe und die ungeheure 
Not, die in den weiteſten Kreiſen des deutſchen Volkes herrſcht, 
namentlich auch unter den Oſtverdrängten, ſich natürlich auch in der 
Mitgliederbewegung des Deutſchen Oftbundes geltend gemacht habe. 
In großer Sahl haben Erwerbsloſe und Arbeitsunfähige von den Mit- 
gliederbeiträgen ganz oder teilweiſe befreit werden müſſen. Andere 
Mitglieder haben ſich abgemeldet oder einfach nichts mehr von ſich 
hören laſſen, Jo daß ſie geſtrichen werden mußten. Und fo iſt eine 
Schrumpfung im Mitgliederbeſtande eingetreten, die in manchen Orts- 
gruppen größer, in anderen kleiner iſt, aber ſich doch immerhin im 
ganzen empfindlich bemerkbar macht. Freilich ergeben die Jahres- 
berichte der einzelnen Ortsgruppen, daß viele dieſen Abgang durch 
Werbung neuer Mitglieder mehr oder minder ausgeglichen haben; ja, 
es gibt eine gar nicht kleine Anzahl von Ortsgruppen, die es verſtanden 
haben, durch beſonders geſchickte Werbung, insbeſondere auch unter 
den Einheimiſchen, ihren Mitgliederbeſtand erheblich zu verſtärken. 
Von den Ortsgruppen ſind immerhin 40 eingegangen. Dabei handelt 
es fi freilich zumeiſt um kleinere Ortsgruppen, die ohnedies Jeit 
einiger Seit mehr oder minder auf dem Papier ſtanden und die haupt- 
ſächlich eingegangen find, weil durch Todesfall, Krankheit oder Verzug 
der bisherige Führer ausgeschieden war und nicht ſofort durch eine 
geeignete Persönlichkeit erſetzt werden konnte. Die Mitglieder ſind 
darum dem Deutschen Oftbund nicht immer verlorengegangen, ſie haben 
ſich vielmehr zum Ceil anderen benachbarten Ortsgruppen angeſchloſſen; 
vielfach ſind ſchlafende Ortsgruppen auch zu neuem Leben erweckt, 
außerdem ſind 6 Ortsgruppen neu gegründet worden. Die Sahl der 
Ortsgruppen betrug am Jahresſchluß 440. Rechnet man dazu noch die 
uns angeſchlolfenen Vereine und Verbände, Jo beträgt die Geſamtzahl 
über 500. 

Die Sahl der Frauengruppen beträgt 67; eingegangen it 
im vergangenen Jahre keine einzige, wohl aber find einige neue ge- 
bildet worden. 

Die Jugendbewegung iſt durch Herrn Dr. Thiele neu in 
Fluß gebracht worden. Eine große Anzahl neue Jungſcharen hat ſich 
im letzten Jahre aus unferen Ortsgruppen heraus entwickelt, und durch 
das glänzend verlaufene er ſte Reichs treffen unſerer Jung- 
ſcharen in Gernrode hat unfere Jugendbewegung zweifellos 
einen ſtarken, neuen Auftrieb erhalten. 

Redner ging dann kurz auf das Verhältnis des Deut- 
ſchen Oſtbundes zu den Behörden und Parlamenten 
ein. Dieſer Überblick ergab, daß ſich nichts Weſentliches geändert hat. 
Dann berichtete er über das Verhältnis des Bundes zu den 
anderen Oſtverbänden, wobei er betonte, daß zwiſchen den 
Bundesleitungen meiſt freundſchaftliche, in jedem Falle aber mindeflens 
korrekte Beziehungen beſtehen, daß infolgedeſſen mit den Verbänden 
vielfach bei Kundgebungen zuſammengewirkt werden konnte, und daß 
auch im Lande überall zwiſchen den Landesverbänden und Ortsgruppen 
des Deutſchen Oſtbundes und den übrigen Untergruppen der Oftver- 
bände und ſonſtigen landsmannſchaftlichen Organiſationen ein gutes 
Verhältnis beſteht und daß vielfach zwiſchen ihnen Arbeits- 
gemeinſchaften gebildet worden ſind, die mit ſtärkerem Erfolge 
nach außen hin auftreten können. Dabei gab der Redner dem Wunſche 
Ausdruck, daß dieſe Beziehungen überall auch weiterhin mit beſonderer 
Sorgfalt gepflegt werden möchten und daß, wo im Lande es an einem 
ſolchen Juſammenwirken der Ojt- und Grenzlandverbände noch fehlt, 
auf deſſen Herstellung beſonderer Wert gelegt werden möchte. 

as die Tätigkeit des Bundes anlangt, jo wies der 
Redner auf die Entſchädigungsfrage hin und auf die Arbeit 
des Bundes, die zur endlichen Abgeltung der Emigrantenjteuer 
geführt hat, ſowie auf die erfolgreichen Bemühungen um Stillehaltung 
der Gläubiger gegenüber Geſchädigten, die ihre Schuldbuchein⸗ 
tragungen haben beleihen laſſen, ferner um die Auslöſung ge- 
fährdeter Lombarddarlehen dieſer Art durch das Reich, ferner auf 
die Tätigkeit zur Wiederaufrollung der Entſchädi⸗ 
gungsfrage. Er beleuchtete dann in großen Zügen die außer- 
ordentlich umfaflende Arbeit auf kulturpolitiſchem Ge⸗ 
biet, hob insbefondere die erſte Oſtdeutſche Rundfunk ⸗ 
woche und die Mitwirkung der Oſtbundleitung dabei hervor ſowie 
die große Oſtdeutſche Wanderausſtellung, die in Ham- 
burg, Wittenberg, Magdeburg, Halle ufw. ſtatfand und einen unge- 
wöhnlichen Erfolg darſtellte, ferner die auf Wunſch der Stadt Magde- 
burg daſelbſt veranſtaltete große Schleſien-Ausſtellung, 
die ebenfalls überaus zahlreich beſucht war und gleich den Oſtdeutſchen 
Wanderausſtellungen bei Behörden, Preſſe und Publikum große An- 
erkennung fand. Alle dieſe Ausſtellungen hatten ſich nicht nur eines 
Malfenbefubes Erwachſener, ſondern auch eines ſolchen 
durch Schulkinder aus Stadt und Land zu erfreuen. Die weitere 
1 kulturpolitifche Tätigkeit ergibt ſich aus dem Jahres- 
bericht. 

Die Siedlungsgeſellſchaft Deutſcher Oſtbund habe 
die allgemeine Wirtſchaftskriſe des vorigen Jahres gut überſtanden 
und keine Verluste zu beklagen, namentlich deshalb, weil durch die von 
ihr geübte Jurückhaltung beim Ankaufsgeſchäft während der Haupt- 
krifenzeit ſie von den Entwertungen, befonders des lebenden Inventars, 
verſchont geblieben ſei. Die angeſetzten Siedler Jeien falt ausnahms⸗ 
los auf ihren Stellen, hätten natürlich ihrerſeits ebenfalls ſchwer wie 
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alle Landwirte unter dem Preisverfall zu leiden, Jo daß auch in ihrem 
Intereſſe die Wiederherſtellung der Ertragsfäbigkeit der Landwirt- 
chaft im allgemeinen gefordert werden müſſe. 

Die Wohnungsbaugefellſchaft Deutſcher Oftbund 
habe durch die Notverordnungen über das Wohnungsmefen bei den 
Inhabern der über 600 Wohnungen, die ſie erſtellt habe, hinſichtlich 
der Mieten entgegenkommen milſſen und habe dies infolge der behörd⸗ 
lichen Herabſetzung des Sinsfußes und infolge ſonſtiger eigener Maß- 
nahmen auch gekonnt, ohne in Schwierigkeiten zu geraten. Bei der 
Geſellſchaft Aufbaukredit Geſchädigtenhilfe) ſei es ge- 
lungen, die gewährten Kredite trotz der außerordentlichen ſchwierigen 
Lage durchzuhalten und Swangsmaßnahmen gegen Darlehnsnehmer zu 
verhüten; auch ſonſt ſei wertvolle treuhänderiſche Arbeit auf dieſem 
Gebiet geleiſtet worden. 

Über die Tätigkeit der ſonſtigen, dem Deutſchen, Oftbund an- 
geſchloſſenen oder naheſtehenden ſelbſtändigen Geſellſchaften und über 
die Tätigkeit der einzelnen Abteilungen des Oſtbundes gibt der Jahres- 
bericht ein gedrängtes Bild. Hervorgehoben ſei noch, daß die Recht- 
ſchutzabteilung im Laufe des Jahres lich aufgelöft hat. Be- 
ſonders umfangreich war die Cätigkeit unſerer Beratungsſtelle 
für Vedrängungsſchäden, die hauptſachlich mit Anträgen 
auf Rückzahlung der Cmigrantenſteuer und Beihilfenanträgen be- 
Jchäftigt war, ſowie unſere Aufmwertungsabteilung, die mit 
der Aufwertung deüthcher Hypotheken in Polen und deütjſcher Spar- 

kaſſenguthaben in Polen beſchäftigt war. 

Beſonders erfreulich war der Erfolg der Kinderhilfe im 
abgelaufenen Jahr, d. h. des Serlenkinderaustauſches mit 
Polen. Es konnte nicht nur eine recht ſtattliche Anzahl von Kin- 
dern aus Deutſchland nach Polen zum Ferienaufenthalt bei Ver- 
wandten oder in Pflegeſtellen geschafft, ſondern vor allem deutſche 
Kinder aus den abgetretenen Gebieten, insbeſondere auch aus dem 
Poſener Land und Oftoberfchlefien, während der Serien in Deutſch— 
land untergebracht werden, zum Teil in unſerem „Haus Oſtland“ 
in Vetſchau, was nicht nur ihrer Geſundheit in überraſchendem Maße 
zugute kam, ſondern vor allem ein ſeeliſches Erlebnis für ſie war, 
das fie nie in ihrem Leben vergejlen werden, eine Freude, die ſchwer 
zu beſchreiben iſt und die man miterlebt haben muß, um zu willen, 
was ein ſolcher Ferienaufenthalt von Kindern, die im polniſchen Land 
und in polnischer Umgebung leben müſſen, im deutſchen Land bedeutet. 
Redner wies dann noch kurz auf die Heimatſpende und auf 
jonſtige Maßnahmen zur Unterſtützung der deutſchen Brüder und 
Schweſtern jenſeits der Grenze hin und betonte, wie wichtig jede Für⸗ 
Jorge gerade für die unter der in Polen beſonders großen Wirt- 
ſchaftsnot leidenden Deutſchen im abgetretenen Gebiet iſt. Er ſchloß 
mit dem Ausdruck der Hoffnung, daß der Oſtbund, wie auch die 
Seiten ſich geſtalten mögen, ſtar k, kraftvoll und geſchloſſen 
auch durch die nächſten Jahre zu bringen ſein werde und daß er ſeine 
Tätigkeit zum Wohle der Oſtmark und zum Heite des Vaterlandes 
auch weiterhin und hoffentlich noch in verſtärkterem Maße werde 
ausüben können. 

Herr Geheimrat Schmid trug als Bearbeiter der Sinanzange- 
legenheiten des Deutſchen Ojtbundes die der Verſammlung vorliegende 
Rechnung für 193 
vor, indem er die einzelnen Poſten erläuterte und darauf Mitteilungen 
an die bisherige und künftige Entwicklung der finanziellen Verhältniſle 
knüpfte. Gegenüber dem Voranſchlag für 1931 war 3. B. zu beachten, 
daß die Bundesbeiträge vom J. Juli 1931 von 25 Pfennig auf 
20 Pfennig herabgeſetzt waren, daß die allgemeine Wirtſchafts- 
not auch an der Bundeszeitſchrift „Ostland“ nicht ſpurlos vorüber- 
gegangen ift, und daß ebenſo die Einnahmen aus dem ſtaatlich geneh- 
migten Vertrieb von Künſtlerpoſtkarten ſowie die Ergebniſſe aus den 
Sinserträgen einen Rückgang erfahren mußten. Dieſe Mindererträge 
find durch Minderausgaben, 3. B. bei den Gehältern, zum Teil aus- 
geglichen worden. Bei den Ausgaben für Kulturarbeit im engeren 
Sinne wurden die Leiſtungen für Ausſtellungen, Jugendarbeit und 
anderes beſonders erläutert und darauf hingewieſen, daß insgeſamt 
mehr als ein Drittel der eingegangenen Bundesbeiträge dafür ver— 
wendet werden konnten. Nach lebhafter Erörterung und nachdem die 
Rechnungsprüfer ihren Bericht erſtattet hatten, wurde die Rechnungs- 
legung für 1931 genehmigt und der Bundesleitung die Entlaſtung aus- 

gesprochen. 

Darauf erläuterte Herr Geheimrat Schmid den ebenfalls vor— 
gelegten 

Voranſchlag für 1932, 

aus dem hervorzuheben iſt, daß eine weitere in den Verhältniſſen be— 
gründete Einſchränkung der Gehaltsausgaben zu verzeichnen iſt. Die 
weſentliche Verbilligung, die bei dem Konto Hausverwaltung durch 
Umzug in die jetzigen Näume des Schutzbundhauſes entjtanden iſt, wurde 
gern zur Kenntnis genommen. Der Haushaltsvoranſchlag wurde dann 
in der vorgelegten Form in Höhe von 175 800 RM. in Einnahmen 
und Ausgaben mit der Maßgabe verabſchiedet, daß der Poſten Kultur- 
arbeit noch durch einen größeren Betrag, der nötigenfalls den Rück 
lagen zu entnehmen ift, verſtärkt werden ſoll, um angeſichts des ver⸗ 
chärften Srenzkampfes eine erhöhte Werbetätigkeit für die Ver⸗ 
folgung der Siele des Oftbundes durchführen und die hierfür ent- 
ſtehenden Sachausgaben decken zu können. 

Im Anſchluß hieran ſprach Herr Ginſchel im Namen der Verſamm- 
lung Herrn Geheimrat Sch mid für die im letzten Kriſenſahr beſonders 
chwierige und verantwortliche Kaſſenführung herzlichen Dank aus. 
Serner dankte er allen Mitarbeitern in der Bundesleitung, allen Ab- 
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teilragsleitern und Angeſtellten für ihre Hingabe in ſchwerer Seit und 
ebenſo allen in der Organiſation ehrenamtlich tätigen Männern und 
Frauen, wie auch den Leitern der Frauen- und Jugendgruppen für ihre 
verdienstvolle, ſelbſtloſe, tatkräftige und erfolgreiche Unterſtützung der 
Beſtrebungen des Bundes. 

Als Rechnungsprüfer für das künftige Jahr wurde Herr 
Rattau- Berlin wieder-, Herr Landesſekretär Berker - Steliin 
neugewählt. 5 

Es folgte nun eine längere zufammenfallende 

Ausſyrache , 
über die bisherigen Beratungsgegenſtände, alſo über die aktuellen 
Oſtfragen und über die Lage des Deutſchen Oftbundes und feine 
Tätigkeit. Im Anschluß daran wurden einſtimmig die nachſtehenden 
Entſchließungen angenommen: 


Entſchließung zur Memelfrage. 

Wir ſtellen mit herzlichem Dank und großer Freude den un- 
gewöhnlichen Erfolg des memelländiſchen Deutſchtums bei der letzten 
Landtagswahl feſt. Wir erblicken darin die mutige Entſchloſſenheit 
der dortigen Volksgenoſſen, in größter Drangjal und trotz großer 
drohender Gefahren erſt recht an ihrem Volkstum feftzuhalten. Wir 
Heller Mig. n ia, bie AP Nini f, . U- 

ſchen Volkes mit dem memelländiſchen Deutſchtum jeſt und geloben 
dieſem auch in Zukunft unverbrüchliche Treue und tatkräftige Unter⸗ 
ſtützung. 1 
Wir profeftieren erneut auf das ſchärffle gegen die unerhörte und 
ungeſetzliche Vergewaltigung des memelländiſchen Deutſchtums durch 
Litauen, fordern von der Deutschen Reichsregierung, die ihrerſeits an 
die Memelkonvention nicht gebunden iſt, daß fie die berechtigten 
öntereſſen des memelländiſchen Deutſchtums auf der Grundlage des 
Memelſtatuts mit allen zuläſſigen Mitteln ſchützt, und verlangen, daf 
den Memelländern das Necht der Selbſtbeſtimmung in 
Form einer unabhängigen Volksabftimmung aller einheimischen, ver⸗ 
triebenen und abgewanderten Memelländer über die zukünftige 
Staatsangehörigkeit ihrer Heimat eingeräumt wird. 


Entſchließung zur Korridorfrage. 

Die in Berlin fagende Bundes verſammlung erhebt vor aller 
Welt erneut nachdrücklichſten Einfpruch gegen die in letzter Seit 
rückſichtslojer denn je durchgeführte Entdeutſchung des ehemaligen 
deufjchen Ordens landes, des heutigen Weichſelkorridors, durch Polen, 
insbeſondere gegen die mit allen Mitteln betriebene wirtschaftliche 
Entwurzelung und Vertreibung feit alten Zeiten dort anjäjliger 
deutscher Familien, gegen die Fortſetzung der einseitigen Anwendung 
der polnischen Agrargeſetze gegen deutsche Grundbeſitzer, gegen die 
jeder Gerechtigkeit hohnſprechende Jerſtörung des deutſchen Schul⸗ 
wejens und die rückſichtsloſe Poloniſierung ſämtlicher kulturellen 
Einrichtungen. Sie fordert, daß endlich der Schutz der deut⸗ 
ſchen Minderheit im ganzen abgetretenen Oſtgebiet, ins⸗ 
bejondere auch im Korridorgebiet, durchgeführt und daß bei der 
bevorſteheunden Neviſion des Berfailler Dik- 
tats und der Veugeſtaltung der Verhältniſſe Europas das Unrecht 
im Often wieder gutgemacht und die Deutjehland im Offen entrijjenen 
Gebiete zurückgegeben werden. Nie kaun und wird Sriede in Europa 
jein, ehe nicht die jinnlofe Serreifung des deutschen Neichsgebietes 
und die Abſchneidung Oſtpreußens und Danzigs vom Vaterlaude 
beſeitigt find, 


Entſchließung gegen die polniſchen Naubgelüſte. 

Die Bundesverſammlung ſtellt mit tieffter Beſorgnis die großen 
Gefahren feſt, die Oſtpreuffen, Oberſchleſien und anderen 
Teilen des Reiches, ſowie dem zu Unrecht vom Reiche losgeriſſenen 
Freiſtaat Danzig von polnischer Seite drohen. Der Verjfuch, 
Danzig durch Sdingen wirtſchaftlich zum Erliegen zu bringen, die 
mit allen Mitteln betriebenen direkten Pofonijierungsverfuche in 
Danzig, die von großen engliſchen Seitungen enthüllte Abjicht, 
Danzig durch reguläres polniſches Militär oder organijierte 
polniſche Freiſcharen zu überfallen und dauernd dem polniſchen 
Staate einzuverleiben, die offen ausgeſprochene Abſicht polniſcher 
Führer auf Einverleibung der vom Deutſchen Reiche durch den 
Weichjelkorridor abgeschnittenen Provinz Oftprenfen und die nicht 
minder offen verkündete Abſicht der polniſchen Propaganda, das 
polniſche Reich bis zur Oder zu erſtrecken, bedeuten nicht uur 
eine dauernde Beunruhigung der ganjen Be- 
völkerung des deutſchen Oſtens und damit eine töd⸗ 
liche Bedrohung der ohnedies beſonders ſchwer 
daniederliegenden offdeuffhen Wirtſchaft, jon- 
dern auch eine brennende Gefahr jür das ganze 
me Reich und das gefamte deutſche Volks- 

um. b 
Die Bundesverſammlung weiſt ferner auf die ernſte Gefahr 
hin, die die unausgefetzten polnischen Bemühungen, die Welt 
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meinung über die deutſch⸗poluiſchen Verhält- 
niſſe zu täuſchen, hervorrufen. Sie weift mit Entrüſtung 
insbeſondere auf die Verſuche des Klavierkünſtlers Paderewſki, 
des eigentlichen Urhebers des polniſchen Umſturzes in Poſen, hin, 
die er auf ſeiner gegenwärtigen Konzertreiſe durch Amerika unter⸗ 
nimmt, durch Ansprachen und Publikationen Amerika und die 
übrige Welt in den Glauben ju verſetzen, die uns entriſſenen Oft- 
gebiete und die von Polen geforderten weiteren deutſchen Gebiete 
jeien urpolnifches Land. 

Die Bundesverſammlung weiſt ferner auf die Gefahr für den 
Weltfrieden hin, die in der unausgeſetzten militäriſchen 
Anfrüſtung Polens und in feiner Militariſierung der vater⸗ 
ländischen Vereine auch der Jugendverbände, einſchließlich der Frauen, 
liegt. Sie fordert, daß dieſem verderblichen Treiben durch Be⸗ 
Jchlüſſe auf der Abrüſtungskouferen; in Senf ein Ende gemacht 
wird, daß die Reichsregierung auf dieſer Konferenz auch weiterhin 
die Sleichberechtigung Deutſchlaunds mit den 
übrigen Mächten mit allem Nachdruck vertritt und daß, ſo⸗ 
lange dieſe Gleichberechtigung praktisch nicht hergeſtellt iſt, ſie auch 
ihrerſeits ganz beſondere Fürſorge auf die Ertüchtigung der 
deufſchen Jugend legt. 

Der Bundesleitung wird von der Bundes verſammlung die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt, ihren ganzen Einfluß in dieſem Sinne dauernd 
geltend zu machen und auch ihrerſeits innerhalb ihres Wirkungs⸗ 
kreiſes die Ertüchtigung der Jugend ſich nach Maßgabe der vor⸗ 
handenen Kräfte und Mittel ganz beſonders angelegen jein ju laſſen 
und dabei insbefondere auch den etwa nötig werdenden Abwehr⸗ 
kampf im Oſten im Auge zu behalten. 


Enkſchließung zur Offfiedlungsfrage: 

Die Bundesverſammlung nimmt mit Erschütterung Kenntnis von 
dem kataſtrophalen Suſammenbruch der deutſchen 
Laudwirtſchaft im Offen und von der Unmöglichkeit, im 
Rahmen der bisherigen Oſthilje diefe Kataſtrophe ju verhüten 
oder wenigſtens auf ein erträgliches Maß zu beschränken. Da das 
weitere Verjagen der Kaufkraft der ländlichen Vevölkerung auch 
den Nuin der Städte im Oſten zur Folge haben muß, fordern 
wir von Regierung und Staat, Parlament und Volle dringend die 
unbedingt notwendige weitere Hilfe für die Landwirt⸗ 
ſchaft und damit für die geſamte Wirtſchaft des 
deukſchen Oftens. 

Wir verlangen ferner Maßnahmen, die einen wirkjamen Schutz 
dafür geben, daß nicht die ländliche Siedlungsarbeit in den öftlichen 
‚Srenggebieten durch poluiſche Segenarbeit auf dem 
Grundſtücksmarkt beeinträchtigt wird. Eine verſtärkte 
Oſtjiedlung iſt nach wie vor die wichtigſte Vorausſetzung für 
jede Oſtpolitik. Für ihren Erfolg iſt eine befonders Jorgfältige 
Auswahl der Siedler notwendig. In den Neihen unjerer 
‚Mitglieder, namentlich auch im weftdeutſchen Induſtriegebiet, be⸗ 
Finden ſich tüchtige Siedlungsbewerber, denen auch bei bejchränkteften 
Eigenmitteln die Wiederanſetzung im Offen ermöglicht werden muß, 
weil ſie mit den Verhältniſſen des Oſtens von früher her vertraut 
und auch ſonſt befonders geeignet ſind. 


Eingehend wurden hierauf die eingegangenen Auträge beraten. Da 
die Wahlzeit der jetzigen beiden Bundespräſidenten im nächſten Jahre 
abläuft, wurde auf Vorſchlag der Landesverbände Hannover-Braun- 
ſchweig und Sachfen-Anhalt zur Vorbereitung der Präſidentenwahl 
ein Ausſchuß eingeſetzt, in den gewählt wurden die Landesverbands- 
vorſitzenden Konrektor Vater - Berlin-Sriedrichshagen, Chefredak⸗ 
teur Dehler -Elbing, Gymnafialdirektor a. D. Liman⸗ Halle, 
Fitzke⸗ Hamburg und Wendt Frankfurt a. M. Durch die An- 
nahme diefes Antrages wurde eine Anzahl weiterer Anträge für er- 
ledigt erklärt. 

Eine andere Gruppe von Anträgen betraf die künftige Suſammen⸗ 
ſetzung des Geſamtpräſidiums. Dazu teilte der Verhandlungsleiter zu- 
nächſt die vom Bundesvorſtand vorgenommene Erfatzwahl mit, durch 
die Herr Oberlandesgerichtsrat Dr. Thieme -Celle neu in das 
Prälidium gekommen it, Ferner wies er hin auf den Beſchluß des 
Hauptvorſtandes, daß Herr Dr. Thiele als Neichsjugendführer zu 
den Beratungen des Präſidiums, die Angelegenheiten der Jungſcharen 
betreffen, zugezogen werden ſoll. Ein Antrag des Landesverbandes 
Sachſen- Anhalt, wonach künftig die Landesverbände in fünf Wahl- 
gruppen zufammengeſchloſſen werden ſollen, und zwar Jo, daß jede 
Gruppe einen Vertreter in das Bundespräſidium entſendet und daß 
dieſer Vertreter jedes Jahr von einem anderen Landesverband ge⸗ 
ſtellt wird, Jo daß jeder Landesverband die Ausficht hat, zeit- 
weilig im Bundespräſidium vertreten zu fein, wurde einem Aus- 
Schuß überwieſen, beſtehend aus den Herren Oberlandesgerichtsrat 
Dr. Thieme ⸗ Celle, Verlagsdirektor Tettenborn- Landsberg 
an der Warthe und Rektor Blum - Potsdam. Dieſer Ausſchuß ſoll 
die Frage, wie die Zufammenlegung der einzelnen Landesverbände am 
ziweckmäßigſten ju erfolgen hat, eingehend prüfen und der nächſten 
Bundesverſammlung Vorſchläae. machen. 
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Diejenigen Anträge, die eine weitere Herabſetzung des Bundes- 
beitrages forderten, wurden mit Nückſicht darauf, daß die Bundes- 
beiträge erſt in der letzten Bundesverſammlung von 25 auf 20 Pf. je 
Kopf und Monat herabgeſetzt worden ſind, abgelehnt, nachdem die 
Gründe der Antragſteller in vollem Umfang ernſtlich gewürdigt worden 
waren, die Gegengründe aber als durchſchlagend angeſehen wurden. 


Alle Anträge, die Satzungs änderungen betrafen, wurden 
auf Vorſchlag des Hauptvorſtandes der Bundesleitung zur Berück- 
ſichtigung überwieſen; einmal im Hinblick darauf, daß die neue 
Satzung erft im vorigen Jahr beſchloſſen und vor kurzem erſt vom 
Negiſterrichter genehmigt worden ift, zum anderen aber im Hinblick 
auf die zwingenden Friſtvorſchriften des $ 18 der neuen Satzung. Um 
letzterem Rechnung zu tragen, wurde zugeſagt, daß künftig die Ein⸗ 
ladungen zur Bundestagung 6 bis 8 Wochen vorher erfolgen ſollen. 
Dabei wurde darauf hingewieſen, daß Anträge auf Satzungsände⸗ 
rungen von Landesverbänden jederzeit im Laufe des Jahres für die 
nächſte Bundestagung eingereicht werden können; je früher das ge- 
ſchieht, um ſo beſſer iſt es. Vor der nächſten Bundestagung wird eine 
Neuprüfung der Satzung in die Wege geleitet werden, bei der die 
eingereichten Anträge nach Möglichkeit berückſichtigt werden ſollen, 
worauf der Entwurf der abgeänderten Satzung den Landesverbänden 
vorher rechtzeitig zugeleitet werden ſoll. 

Andere Anträge, die die Finanzwirtſchaft des Bundes, die 
Förderung der Kulturarbeit ſowie der Frauen- und Jugendarbeit, das 
Siedlungsweſen, die Entſchädigungsfrage uſw. betreffen, wurden, ſo⸗ 
weit ſie nicht durch bereits gefaßte Beſchlüſſe erledigt waren, ange- 
nommen. Die Ausjprache darüber ergab viele beherzigenswerte An- 
regungen für die Arbeit der Bundeszentrale ſowie der Landesver- 
bände und Ortsgruppen. 


über die kulturpolitiſche Arbeit 


ſprach Herr Dr. Fran; Lüdtke. Er zeichnete in großen Linien 
die Aufgabe, die Sendung, die geſchichtliche Miſſion, die der Deutſche 
Oſtbund zu erfüllen und durchzuführen hat. Der Deutſche Oftbund 
iſt nichts Zufälliges, ſondern aus Not und Notwendigkeit erwachſen. 
Nicht die Tatſache des Verlustes weiter Oftgebiete und der Ver 
drängung einer Million Deutſcher genügt, ſeine Bedeutung zu er- 
klären. Vielmehr muß er ſich bewußt eingliedern in das vieltaufend- 
jährige Ningen um den deutſchen Oſtraum, muß der ſtarke Träger 
der vieltauſendjährigen Oſtidee ſein. Das gibt jedem, der dem Bunde 
angehört, ſeine perſönliche Aufgabe und mit ihr einen perjönlichen 
Wert. as läßt aus einem bloßen „Verein“ einen „Bund“ ent- 
Stehen. Ein „Verein“, in dem ſich Leute um irgendwelcher Dinge 
willen vereinen, läuft leicht wieder auseinander und zerfällt, wenn 
kriſenhafte Zeiten ihn erſchüttern oder Mißhelligkeiten ihn zermürben; 
dem iſt er nicht gewachsen, denn ſeine Mitglieder lind nicht von der 
zwingenden Idee beſeelt, die ein „Bund“, eine Schar von Verbundenen, 
Verbündeten beſitzt. Idee des Oſtbundes kann nicht eine Vertretung 
noch ſo notwendiger, aber doch vorübergehender, zeitlicher öntereſſen 
fein; Idee des Oſtbundes iſt der Gedanke, der Wille: das deutſche 
Volk im Oſtraum zu Leben und weltgeſtaltender Kraft zu führen. Ohne 
den Oſtraum kein erwachendes Deutſchland, weder vor tauſend Jahren 
noch heute. Nicht um des Oſtens, ſondern um Deutſchlands willen 
iſt uns das Oftland notwendig. Wieder zeichnete der Redner die 
dreifache Oſtmark, in der und für die wir arbeiten müſſen: Das weite 
Oſtland außerhalb unſerer Neichsgrenjen vom baltischen Meer bis 
Siebenbürgen; die uns verbliebene, gefährdete Oſtmark öſtlich der 
Oder und jenſeits des Korridors; endlich das Oſtmarkentum und das 
für die Oftaufgabe zu gewinnende Deutſchtum im Reich und in aller 
Welt. Das praktiſche Wirken des Oſtbundes gilt dieſer dreifachen 
Oftmark, und jedes, auch das beſcheidenſte Stückchen Kleinarbeit, iſt 
nur vom Boden unjerer großen geſchichtlichen Aufgabe aus zu ver- 
ſtehen und zu leiſten. Daß in der heutigen Seit der Umſchichtung, der 
Entscheidungen Kulturarbeit nicht bloß theoretiſch, nicht bloß verſtands- 
mäßig getan werden kann, ſondern daß ſie Kampf ſein muß, daß der 
Oſtgedanke ein Kampfgedanke, ein Lichtgedanke, ein Befreiungs⸗ und 
Erlöfungsgedanke ift, daß der Oſtraum in jahrtaufendlanger Volks- 
tumsgeſtaltung zu neuem Menſchentum emporleitet, das zeigte der 
Redner und langjährige Kulturführer unjeres Oſtbundes an einer 
Fülle von Einzelheiten, denen die Zuhörer mit immer ſteigender 
Spannung folgten. Der begeiſterte Beifall, in dem ſchließlich dieſe 
Spannung ſich löſte, als Dr. Lüdtke abſchließend von dem Adel des 
Grenznarktums und ſeiner Verpflichtung ſprach, bewies, daß die 
große Aufgabe erkannt und in aller Herzen lebendig geworden war. 


Bundespräſident Sinſchel dankte Herrn Dr. Lüdtke in 
warmen Worten für ſeine inhaltreichen Ausführungen, von denen hier 
nur die Hauptgedanken kurz wiedergegeben find, und in denen er 
wiederholt Bezug nahm auf eine Denkſchrift über unſere Kulturarbeit, 
die er vor kurzem den Landesverbänden hat zugehen laſſen, jo daß er 
von der Wiederholung ihres Inhaltes abſehen konnte. 

Herr Dr, Thiele ging im Auſchluß daran auf Einzelheiten der 
praktiſchen Arbeit der Kulturabteilung des Deutſchen Oftbundes ein 
und berührte die Fragen der Kulturwerbung und des Wirkens für 
die Oſtmark ſeitens der Landesverbände und Ortsgruppen, führte 
beſonders gelungene und erfolgreiche Beispiele ſolchen Wirkens an, 
betonte die Wichtigkeit einer ſteten, engen Verbindung mit der Preſſe 
und gab dafür, wie auch für andere Fragen des praktiſchen Wirkens 
eine Reihe bemerkenswerter Anregungen. Seine Ausführungen wur- 
den ebenfalls mit lebhaftem Beifall aufgenommen. 


Über die Jungſchararbeit 

berichtete in ſeiner Eigenfchaft als Neichsjugendführer des Deutſchen 
Oftbundes ebenfalls Herr Dr. Thiele Er gab einen kurzen Über- 
blick über den Stand der Jungſcharen-Organiſation im Deutſchen Oft- 
bund, hob hervor, in welcher erfreulichen Weiſe neuerdings die Jung- 
ſcharbewegung ſich entwickelt habe, wies auf das erſte Neichstreffen 
der Oſtbundjungſcharen in Gernrode hin und betonte, in wie inniger 
und fefter Weiſe ſich dort die Vertreter unſerer Jungſcharen aus dem 
ganzen Reiche zufammengefchloffen und von wie ſtarkem Gemein- 
Tamkeitsgeift ſie beſeelt eien. Er legte dann die hauptſächlichſten 
Grundſätze dar, von denen er ſich in der Führung der Jungſcharbewe⸗ 
gung leiten laſſe, und bat, daß alle Landesverbände und Ortsgruppen 
ſich der Wichtigkeit der Heranziehung aller Jugendlichen in die Jung- 
ſcharen bewußt ſeien, daß ſie die beſtehenden Jungſcharen nach Mög⸗ 
lichkeit fördern und da, wo Jungſcharen noch nicht vorhanden Jind, auf 
die Gründung ſolcher bedacht ſein möchten. Der lebhafte Beifall, den 
auch diefe Ausführungen fanden, bezeugte die allgemeine Zultimmung. 

Den von der Bundesleitung entworfenen, vom Geſamtpräſidium 
und Hauptvorſtand genehmigten Richtlinien für die Jugend- 
arbeit wurde zugestimmt. (Die Richtlinien gehen demnächſt allen 
Ortsgruppen u.) 

Im Anſchluß daran erfolgte die einſtinmige Annahme der nach- 
ftehenden 


Eutſchließung über die Förderung der Jugendarbeit im Deutſchen 
Oftbund: 


„Die Bundesverſammlung hat mit Dank Kenntnis genommen 
von dem glänzenden Verlauf des erften Reichstreffens der Jung- 
ſcharen des Deutschen Oſtbundes in Gernrode. Sie betont, daß 
die Heranziehung der deutſchen Jugend in die Aufklärung für die 
Bedeutung der Oſtfragen eine der wichtigſten Aufgaben des Oſt⸗ 
bundes ift, und macht es allen Ortsgruppen zur Pflicht, dieſer Auf- 


gabe ihre beſondere Aufmerkjamkeit zuzuwenden, auf die Bildung 


neuer Jugend- und Jüngſtengruppen bedacht ju ſein und deren 
Cötigkeit mit liebevollem Wohlwollen zu fördern. 

Der kraftvoll aufftrebenden Grmeinſchaftsbewegung der oſt⸗ 
deutſchen Jugend im Deutjchen Oftbund ein herzliches Glückanf! und 
Oſtheil!“ 


Über die Mitarbeit der Frauen 
hielt Frau Frieda Lanzke, die verdienſtvolle Vorſitzende der 
Frauengruppen im Landesverband Berlin-Brandenburg, ein ein- 
drucksvolles Referat. 


Sie betonte, wie ſtark auch in den oſtdeutſchen Frauen das ſeeliſche 
Bedürfnis vorhanden iſt, ſich im Intereſſe der alten Heimat zum 
Nutzen des Vaterlandes im Sinne der heute wieder ſo eindrucksvoll 
vorgetragenen Bestrebungen des Deutſchen Oſtbundes zu betätigen. 
Der beſte Beweis dafür Jei, daß lich die oſtdeutſchen Frauen in den 
Ortsgruppen des Deutſchen Oſtbundes meiſt aus eigenem Antrieb ſchon 
in zahlreichen Sällen zu Frauendienſtgruppen zufammengejchlojfen hätten 
und dadurch im Rahmen der Oſtbundgruppen wertvolle Arbeit leijteten. 
Es werde gewiß für die Frauen einen ſtarken Anſporn zu weiterer Be⸗ 
tätigung bilden, daß Herr Bundespräſident Ginſchel in Jeinem 
Referat über die Lage des Deutſchen Oftbundes gejagt habe, manche 
Ortsgruppenvorſitzenden hätten ihm mitgeteilt, daß bei ihnen in den 
Frauengruppen ein ſtärkeres Leben herrſche als in der Ortsgruppe 
ſelbſt. Freilich ſeien die oſtdeutſchen Frauen vielfach nicht gewöhnt, 
in der Öffentlichkeit hervorzutreten und fie hätten deshalb eine ge- 
wiſſe Scheu, ſich als ſelbſtändige Gruppe zu betätigen, in eigenen Ver⸗ 
anſtaltungen hervorzutreten uſw. Dieſe Scheu müßten ihnen die Orts- 
gruppen überhinden helfen. Das geſchähe am beſten dadurch, daß man 
die Bildung der Frauengruppen nicht, wie es mancherorts der Sall ſei, 
erſchwere, fondern erleichtere, daß man den Frauen nach Möglichkeit 
entgegenkomme und fie zu der Arbeit, zu der fie beſonders geſchickt 
eien, heranziehe. Dazu gehöre in erſter Linie die Arbeit an der 
Jugend. „Die Jugend bekommen Sie ſchwer oder gar nicht, wenn 
Ihnen dabei die Frauen, die Mütter nicht helfen.“ (Lebhafte Zu- 
ſtimmung.) Weiter liegt den Frauen befonders die Fürſorge. Wenn 
es gilt, Alleinſtehende, Alte und Kranke in ihrer Wohnung aufzu⸗ 
juchen, um ihnen mit Nat und Cat beizuftehen, in taktvoller Weiſe 
Ermittelungen über die Verhältniſſe ſolcher Perſonen anzuſtellen, um 
in Entſchädigungs- und Sürforgefahen befürwortend auftreten zu 
können, wenn es gilt, einfachen, in Not befindlichen Frauen, die ein 
Kind erwarten, eine Säuglingsausftattung zu ſtiften, Wöchnerinnen 
beizuſtehen, Kinder zu betreuen, bei den Wohlfahrtsämtern erhöhte 
Suwendungen zu erkämpfen, dann ſeien in vielen Fällen die Frauen 
unerſetzlich. Natürlich ſei es gut, wenn z. B. bei den Wohlfahrts- 
ämtern die Ortsgruppen die Tätigkeit ſolcher Fürſorgerinnen unter⸗ 
ſtützen. Hanz befonders wichtig ſei die Mitwirkung für die Durch- 
führung der Kinderhilfe (Austauſch deutſcher Ferienkinder mit den 
abgetretenen Oſtgebieten), ein wichtiges Werk, an dem ſich alle Orts- 
gruppen beteiligen ſollten. Bis jetzt ſei die Unterkunft von 70 deut- 
Ihen Kindern aus Polen während der Serien in Deutſchland geſichert. 
Aber auch über das charitative Gebiet hinaus könnten die Frauen 
den Ortsgruppen wertvolle Dienfte leiſten. Ziehe man ſie bei der Vor⸗ 
bereitung von feſtlichen Veranſtaltungen zu, nicht nur, wie das überall 
wohl geſchehe, bei den Weihnachtsbeſcherungen, ſondern auch bei 
Stiftungsfeften, Ausflügen uſw., jo werde das ſicher nicht zum Schaden 
des Gelingens dieſer Veranftaltungen und ihres materiellen Erfolges 
jein. Veranſtalte eine Frauengruppe für die Ortsgruppe den Mutter- 


tag, eine Adventsſeier oder eine ähnliche Veranſtaltung, durch die 
oſtmärkiſche Sitten und Gebräuche zu Ehren gebracht werden, jo werde 
das auch den männlichn Teilnehmern, wie die Erfahrung bemeile, eine 
innere Erhebung gewähren und den Juſammenhalt unter den Lands 
leuten feſtigen. Auch fonft ſei es auf der Hand liegend, daß, je mehr 
die Frauen ſich an eine Ortsgruppe gefelfelt fühlen, ſie auch das Inter 
elfe der Männer am Bundesleben lebendig erhalten. Daß daneben 
die Frauen öfter, wenn nicht gar monatlich einmal, unter ſich zu⸗ 
Jammenkommen, fei naheliegend und habe ſich in vielen Ortsgruppen 
für die Pflege des landsmannſchaftlichen Geiſtes glänzend bewährt. 
Der Werbung für das „Oftland“, dem Vertrieb des Oſtdeutſchen 
Heimatkalenders, der Künſtlerpoſtkarten und Briefverſchlußmarken des 
Deutſchen Oſtbundes werde ſich die Frauenwelt ſtets auch gern und 
mit ſicherem Erfolge unterziehen, wenn fie in ihren Srauendienſt⸗ 
gruppen ftändig dam angefeuert und auf die Bedeutung eines ſolchen 
freiwilligen Hilfsdienſtes für den Deutſchen Oftbund hingewieſen wer⸗ 
den. Vor allem aber feien die Frauen in ganz befonderem Maße ge- 
eignet, auch in die einheimiſchen Kreiſe der Bevölkerung Aufklärung 
über die Ojtfragen ſu tragen, und ſo mitzuarbeiten an den großen 
Sielen des Deutfchen Oſtdundes. Daß dieſe Frauenmitarbeit eine 
immer lebendigere werde, ſo daß bald keine Ortsgruppe mehr ohne 
Stauendienjt fein werde, und daß die Mitarbeit der Frauen im Oft- 
bund in immer ſtärkerem Maße organifiert werde und auch durch ent⸗ 
ſprechende Vertretung in den Organen des Bundes zum Ausdruck 
komme, das war der herzliche Wunſch, mit dem die Rednerin ihre 
temperamentvollen, lebensklugen Ausführungen ſchloß. Der geradezu 
Hürmiſche, anhaltende Beifall, den dieſe fanden, bewies die allgemeine 
Suftimmung und zeigte, wie ſehr die Rednerin den richtigen Con ge⸗ 
troffen und allen aus dem Herzen geſprochen hatte, was Bundespräſi⸗ 
dent Ginſchel in feinen herzlichen Dankesworten, die er an die 
Rednerin richtete, unterſtrich, indem er zugleich dem Wunſche Aus- 
druck gab, daß alle Beteiligten dieſe Ausführungen beherzigen und 
die Srauenarbeit nach Kräften fördern und etwa dagegen noch be- 
ſtehende Vorurteile bekämpfen möchten, damit immer mehr Orts- 
gruppen ſich der Mitarbeit der Srauendienftgruppen erfreuen und die 
Srauen lich Jo in noch verdienſtvollerer Weiſe im Intereſſe unſerer 
alten Heimat und der Zukunft unſeres Vaterlandes betätigen können, 
als ſie es bisher ſchon getan haben. 


Entſchließung über die Förderung der Frauenarbeit 
im Deutschen Oftbund: 


Die Bundesverſammlung nimmt mit Genugtuung davon Kennt⸗ 

nis, doß immer mehr Ortsgruppen des Bundes Frauengruppen 
zur tätigen Mitwirkung in den Oſtfragen und auf dem Gebiete der 
Sürforge gründen. Sie erachtet es als eine Chrenpflicht der oſt⸗ 
deutſchen Srauen, lich überall zu Srauendienſtgruppen zufanmen- 
zuſchließen, und als Pflicht der Ortsgruppen, die Gründung neuer 
Srauendienſtgruppen und ihre Tätigkeit in jeder Hinſicht zu unter- 
ſtützen. Dieſe Tätigkeit Joll ſich in engfter Anlehnung an diejenige 
der Ortsgruppen und Landesverbände abspielen. Die Frauen als 
Hüter heimatlicher Sitte und Kultur, als Pfleger oſtmärkiſchen 
Geiſtes in der Familie, müſſen in treuer Gemeinſchaft mit den 
Ortsgruppen dafür ſorgen, daß alle Kreiſe des deutſchen Volkes 
endlich zu der Erkenntnis kommen, daß die größte Cat der Geſchichte 
des deutſchen Volkes, das Werk der Oftkolonifation, nicht ver- 
fallen darf, ſondern neu aufgebaut werden muß und daß Oſtnot 
in Wahrheit Neichsnot iſtl 


Im Anſchluß an dieſe Vorträge entwickelte ſich eine lebhafte 
Auslprache 
über Kultur, Frauen- und Jugendarbeit im Deutſchen Oftbund, an der 
lich viele der Anweſenden beteiligten, und die Jo viele praktiſche An⸗ 
regungen und Winke ergab, daß allſeitig der Genugtuung über das 
Gehörte Ausdruck gegeben wurde. 
Über die Wiederaufrollung der Entſchädigungsfrage 

Iprach Bundespräſident Ginſchel. Er gab zunächſt einen kurzen 
Überblick auf die Abwicklung der Schluß entſchädigung, die noch im 
Gange iſt, und betonte, daß nach einer beſtimmten amtlichen Auskunft 
von den dafür in Ausſicht genommenen Beträgen in bar und in 
Schuldbucheintragungen leider wenig oder nichts übrigbleiben wird, 
nicht zuletzt dadurch, daß infolge der dehnbaren gesetzlichen Beftimmungen 
aus diefen Mitteln auch Entſchädigungsanſprüche abgegolten worden 
lind, an die man in der Arbeitsgemeinfchaft bei der früheren Er⸗ 
rechnung vorausſichtlicher Überſchüſſe nicht hatte denken können. Vor⸗ 
ſtellungen der Arbeitsgemeinſchaft gegen die Heranziehung der Mittel 
für die Schlußentſchädigung für dieſe Entſchädigungszwecke ind er⸗ 
gebnislos geblieben. Nedner wies dann hin auf die Mitwirkung des 
Deutſchen Oftbundes zur Erzielung einer grundſätzlichen Entſcheldung 
über die Frage, ob die Emigrantenffeuer unter das deutſth⸗ 
polniſche Liquidationsabkommen falle. Auf das dieſe Frage bejahende 
Urteil des Reichswirtſchaftsgerichts vom 6. März 1932 hin wurde die 
jeit Jahren erſtrebte Regelung der Nück zahlung der Emi⸗ 
grantenſteuer, die nunmehr durch das Reich erfolgt, erzielt. 
Die Notverordnung, durch die dieſe Regelung erfolgt ift, hat zwar nicht 
entfernt alle berechtigten Wünſche der Seſchädigten erfüllt, hat aber 

ch vielen Berdrängten in größter Not eine mehr oder minder 
große Hilfe geleiftet, ja manche geradezu vor dem wirtfchaftlichen Nuin 
errettet. Redner wies weiter hin auf die erfolgreichen Bemühungen 
des Oſtbundes und der anderen Geſchädigtenverbände, durch das 


ee 


Neichsfinanzminiſterium eine Stillehaltung Jeitens der Banken 
und Sparkafen, die Schuldbucheintragungen beliehen haben, 
zu erreichen, in der Seit, als der Kurs der Neichsſchuldbucheintragungen 
fortgeſetzt ſank und ein Verkauf dieſer Schuldbucheintragungen Jeitens 
der Darlehnsgeber einen großen Vermögensverluſt für die Darlehns- 
nehmer bedeutet hätte. Außerdem ſei es der Arbeitsgemeinſchaft der 
Geſchädigtenverbände gelungen, das Reihsfinanzminifterium zur Her⸗ 
gabe von Mitteln zu bewegen, um in ſolchen Fällen, in denen Banken 
und Sparkaſſen die Stillehaltung nicht weiter aufrechterhalten konnten, 
die fraglichen Darlehnsgeſchäfte auf das Neich zu übernehmen. 
Auch dadurch iſt in vielen ſchwierigen Fällen geradezu eine Rettung 
der wirtſchaftlichen Exilten; der Verdrängten und Liquidations⸗ 
geſchädigten erreicht worden. Die dafür zur Verfügung geſtellten 
Mittel ſeien jetzt leider aufgebraucht. Hoffentlich würden infolge 
oiner-nob., uns- ngagbenan.. Anrz agua mettate. Mittel .hirrlijt. ahr. Betz 
fügung geſtellt. Ein von der Arbeitsgemeinſchaft geſtellter Antrag, 
auch Mittel zur Neubeleihung von Schuld ucheintra⸗ 
gungen zur Verfügung zu ſtellen, habe wegen der Geldnot bis jetzt 
keine Berückſichtigung gefunden. In dieſem Juſammenhang wies 
‚Redner dann noch kurz hin auf die Bemühungen der Oftbundleitung 
bei den zuſtändigen Reichs- und Staatsbehörden und dem Börjen- 
Kkommiſſar, um in den kritiſchen Seiten einen allzu ſtarken Rursjturz 
der Schuldbucheintragungen zu vermeiden, Bemühungen, die ja be⸗ 
kanntlich einen gewiſſen Erfolg gehabt haben. 


Ferner konnte Redner darauf hinweiſen, daß die Arbeitsgemein- 
Schaft ſich gleich nach der Wahl des neuen Reichstages eine Eingabe 
an Herrn Reichstagspräfidenten Löbe gerichtet hat mit der Bitte, 
auch im neuen Reichstag wieder einen Entſchädigungsaus⸗ 
Ichuß zu bilden. Während maßgebende Kreiſe urſprünglich auf dem 
Standpunkte ſtanden, daß bei der vorgeſchrittenen Abwicklung des 
Entſchädigungsweſens ein ſolcher Ausſchuß nicht mehr erforderlich Sei, 
hat die Arbeitsgemeinſchaft nachgewieſen, was auf dem Gebiete der 
Cutſchädigung noch alles zu erledigen ſei und wie ſehr zum Schutze der 
Intereſſen der Geſchädigten auch im neuen Reichstag ein beſonderer 
Ausſchuß für die Verdrängten⸗ und Liquidationsgeſchädigten not- 
wendig if. Der Reichstag bat erfreulicherweiſe die Gründung eines 
ſolchen Ausſchuſſes beſchloſſen. Die Arbeitsgemeinſchaft hat ſich mit 
dieſem Ausſchuß alsbald in Verbindung geſetzt und erreicht, daß auch 
der neue Entſchädigungsausſchuß ſich einſtimmig auf den Standpunkt 
der früheren Reichstagsentſchließung geſtellt hat, wonach die Negie- 
rung mit allen Mitteln verſuchen ſoll, bei der endgültigen 
Regelung der Reparationsfrage eine Erhöhung 
der ungenügenden Entſchädigungsſätze des Kriegs- 
ſchädenſchlußgeſetzes ju erwirken. Der Ausſchuß hat 
demgemäß auch ſeinerſeits ein ſolches Erſuchen an die Neichsregierung 
gerichtet, was einen ſehr erfreulichen erſten Erfolg hinſichtlich der 
‚Wiederaufrollung der Entſchädigungsfrage be⸗ 
deutet. Die Arbeitsgemeinſchaft habe ſeinerzeit einen eigenen Ver⸗ 
treter nach Baſel zur Konferenz der Sinanzſachverſtändigen der Mächte 
entfandt und die Reichsregierung in mündlichen und ſchriftlichen Ver- 
handlungen immer wieder erſucht, in dieſer Konferenz die Anerken- 
nung der Verpflichtung des Reiches zur vollen Entſchädigung derer, 
denen ihr Eigentum von den Feindbundmächten liquidiert worden iſt, 
zu bringen. Bis zu einem gewiſſen Grade haben — wie das Gutachten 
der Sachverſtändigen ergibt — dieſe Bemühungen Erfolg gehabt. Es 
geht jetzt darum, bei der bevorſtehenden Konferenz in Lau- 
Tanne dieſe Angelegenheit weiter zu fördern und zu einem guten 
Ende zu bringen. Zu dieſem Zweck ſeien Eingaben an die zuständigen 
Reichsjtellen gemacht worden, und es werde auch weiterhin die An- 
gelegenheit mit allem Nachdruck betrieben werden. Die Arbeits 
gemeinſchaft habe um eine mündliche Ausſprathe darüber gebeten und 
es ſei ihr eine ſolche vom Reichsfinanzminiſter auch bereits zugeſagt 
worden. Dieſe Ausſprache werde noch vor Lauſanne ſtattfinden, 
hoffentlich auch dann, wenn inzwiſchen ein Negierungswechſel ein 
treten ſollte. 


> Iuzwiſchen habe ſich der größte Teil der bisher außerhalb der 
Arbeitsgemeinſchaft ſtehenden Geſchädigtenverbände zu einem Kartell 
zuſammengeſchlofſen, und dies habe ſich an die Arbeitsgemeinſchaft mit 
der Bitte um Herſtellung einer Einheitsfront der Geſchädigten⸗ 
verbände gewandt, um durch gemeinſames Vorgehen bei der end- 
gültigen Regulierung der Neparationen, alſo gemwijlermaßen in letzter 
Stunde, die Schwierigkeiten, die bei einer Wiederaufrollung der Ent- 
ſchädigungsfrage entstehen, leichter zu überwinden. Die Arbeitsgemein- 
ſchaft babe im Intereſſe der gemeinſamen Sache ſich grundjätlich zu 
einer Verſtändigung bereit erklärt; es hat auch bereits eine Ber- 
ſtändigungsſitzung ſtattgefunden, die gut verlaufen iſt, und es iſt ein 
Ausſchuß gebildet worden, in dem auch der Deutſche Oftbund vertreten 
iſt. Die Möglichkeit eines engeren Zujammenarbeitens iſt natürlich 
an gewiſſe Bedingungen geknüpft worden. Werden dieſe erfüllt. Jo 
wird es ſich auch praktiſch ermöglichen laſſen, die geplanten Aktionen 
durchzuführen, um in der Entſchädigungsfrage weitere Erfolge zu er- 
zielen. Weil damit gerechnet werden muß, daß die Neparations- 
konferenz in Laufanne verſchoben wird oder der dort erſtrebte End- 
erfolg längere Seit auf ſich warten läßt, Jo hat die Arbeitsgemeinſchaft 
lich wegen einer Zwiſchenlöſung mit Vorſchlägen an die 
zuftändigen Neichsſtellen gewandt, um den in Not geratenen Ver⸗ 
drängten nach Möglichkeit eine neue Hilfe zu verſchaffen, nachdem die 
alten Härtefonds erſchöpft find und andere Hilfsmöglichkeiten nicht 
wehr beftehen, zugleich aber auch, im na 
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wirtſchaftlichen Suſammenbruch Verdrängter zu verhüten und denen, 
die noch zu keiner Exiſten kommen konnten, zu einer ſolchen zu ver⸗ 
helfen. Die allſeitige Suſtimmung kam durch lebhaften Beifall zum 
Ausdruck ſowie durch einftimmige Annahme nachſtehender 


Entſchließung zur Eutſchädigungsfrage: 

„ Die Bundes verſammlung nimmt Kenntnis von den Beſtrebungen 
des Deukſchen Oſtbundes, zuſammen mit der Arbeitsgemeinſchaft 
der Geſchädigtenverbände eine Nenanfrollung der Entſchädigungs⸗ 

frage zu erreichen. Sie ſtimmt den Schritten, die dam bei dem 
neuen Entſchädigungsansſchuß des Reichstages und bei den Sach⸗ 
verſtäudigenberatungen in Baſel mit befriedigendem Erfolg, ferner 
bei der Neichsregierung und beim Neichspräfidenten unternommen 

worden ſind, zu und bittet, dieſe Veſtrebungen mit aller Energie 
jortuſetzen, um endlich eine gerechte und einigermaßen ausreichende 
Entſchädigung zu erlangen und fo die große Rot, die unter den 
Vertriebeuen herrscht, zu lindern, den wirtschaftlichen Niederbruch 
weiterer zahlreicher Exiſtenzen zu verhüten, den Wiederaufbau 
neuer Exiſtenzen in ermöglichen und zu erhalten. 


Die Bundesverſammlung fordert mit größtem Nachdruck, daß 
die Reichsregierung bei der bevorſtehenden Endregelung der 
Neparatiousfrage ihre Verpflichtung zu ausreichender Schablos= 
haltung der Eutſchädigungsberechtigten geltend macht und auf dieſer 
„ daun eine wirkliche Schlafentjchädigung baldigft durch⸗ 
führt. 


Sie fordert ferner, daß die Reichsregierung Mittel und Wege 
findet, durch eine Swiſchenlöfung dem ungeheuren Elend der 
durch die früheren Seinde ihres Eigentums und durch die Ver⸗ 
drängung ihrer Exiſten Beraubten zu ſteuern. 


. Sie begrüßt den Inſammenſchluß aller Geſchädigtenverbände In 
einer Einheitsfront und erklärt, daß fie von der Forderung 
nach gerechter und ausreichender Entſchädigung nicht eher abſtehen 
wird, bis diejer Forderung Nechnung getragen iſt. 


Die vorgeſchlagene Beteiligung am Schleſienjahr, 


das von der Provinz Schleſien im Hinblick auf den 70. Geburtstag 
Gerhard Hauptmanns und andere ſchleſiſche Jubiläumsdaten 1932 
durchgeführt werden ſoll, vor allem durch große Veranſtaltungen in 
Schleſien, aber auch durch Schlefien-Rundgebungen im Reiche, wurde 
alffeitig jugeſtimmt. Landesverbände und Ortsgruppen werden ſich & 

dieſen Schleſien-Kundgebungen überall beteiligen, da Schleſien ja leide 

ebenfalls zu den beſonders gefährdeten Oſtprovinzen gehört. 


Damit war die reichhaltige Tagesordnung der Bundestagung er- 
ledigt. Bundespräfident Ginſchel ſchloß die Verhandlungen mit 
herzlichem Dank für den warmen Idealismus, der ſeitens aller Teil- 
nehmer erneut zum Ausdruck gekommen ſei und für die fielbewußte 
Entſchloſſenheit, in dem Kampf um unſere alte Oſtheimat nicht zu er- 
matten, ſondern die Abwehr des Slawenanſturmes weiter 
mit aller Kraft zu betreiben, bemüht zu bleiben, das ganze Deutſch⸗ 
tum dafür mobil zu machen, zugleich aber dafür einzutreten, daß im 
Intereſſe des europäiſchen Friedens das Unrecht im Oſten wiedergut⸗ 
gemacht und die uns zu Unrecht entriffenen Gebiete zurückgegeben 
werden. In der Hoffnung, daß die Beſchlüſſe der VBundestagung dazu 
beitragen und die Verhandlungen neue Entſchloſſenheit auch in die 
Reihen der Mitglieder im Lande bringen werden, ſchloß Redner die 
Tagung mit herzlichen Wünjchen für das Wohl der Oſtmark und des 
Vaterlandes. 


Herr Landesverbandsvorſitzender Sitzke, Hamburg, dankte der 
Bundesleitung für ihre Arbeit in ſchwerer Zeit und Herrn Ginſchel 
auch für die Verhandlungsleitung. Mit einem herzlichen Oftheil ver⸗ 
ließen die Teilnehmer die Tagung, vollbefriedigt von ihrem Verlauf 
und den reichen Anregungen, die ſie geboten hat. 


Von geſellſchaftlichen Veranſtaltungen und Kundgebungen war 
dieſes Mal mit Abſicht abgeſehen worden, um alle Zeit und Kraft auf 
die wichtigen geſchäftlichen Verhandlungen und die Erörterung der 
oſtpolitiſchen Fragen verwenden zu können. 


Eine zweite Bundestagung in Geſtalt einer Wanderverſammlung 
im Reiche wurde zunächſt auch für dieſes Jahr mit Nückſicht auf die 
schwierigen Zeitverhältniffe nicht in Jihere Ausſicht genommen. Muß 
tatſächlich von einer ſolchen abgeſehen werden, Jo ſollen dafür nach 
Möglichkeit größere Kundgebungen in verſchiedenen Teilen des Reiches 
im Laufe des Jahres veranſtaltet werden. 


Sollten wichtige Sreigniſſe im Olten oder auf den bevorſtehenden 
internationalen Konferenzen es notwendig erſcheinen laſſen, daß der 
Oeutſche Oftbund in der Öffentlichkeit ſeine Stimme mit beſonderem 
Nachdruck erhebt, ſo wird die Bundesleitung dafür ſorgen, daß die 
Möglichkeit dazu gelchaffen wird durch gewaltige Maſſenkundgebungen, 
wie fie die Geſchichte des Deutſchen Oſtbundes ja bereits in großer 
Zahl zu verzeichnen hat, höffend, daß ſie in der Preſſe des ganzen 
Reiches und darüber hinaus auch in der Preſſe des Auslandes, wie 
bisher ſtets, ein ſtarkes Echo finden werden. 


A 


Die Preſſe über unſere Bundeslagung. 


Sowohl die meiſten Berliner Zeitungen wie faſt die geſamte Pro- 
vinzpreſſe des Reiches haben mehr oder minder eingehend über unſere 
Bundestagung berichtet und zumeiſt im vollen Wortlaut oder im Aus- 
zug auch die wichtigſten der auf unjerer Bundestagung gefaßten Ent- 
ſchließungen mitgeteilt. 

Die „Berliner Börſenzeitung“ 3. B. hat ſowohl in 
Nr. 237 wie in Nr. 249 über unſere Cagung berichtet. In der erjt- 
erwähnten Nummer hat Jie die Entſchließungen zur Korridorfrage und 
zur Memelfrage abgedruckt, in Nr. 249 in einem längeren Artikel 
unter der Überſchrift „Der deutſche Often in Gefahr — ein Warnruf 
des Deutſchen Oſtbundes“ eingehend über die Tagung und über die 
auf ihr gefaßten weiteren Beſchlüſſe, ſowie auch kurz über die Be⸗ 
deutung des Deutſchen Oſtbundes, ſeine Tätigkeit und die Arbeit 
der. ihm., auagthlah gun. Sdbiuasaglslirhgtt,. Nouticher. Obhuud. und 

Wohnungsbaugeſellſchaft Deutſcher Oftbund berichtet. In ähnlicher 
Weiſe haben auch die übrigen Berliner Zeitungen ohne Unterſchied der 
Parteiſtellung die Bundestagung behandelt. 


Die Provinzpreſſe, und zwar nicht nur die des Oſtens, ſondern 
auch im Weſten erſcheinende Blätter bringen 3. C. ſpaltenlange Be- 
richte über die Cagung, Jo 3. B. der „Landsberger General- 
anzeiger“ (Nr. 125), deſſen Bericht drei volle Spalten umfaßt, 
der die gefaßten Entſchließungen ſämtlich im Wortlaut bringt und ſie 
als wichtig bezeichnet und der mit den Worten ſchließt: 


„Aögen die Beſtrebungen des Deutſchen Oſtbundes im Intereſſe 
unſeres geſamten Vaterlandes von Erfolg begleitet ſein.“ 


Die „Frankfurter Oderzeitung“ (Nr. 125) ſtellt in 
ihrem Bericht feſt, daß der Oftbund „auch im vergangenen Jahre trotz 
der ſchwierigen Zeitverhältnijfe mit unvermindertem Eifer für die Auf- 
klärung aller Volksſchichten über die Bedeutung der Oſtfrage tätig 
geweſen ift und vielfach Erfolg erzielt hat“. Die Zeitung ſchließt ihren 
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Bericht wie folgt: „Dem Bundesvorſtand wurde Entlaftung erteilt. 
Die Jahresrechnung ergab, daß trotz aller Seitnöte die großen Auf» 
gaben des Bundes in weitgehendem Maße hatten durchgeführt werden 
können. Die Bundesleitung konnte feſtſtellen, daß begründete Hoff⸗ 
nung beſteht, auch weiterhin mit unverminderter Kraft daran mitwirken 
zu lönnen, das am Oſten durch feine I4malige Serſtückelung auf Grund 
des Diktats von Verfailles begangene Unrecht wieder gutzumachen, 
den Verlust weiteren deutſchen Volksbodens im Often zu verhüten und 
durch Mitwirkung an der wirtſchaftlichen und kulturellen Förderung 
des Oſtens die jſonſt drohende verhängnisvolle Verödung dieſer be— 
drohten Gebiete und die damit verknüpfte Gefahr der Poloniſierung 
abzuwenden.“ 

Die „Elbinger Seitung“ (Nr. 125) berichtet ebenfalls ein⸗ 
gehender über die Stellungnahme der Bundesverſammlung zur Kor- 
ridorfrage und über die Proteſte gegen das antideutſche Vor- 
gehen des Polentums. Dabei hebt ſie die erfolgreiche Mitarbeit der 
Dungſcharen und der "Srauehdieiitgruppen ‘des Welliſchen Wfioudoes 

hervor. Alle größeren oſtmärkiſchen Seitungen, vor allem die 
„Schleſiſche Zeitung“ (Breslau), das „Liegnitzer Cage⸗ 
blatt“, die „Märkiſch-Poſener Seitung“ (Meſeritz), 
der „Sefellige* (Schneidemühl), die „Weichſel⸗Seitung 
(Marienwerder), die „Königsberger Allgemeine Sei 
tung“, die „Königsberger Hartungſche Seitung“, die 
„Pommerſche Neichspoſt“ (Stettin), das „Sorfter Cage⸗ 
blatt“ und viele andere, die wir nicht alle aufführen können, be⸗ 
richten in gleich wohlwollender Weiſe über die Tagung, über die 
Tätigkeit des Deutſchen Oſtbundes und vor allem über die gefaßten 
Entſchließungen, die überall größte Beachtung gefunden haben. Wie 
ſehr das auch in der weſtdeutſchen Preſſe der Fall geweſen iſt, 
dafür Jpricht die Catſache, daß viele von ihnen, z. B. die Cages⸗ 
zeitung „Aufwärts“ in Bielefeld, den Wortlaut der Entſchließun⸗ 
gen an bejonders auffallender Stelle in Settdruck gebracht haben, 
ein neuer Beweis dafür, wie ſtark das Intereſſe für die Oſtfragen und 
das Verſtändnis für ihre Bedeutung überall ijt. 


Herriot und die Polen. 


Die polnische Preſſe hat das Ergebnis der franzöſiſchen 
Kammerwahlen zwar nicht mit Freude begrüßt, im allgemeinen 
aber doch ohne allzu große Erregung betrachtet. Freilich kann ſie eine 
gewiſſe Nervoſität nicht verbergen; denn fie kann nicht vorgeſſen, daß 
in den Reihen der Nadikalfozialiften, die jetzt als die weitaus 
ftärkfte Partei in die Kammer einziehen werden, wiederholt eine 
recht unfreundliche Kritik am franzöſiſch-polniſchen Bündnis geübt 
worden iſt. Das nationaldemokratijche „A. B. .“ hat wohl 
das offen zum Ausdruck gebracht, was die anderen nur im ſtillen ge= 
dacht haben mögen: daß nämlich mit der Regierung Tardieu „die letzte 
Linie des geſchloſſenen Widerſtandes“ gegen den deutſchen Revijionis- 
mus geſtürzt iſt, welcher „ſeit einer Reihe von Jahren unter der 
Deckung einer perfiden pazifiſtiſchen Pbrafeologie (2 konſequent und 
unermüdlich gegen die Ceſtung des tatſächlichen Friedens, der Ordnung 
und des Nechts anſtürmt“. Trotz dieſer Angft, die fie nicht ganz los 
werden kann, bewahrt die polniſche Preſſe doch — wie gejagt — im 
allgemeinen eine zuverſichtliche Haltung; ſie vertritt bis auf wenige 
Ausnahmen die Anſicht, daß ſich mit der Negierungsübernahme durch 
die Nadikalſozialiſten am außenpolitiſchen Kurſe Frankreich wenig 
ändern werde. Darin hat ſie zweifellos recht. Denn wenn es auch zur 
zeit noch nicht feſtſteht, ob Herriot, der neue Mann, mit oder ohne 
die Sozialiſten, mit denen er gemeinſam den Wahlkampf gegen Tar- 
dieu durchgeführt hat, regieren wird, Jo ſteht es doch immerhin feſt, 
daß er in der Tribut=-, der Abrüftungs- und Oſteuropafrage, alſo in 
allen für Deutſchland weſentlichen Punkten, den alten Kurs fortſteuern 
wird. So weiß denn auch die polniſche Preſſe aller Richtungen über 
Herriot, dieſen typiſchen „Durchſchnittsfranzoſen“, im weſentlichen nur 
„Vorteilhaftes“ ju ſagen, wobei ſie die vielfachen polenfreundlichen 
Außerungen diefes Mannes gefliſſentlich unterſtreicht. Herriot hat ſich 
einmal als „patriotiſchen Pazifiſten“ bezeichnet; und es ift 
ſehr lehrreich zu willen, daß zu den franzöſiſchen Politikern, denen er 
dieſelbe Bezeichnung beigelegt hat, jener Paul- Boncour gehört, 
der einmal in einer ſeiner vielen deutſchfeindlichen Kammerreden das 
Wort von den „franzöſiſchen Oſtgrenzen“ geprägt hat, „die an der 
Weichſel liegen“. Herriots Einftellung zu den deutſchen Lebensfragen 
charakteriſiert auch die Antwort, die er einmal einem deutſchen Journa- 
liſten auf die Frage nach Jeiner Meinung über die Revilionsbedürftig- 
keit des Verſailler Diktates gegeben hat: „Es gibt Worte“, hat 
er geſagt, „da bin ich ſchwerhöriger als Beethoven“. 
Edouard Herriot — das iſt auch der Mann, der die franzöſiſche Sicher- 
beit durch die deutſchen Radfahrer gefährdet ſieht, die (wie er vor gar 
nicht langer Seit einmal geſagt hat) als Vortrupp einer deniſchen 
Invaſionsarmee gegen Frankreich auftreten könnten; das iſt auch der 
Mann, der den Öfterreichern klarmachen will, daß ſie eigentlich mehr 
zu Srankreich als zu Deutschland gehören, der einmal den Wunſch ge- 
äußert hat, aus Öfterreich eine zweite Schweiß zu machen, und der wohl 
in ſeiner Vorliebe für „weiche Löſungen“ auch ganz gern auf das 
Schlagwort von der „baltiſchen Schweiz“, das von der polniſchen 
Propaganda in bezug auf Ostpreußen geprägt worden iſt, eingehen 
wird. Von dieſem »patriotiſchen Pazifiſten“ hat Polen wenig zu 
fürchten, wenn er auch in feinem Ton, den er Heutſchland gegenüber 
anschlägt, etwas freundlicher und unklarer ift, als es die parteiamtlich 
abgejtempelten Ehaupinilten aus dem franzöſiſchen Rechtslager Jind. 
Dieſer wohlbeleibte Bürgermeiſter von Pyon und ſchöngeiſtige Ver- 


fajer zweier Studien über Goethe und Beethoven ift ſich, Jobald er 
den Boden des Elyfee-und des Quai d'Orſay unter ſich fühlt, mit Poin- 
care, Marin und Cardieu durchaus einig darin, daß das orſte und 
einzige Biel jeder franzöfiſchen Politik die 
Stabilijierung des Berfailler Syftems zu Jein hat. 
Daran ändert auch die Außerung nichts, die er während des Wahl- 
kampfes einmal über die Bedeutung des Artikels 19 der Völkerbunds- 
ſatzung für die Organiſierung des Sriedens gemacht und in der er er⸗ 
klärt hat, daß er einer Neviſion der Verträge nicht prinzipiell feindlich 
gegenüberſtehe. „Ich weiß“, hat er geſagt, „daß die Verträge nicht ewig 
ſind ... Doch der Artikel 19 des Völkerbundpaktes 
kann augenblicklich nicht angewendet werden 
ohne Einftimmigkeit des Völkerbundrates. Das 
aber macht jede Neviſion praktiſch unmöglich. 
Daher muß junächſt dieſer Artikel des Paktes 
revidiert werden“ — wozu aber doch wohl wieder, was Herriot 
Bob! 1705 aber vorſichtigerweiſe nicht ſagt, Einſtimmigkeit erforder- 
ich iſt 

Herriot kann ſeinen polniſchen Freunden wohl die ehrlich gemeinte 
Verſicherung abgeben, daß er die Politik feines Vorgängers fort- 
führen wird. Allerdings find die Polen ſchon mit 
TCardieu nicht immer einverſtanden gemejen: So 
konnten fie ſich bei den Donauföderationsplänen über eine 
ziemlich ſchroffe Zurückſetzung ihrer wirtſchaftlichen Intereſſen im Süd- 
oſten beklagen. So glauben fie auch aus dem ſchleppenden Gang der 
Verhandlungen über die Erneuerung des polniſchen 
Bündnis vertrages mit Frankreich darauf ſchließen zu 
können, daß man in Paris ſchon Jeit längerer Zeit den Wunſch hat, 
lich aus der allzu ſtraffen Bindung an die ſprunghafte und unberechen- 
bare Politik Warſchaus zu löſen. Vor allem aber hat man in Polen 
feſtſtellen müſſen, daß man in Frankreich ſtarke Bedenken 
gegen eine uferloſe Sortjetung der finanziellen 
Unterſtützungspolitik hegt, wie man ſie bisher gegenüber den 
zwiſcheneuropälſchen Mittel- und Kleinſtaaten befolgt hat. Der fran- 
zöſiſche Rentner, der ja letzten Endes ſein Geld dazu hergeben muß, 
it mißtrauiſch geworden; er hat den Berluſt der Sarenſchulden noch 
nicht verſchmerzt und fürchtet nun offenſichtlich mit Recht, daß auch 
von den Milliarden, die in den letzten zwölf Jahren nach Oſt- und 
Südosteuropa gefloffen find, nur wenig wieder nach Frankreich zu- 
rückkehren wird. Die franzöſiſche Kammer hat zwar vor einiger 
Seit den Clchechen noch eine 600-Millionen-Anleihe bewilligt. 
Von dieſem Betrage Jind aber, wie ſich nachträglich herausgeſtellt hat, 
240 Millionen Franken (trotz Prager Dementis) dazu beſtimmt, die 
Beteiligung Schneider -Creuzots an den Skoda-Werken auf den 
tſchechiſchen Staat zu übertragen, jo daß alfo etwa 40 v. H. des An- 
leihebetrages ſchon binnen kurzer Seit wieder nach Frankreich zurück- 
fließen werden. Wie hier, ſo iſt auch in allen anderen Oftjtaaten das 
franzöſiſche und ebenſo das andere ausländiſche Privatkapital, um 
nicht in den Strudel des allgemeinen Zuſammenbruchs hineingeriſſen 
zu werden, bemüht, ſich aus ſeinen östlichen Anlagen zu löſen, wodurch 
es dann allerdings den wirtſchaftlichen Juſammenbruch diefer Länder 
nur noch verſchärft. Wenn man bedenkt, daß ein ſehr erheblicher Teil 
des in Polen tätigen Aktienkapitals Auslandskapital ift, kann man 
ermeſſen, was aus der polniſchen Induftrie werden muß, wenn die 
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Slucht des Auslandkapitals, die auch Polen ſchon in 
hohem Maße erfaßt hat, nicht noch rechtzeitig abgeſtoppt werden 
kann, zumal die Unluſt des Auslandes, neue Gelder nach Polen 
zu geben, dank der unvernünftigen Wiriſchaftspolitit dieſes Staates, 
einen Grad erreicht hat, der falt einer internationalen An⸗ 
leiheſperre gleichkommt. Abgeſehen von einem Schweijer Kon— 
ſortium, das erſt kürzlich eine neue Sdingenanleihe aufgelegt hat, 
ſcheinen ſich die westlichen Sinanzkreiſe an die Äußerungen des bisherigen 
amerikaniſchen Botſchafters in Warſchau, Willys, zu halten, der in 
richtiger Beurteilung der polniſchen Wirtſchaftspolitik dringend davor 
gewarnt hat, den Polen irgendwelchen Kredit zu gewähren. Dieſe War⸗ 
nung hat man anſcheinend auch in Paris nicht überhört. Jedenfalls 
verſucht Warſthau ſeit Wochen vergebens, die zweite Cranche der im 
vorigen Jahre bewilligten Aililliardenanleihe für den Bau der Kohlen- 
bahn Oberſchleſien-Odingen, die am J. Mai fällig war, zu erhalten, 
und find auch die dringlichen Bemühungen der polniſchen Regierung 
um eine neue Staatsanleihe, von denen Pariſer Blätter letzthin be 
richtet haben, vorerſt erfolglos geblieben. Im Verlaufe der Diskuflion, 
die ſich in der franzöſiſchen Preſſe in ſeinem Guſammenhang über das 
Sir und Wider einer weiteren finanziellen Unterſtützung des pol- 
vll en Bundesgenoſſen entwickelt hät, hat das Hauptorgan der fran— 
ſchen Sozialiften „Le Populaire“ die in weiten franzöſiſchen 
iſen herrſchende Auffallung wohl gauz richtig mit der Fee 
charakterisiert, daß man das Geld, das man Polen leiht, 
von vornherein als verloren anſehen müjje, da 
das Piljfudfkiregime es nicht zurückzahlen könne 
und die polniſche Demokratie, wenn fie einmal 
wieder ans Ruder kommen ſollte, es nicht jurück⸗ 
zahlen wolle. Für Herriot wird die Anleihefrage der erſte Prüf- 
ſtein ſeiner Polenpolitik ſein. 

Für den Sall, daß dem neuen Miniſterpräſidenten etwa doch noch 
Bedenken wegen einer Fortſetzung der Tardieuſchen Oftpolitik auf- 
ſtoßen ſollten, hat der ſchlagartig einſetzende franzöſi⸗ 
che Preſfefeldzug gegen Danzig dafür geforgt, daß durch 
die franzöſiſche Öffentlichkeit auf ihn ein entſprechender Druck aus- 
geübt wird. Unſchwer läßt ſich an a Artikeln, die im „Cemps“, 
„Matin“, „Journal des Debats“, „S Sigaro“, „Echo de Paris“ und 
anderen Parifer Blättern erſchienen, die Arbeit der Warſchauer 
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Drahtzieber erkennen, die ganz offenſichtlich mit ihren Pariſer Alarm- 
meldungen den Eindruck der ſeiner zeitigen engliſchen Preſſemeldungen 
über polniſche Angriffsabſichten auf Danzig abſchwächen wollen. Der 
„Temps“ ſpricht z. B. davon, daß Europa vor einem neuen „Siume= 
Streich“ ſtehe, daß es durch die Verkündung der Rückkehr Danzigs 
zum Reich vor eine vollendete Catſache geſtellt werden ſolle; und im 
„Journal des Debats“ iſt von einem wohl überlegten Plan deutſcher 
Regierungskreije, von Danzig aus über den Korridor herzufallen, die 
Nede, wobei natürlich wieder die „Hitlergarden und ihre Hilfs- 
truppen“ als Beweis für die deutſche „Kriegsluſt“ herhalten müjlen. 
Das „Journal“ glaubt ſogar ſchon, einen genauen „Aufmarſchplan der 
7000 Mann ſtarken Danziger Hitlerarmee“, die unter der 1 
des Generals Litzmann ſtehe, mitteilen zu Können, und es hat ſelbſt 
„in Erfahrung gebracht“, daß die Hitlertruppen im Salle einer Offen- 
five gegen den Korridor bei der Danziger Polizei und der Danziger 
Grenzgendarmerie, die 40000 Gewehre, 100 Maſchinengewehre, 
6 Seldgeſchütze und 4 Haubitzen beſitze, ſowie bei den anderen Wehr- 
verbänden, wie dem Jungdo, dem Wehrwolf uſw., aktive Unter- 
ſtützung finden würden (). Und Herriot hat den Wink, den ihm eine 
dem rollenden Sloty gefügige Preſſe gegeben hat, vollkommen ver⸗ 
ſtanden und in der Lyoner Zeitung „Le Deémocrat“ ſeine Meinung 
über die deutſch-polniſche Frage zum beſten gegeben; es iſt eine Mei- 
nung, die ſich in nichts von dem unkerſcheidet, was ihm die Pariſer 
Preſſe vorgeſetzt hat. „Es it“, ſagt Herriot, „wie ein Teil unſerer 
Preſſe bereits feſtgeſtellt hat, nicht unmöglich, daß die Hitlerleute nach 
Auflöfung ihrer Stoßtrupps im Reiche den Mittelpunkt ihrer Or- 
ganiſation und ihrer Tätigkeit nach Danzig verlegt haben. Man hetzt 
(in Deutſchland) die öffentliche Meinung gegen Polen auf, als wollte 
man eines Cages einen Handſtreich gegen den berüchtigten Korridor 
unternehmen.“ — Es iſt nichts Jo einfältig, daß es nicht von einem 
Franjoſen, der um die Sicherheit Jeines Landes bangt, geglaubt 
werden könnte. Und es iſt, was Deutſchland anlangt, nichts ſo ver⸗ 
logen, daß es nicht von einem franzöſiſchen Miniſterpräſidenten als 
wahr unterſtellt werden könnte. Herriot hat durch feine Beteiligung 
an der Danzig-Hetze nur beſtätigt, was man in Deutſchland ſchon 
1 90 gewußt 155 daß nämlich eine Srenzreviſion im Often 
zu Deutſchlands Gunſten nicht mit, ſondern nur 
gegen Frankreich durchgeführt werden kann. Dr. K. 


Der Hafen von Gdingen. 


Unruhen in Gdingen. 


Verſchiedene Blätter berichteten aus Karthaus, Neu- 
ſtadt und Sdingen, daß es dort in letzter Woche zu ſchwe⸗ 
ren Unruhen gekommen jei, bei denen pommerelliſche 


Arbeiter, die bei der Verteilung von Arbeitsloſenunterſtützungs⸗ 
geldern zugunſften kongreßpolniſcher und galifzi⸗ 
ſcher, in Schützenverbänden organifierter Ar⸗ 


beiter benachteiligt wurden, gegen dieſe mit großer Er- 
bitterung vorgegangen fein ſollen. Es ſollen bei dieſen Suſammen- 
ſtößen in Neuſtadt acht und in dingen 13 Codesopfer 
zu verzeichnen ſein. Die Marine in Sdingen und das in 


Neuftadt ftationiorte Militär ſollen fich geweigert 
haben, gegen die pommerelliſchen Arbeiter vor 
zugehen! Von polniſcher Seite wurden dieſe Nachrichten demen⸗ 
tiert. Nur der Krakauer „Sluftromany Kurjer Codzienny“ meldete, 
daß in Neuftadt bei einer vom „Lager des großen Polen“ veran- 
ftalteten Verſammlung Schlägereien ausbrachen, die zur Auflöfung der 
Verſammlung führten. Das Blatt meldete weiter, daß nach der Ver- 
ſammlung Demonftrationen veranftaltet wurden, bei denen die Sor⸗ 
derung „Pommerellen den Pommerellern“ und „Sort 
mit den Fremden aus den anderen Teilgebieten“ er- 
hoben wurden. 


Wie die „Berliner Sörjenzeitung“ berichtete, find die erwähnten 
Unruhen in Gdingen infolge der Weigerung der Sdingener 
Hafenarbeiter, feuergefährliche und geſundheits- 
ſchäd liche Phosgen und Sasmunition zu verladen, 
die ſeit einiger Zeit von dem polniſchen Stickſtoffwerk Chorſow für 
den Fernen Oſten geliefert wird. (. Der Transport geſchieht 
auf däniſchen, franzöſiſchen und auch japaniſchen Dampfern. Infolge 
der mangelhaften Verladungsmöglichkeiten, der ungenügenden Ver- 
packung und vor allem der Unzuläuglichkeit des Materials traten 
e ſch were Vergiftungserſcheinungen bei den 

Hafenarbeitern auf. Sie forderten infolgedeſſen die Verab⸗ 
reichung von Gasmasken und Gummianzügen zum Schutz gegen die 
giſtige Munition. Ebenso verlangten fie höhere Löhne und Abbau der 
überaus ſcharfen Aufſicht durch die Hafenpolizei. Als die Hafenver- 
waltung dieſe Forderungen ablehnte, legten die Arbeiter die Arbeit 
nieder und zogen in geſchloffenem Zug vor das Haus des Hafenkom- 
mandanten. Es wurden dabei aufrühreriſche Lieder geſungen. Da der 
Haſenkommandant ſich nicht ſprechen ließ, ſondern Militär be⸗ 
orderte, warfen ihm die Arbeiter die Scheiben ein und wollten die 
Kommandan fur fürmen. Die polniſchen Matroſen 
weigerten ſich, auf die Arbeiter ju ſchießen, 
ebenſo die Soldaten des dort ftationierten 11. Ula- 
nenregiments. Erſt durch das Einſetzen von Seekadetten und 
Gendarmen, die mit der blanken Waffe vorgingen, wurden die De- 
monſtranten zerſtreut. Dabei wurden wei Arbeiter getötet 


und über 30 ſchwer verwundet. Der Hafenkommandant 
ſtellte dann die geſamten Hafenarbeiter unter Kriegs- 
recht, erließ ein Streikverbot und löfte die Sewerkſchaft der Hafen- 
arbeiter auf. Trotzdem verblieb der größte Teil der Hafenarbeiter 
im Streik. Man ließ daraufhin die Verladung der Muni- 
tion durch Angehörige der Legionäre und der 
Schützenvereine vornehmen. Es kam auch bei dieſen Un- 
ruhen zu wiederholten Sabotageakten, wobei das Schwimmdock be- 
ſchädigt und ein großer Kran zum Umfturz gebracht wurde. Nach 
einer Meldung des „Sluftromany Kurjer Codzienny“ iſt es auch Später 
in Gdingen noch zu blutigen Unruhen gekommen, bei denen ungefähr 
joo Verhaftungen vorgenommen wurden. 


Ein franzöſiſches Urteil über Sdingen. 

Der Pariser „Intranfigeant“ veröffentlichte einen Artikel 
über Gdingen, der einige intereſſante Seſtſtellungen aus franzöſiſchem 
Munde enthält. Es heißt darin u. a., daß dieſer neue polniſche Hafen 
einen Platz auf der Karte einnehme, der im Nachkriegseuropa als 
der unſicherſte bezeichnet werden müffe. Es ſei ſogar möglich, 
daß dieſer Hafen noch raſcher verſchwinde, als er 
aufgebaut wurde. Der Friedensvertrag von Verſailles habe 
Danzig zum Hafen Polens beſtimmt. Es ſtehe außer Sweifel, daß 
Danzig für die höchſtgeſpannten Bedürfniſſe des 
poluiſchen Handels vollkommen ausgereicht hätte, 
da diele Stadt feit Jahrhunderten das natürliche Ausfalltor für ein 
ungeheures Hinterland, zu dem Preußen, Polen und Weſtrußland ge- 
hörten, geweſen ſei. Dieſes wirtſchaftliche Hinterland habe ſich ſogar 
bis zum Schwarzen Meer und bis zur Adria erſtreckt. Wenn Polen 
in der Entfernung von 15 Kilometern einen zweiten Hafen erbaut habe, 
fo ſeien keineswegs wirtſchaftliche Hründe dafür maß- 
gebend geweſen. Vielmehr habe die Politik die wirtſchaftlichen Er- 
wägungen in den Hintergrund gedrängt. Unter der Parole „mare 
nostrum“ habe die polniſche Propaganda Millionen für dieſen Sweck 
aufgebracht. 

Eine englifche Seitſchrift in Sdingen. 

In Gdingen iſt der Verlag einer geitfchrift unter dem Titel „Che 
Baltic Shipping News and Göynia Times“ begründet worden. Die 
Seitſchrift Joll von dem engliſchen Journaliſten Herbert. Jackſan, einem 
beſonderen Polenfreund, geleitet werden, der ſowohl als Verleger 
wie als Schriftleiter zeichnet. Die Seitſchrift joll zunächſt wöchentlich 
herauskommen. 


Deutschlands Zukunft liegt Im Osten! 


Tretet ein in den Deuffchen Oftbund! 
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Die neue Heimat der Verdrängten. 


Man kann zahlenmäßig nachweiſen, daß die aus den durch den 
Friedensvertrag von Verfailles an fremde Staaten gekommenen ehe- 
mals deutſchen Lande ausgewanderten und nach Deutſchland zurück- 
gekommenen Perſonen zum allergrößten Teil in der engeren Nähe der 
neuen deutſchen Grenzen ſich anſiedeln. Nur wenige Perſonen gehen 
tiefer in das deutſche Staatsgebiet hinein, und wenn wir heute aus 
den Suwanderungszahlen aus den Jahren 1921 bis 1031 darüber eine 
geuauere Statiftik aufſtellen wollen, Jo erhalten wir folgende wichtige 
Neſultate: Von den aus Polen nach Deutſchland zugewanderten deut- 
chen Optanten ſind insgeſamt in einer Entfernung von nicht mehr als 
75 Kilometer von der deutſch⸗polniſchen Grenze jetzt angeſiedelt 
37,8 v. H. Durch die Nähe der Hauptſtadt Berlin wurde dann aller 
dings eine derart ſtarke Anziehungskraft auf die Juwanderer aus- 
geübt, daß das zweitſtärkſte Kontingent der aus Polen zugewanderten 
Bevölkerungsteile gleich auf Berlin und die weitere Umgebung mit 
zuſammen 31 v. H. entfällt für die zum Vergleich geftellten zehn Jahre. 
Nur 14,1 v. H. aber gingen überhaupt aus preußiſchen Gebietsteilen, 
zumeiſt in öſtlichen Teilen des Reiches heraus und nach Bayern, 
Sachſen, weniger nach Württemberg, Mecklenburg und Oldenburg. 
Saft gar keine Zuwanderung aus den polniſch gewordenen Abtretungs- 
gebieten erhielten Baden, Heſſen und Thüringen. 


Dieſe Aufzählung, die ſehr genau nach den polizeilichen Melde- 
liſten und ferner nach den Beſiedelungsunterlagen ausgeführt wurde, 
läßt ſchon erkennen, daß die Zufammendrängung ähnlich gearteter und 
meiſt auch beruflich verwandter Bevölkerungsteile in den neuen 
Grenigebieten recht ſtark fein muß. Um bei einem klareren, weil 
weniger umfangreichen Beiſpiel zu bleiben, wollen wir erwähnen, daß 
von den rund 11000 Perfonen, die aus Neu- Dänemark, alſo aus 
dem früher deutſchen Nordſchleswig zunächft einmal faſt 0 v. H. in 
der Provinz Schleswig-Holſtein verbleiben wollten, der Neſt ging in 
der Hauptſache nach Mecklenburg und Oldenburg, ein kleiner Teil nach 
Hamburg. Dann aber ſtellte es ſich heraus, daß die landwirtſchaftliche 
Tätigkeit, auf die eben dieſe oo v. H. der Zuwanderer aus Neu- 
Dänemark angewieſen war, in dem nördlichen Teil des Reiches zu 
keinen Erfolgen kommen konnte, weil bereits eine Überſättigung au 
bäueriſchen Anlagen und agrariſchen Wirtſchaftsgelegenheiten dort 
beſtand. So trat um die Jahre 1927 bis 1929 nochmals eine zweite 
Welle der Abwanderung dieſer Perſonen ein: es gingen etwa 65 v. 9. 
dieſer Leute nach Weſtfalen, Hannover und dem Rheinland, ein 
kleinerer Neſt zog Mecklenburg und die pommerſchen Gebiete vor, wo 
lie allerdings gleich wieder unter ähnliche Vorbedingungen für die Auf⸗ 
nahme ihrer regulären Tätigkeiten kamen, wie ſie fie ſoeben jwangs⸗ 
läufig aufgeben wollten. 

Wenn man im allgemeinen in den Jahren nach dem Ende des 
Weltkrieges hinſichtlich der inländiſchen deutſchen Bevölkerung den Ein- 
druck hatte, daß fie dem „Zug nach der Reichshauptftadt“ ſtark unterlag, 
ſo kann man das gleiche nicht ohne weiteres auch von der aus den 
abgetretenen Gebieten zugewanderten Bevölkerung ſagen. Die meiſten 
nährten bei ihrem Übertritt auf deutſches Gebiet die vage Hoffnung, 
daß doch dieſer Suſtand, vor dem fie auswandern mußten, nur ein 
zeitweiliger und vorübergehender ſein würde, leider unterſchätzten ſie 
dabei die Macht der Verhältniſſe, unter denen zu leben, alle deutſchen 
Bevölkerungsteile heute gewohnt find. Die Neichshauptſtadt hat alles 
in allem noch keine 72000 Perſonen als neue Bürger in den 
Jahren 1921 bis 1031 aus den abgetretenen Grenzgebieten erhalten, 
und es iſt auch feſtzuſtellen, daß bereits wieder ſeit etwa drei Jahren 
eine Nückflutung dieſer Bevölkerungsteile aus Berlin nach den länd- 
lichen Gebieten des Oſtens und Südens einsetzt. Wenn aus Berlin 
jeit Monaten eine Verringerung der Bevölkerungszahlen gemeldet 
wird, alſo auch eine ſtarke Fortzugsbewegung, Jo ift dabei die Zahl 
der von 1921 an zugewanderten Grenzdeutſchen eine erhebliche Menge. 
Man darf ſich alſo überzeugen, daß die Umſtellung dieſer Be⸗ 
völkerungsteile auf ſtädtiſche Berufs- und Lebensart doch nur recht 
lückenhaft gelungen iſt. 

Die meiften der jetzt in den neuen Grenzgebieten liegenden Kreiſe 
baben nicht jo ſehr eine erhebliche Verdichtung des Bevölkerungs- 
Jtandes pro Quadratkilometer zu verzeichnen, ſie haben vielmehr eine 
erhebliche Zufammendrängung der Berufsſchichtung zu beklagen, die 
es den meiſten Angehörigen der verſchiedenen Erwerbsgruppen ſehr 
Idywer macht, ſich einigermaßen ſelbſtändig zu ernähren, ohne daß der 
Staat entweder durch den Ausfall an Steuern oder den Swang der 
Suſchußpflicht getroffen wird. Wenn in der öſtlichen Grenzmark bei- 
Ipielsweiſe heute auf 35 Perſonen ein Arzt entfällt und auf 74 Per- 
jonen bereits ein Rechtsanwalt, Jo will das heißen, daß dieſe Berufe 
keineswegs zu den prosperierenden oder auch nur einigermaßen ent- 
wicklungsfähigen gerechnet werden können, weil ja die Zuwanderung 
rein wirtſchaftlicher, bäueriſcher und handwerkerlicher Bevölkerungs- 
teile viel weniger Jtark erfolgt als gerade die Zuwanderung der zu 
den Geiſtesarbeitern zu rechnenden Kreiſe. Dieſe verlieren in den 
meiſten abgetretenen Gebieten oftmals das Recht, ihre Berufe weiter 
auszuüben, falls fie nicht beſtimmte Vorausſetzungen in ihren eigenen 
Betrieben erfüllen wollen, wozu meiſtens Einſtellung einer bedeutenden 
Sahl nicht deutſchſprachiger Angeſtellter gehört, ferner die Anwendung 
einer fremden Sprache als Hauptverkehrsidiom im eigenen Betrieb. 
Dazu kommen dann noch geiſtige und ſeeliſche Hemmungen und Um⸗ 
ſtellungsforderungen, die es mit der Seit meiltens notwendig machen, 


daß gerade die Angehörigen diefer Berufe nach Deutſchland zurück- 
wandern. Auf diefe Art läßt ſich die ſtarke Vermehrung der geiftigen 
und freien Berufsangehörigen in den neuen Grenzgebieten des Deut- 
ſchen Neiches erklären. Dafür geben vor allen Dingen folgende 
Sahlen ein gutes Beiſpiel, die wir für einige, hier beſonders inter- 
elliererde Kreiſe der Grenzgebiete zuſammengeſtellt haben: 


Anteil der Anteil der Anteil der 
Gebiet Agrar⸗ kaufm. freien 
bevölkerung Bevölkerung Berufe 
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Dieſe Uberſicht über vier der wichtigſten nördlichen und öſtlichen Grenz- 
bejirke zeigt ganz klar, daß die Zuſammendrängung der Bevölkerung 
auf die berufliche Abgrenzung einen nicht eben günstigen Einfluß aus 
übt. Wir haben oben in Klammern jeweils die Verteilung der Berufs- 
ſchichten vor dem Ausbruch des Weltkrieges mitangegeben und 
konnten feſlſtellen, daß es beſonders für die Angehörigen der freien 
Berufe heute erſchwert iſt, normale Exiſtenzbediugungen in den Rand- 
gebieten zu erlangen. Deswegen hat ſich auch in den letzten Jahren die 
Catſache herausgestellt, daß von denjenigen Personen, die nunmehr 
die Grenzgebiete nach Aufgabe einer Rückkehrmöglichkeit in die nicht 
mehr deutſchen Heimatgebiete verlassen, eine ſehr hohe Anteilzahl den 
Jogenannten freien Berufen angehört. Die Sortzugstätigkeit aus den 
Srenggebiefen iſt für Arzte in den vergangenen 18 Monaten am 
böchſten geweſen, für Schriftsteller und Zeitungsberufe iſt die Fort- 
zugsanteilzahl faſt genau Jo hoch, dann folgen Rechtsanwälte und 
Architekten. Dabei ift für die östlichen Nandgebiete der Grenzmark 
zu beachten, daß von dieſen freien Berufen als neuer Wohnſitz faſt 
ausſchließlich Süddeutſchland und Mitteldeutſchland gewählt wird, was 
wohl der gefühlsmäßigen Überlegung entspringt, daß man dort in Su- 
kunft ähnlichen Ereigniſſen nicht Jo ſtark ausgeſetzt werden wird, 
während man der Lage im Weſten nicht lehr ſtark zu vertrauen ſcheint. 
Überhaupt ift für die Angehörigen der freien wie der kauf- 
männiſchen Berufe der Anfiedlungsdrang bei Fortzug aus den ab- 
getretenen Gebieten des Weſtens (Elſaß-Lothringen, Cupen-Malmedy 
und Saargebiet während der Okkupation) weitzügiger entwickelt als 
bei den Bevölkerungsgruppen im Oſten. Von den aus dem Elfaß feit 
dem Jahre 1919 nach Deutfchland gekommenen Perſonen find nur 
18 v. H. im Rheingebiet neuangeſiedelt, und das ſind falt durchweg 
Angehörige der induſtriellen Gruppen. Von den freien Berufen der 
Arzte, Joumaliften, Rechtsanwälte, Architekten uſw. find die über⸗ 
wiegende Mehrzahl, man kann zwiſthen 8 und 82 v. H. ſtatiſtiſch be⸗ 
rechnen, nach dem Inneren Deutſchlands gezogen. Weniger auffällig 
iſt dieſe Erſcheinung für die aus Eupen-Malmedy und dem okku- 
pierten Saargebiet zugezogene deutſche Bevölkerung feftzuftellen, die 
ſich zu immerhin noch 65 v. H. in den benachbarten, deutſch geblie- 
benen Gebieten angefiedelt hat, wobei freilich für die Saarländer die 
feſte Zuverſicht hinzukommt, daß ihre ſaarländiſche Heimat über kurzem 
doch wieder zum unbeſetzten Reichsgebiet rechnen wird. 5 
Sum Schluß dieſer bevölkerungs- und berufswirtſchaftlich 
immerhin wichtigen Seftftellungen ſei noch bemerkt, daß auch ein ge⸗ 
wiſſer Zuzug aus den nordböhmiſchen Gebieten in die Randgebiete 
Sachſens und Schleſiens ſeit zehn Jahren feſtzuſtellen iſt. Beſonders 
im Gebiet Nordoſtböhmens, wo die Cſchechiſierung der deutſchen Be⸗ 
völkerung manchmal geradezu groteske Sormen annimmt, ift diefe Su- 
wanderung auf deutſches Gebiet für die intellektuellen und deswegen 
auch freifügigeren Kreiſe ſtark angewachſen. In dieſen Randgebieten 
darf man auf immerhin 6200 Perſonen zählen, die eine Art interi⸗ 
miſtiſchen Wohnſitz dort genommen haben und verjuchen, ihre Berufe 
Jo gut wie möglich weiter auszuüben, was beſonders für Speiialärzte 
und Juriſten reichlich ſchwer in dieſen Juſtänden iſt, weil zum großen 
Ceil die praktiſche Betätigungsmöglichkeit wegen Mangels an Zu- 
laſſungen behördlicher Natur unterbunden iſt. Unter dieſen Gruppen 
der in den Nandgebieten neu zugewanderten Bevölkerungsteile ſind 
deswegen auch die beruflichen Umſtellungen recht umfangreich 
geworden: man findet dort Arzte, die in Privatbanben eingeſtellt ſind, 
und. Rechtsanwälte, die in Nedaktiousbüros eine Hilfstätigkeit aus- 
üben. Hoffen wir, daß ſie alle recht haben mit ihrer großen Hoffnung: 
daß nämlich alles das nur ein etwas langgedehnter Übergang iſt zu 
früheren, beſſeren Zuftänden und Seiten oder zu neuen Entwicklungen 
auf einer natürlicheren Grundlage als fie heute vorhanden iſt. 


Dr. Friedrich Suſtav Schmidt. 
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Das Heilsberger Dreieck. 


Das Wehrkreiskommando I in Königsberg teilt mit: Die dau- 
ernde Bedrohung der vom Neich abgetrennten 
Pro vin! habe das Reichswehrminiſterium veranlaßt, ihre Ver- 
tleidigungs fähigkeit im Rahmen des durch das 
Berjailler Diktat Erlaubten zu verbeſſern. Hier⸗ 
für zur Verfügung geſtellte Mittel würden zur Verſtär kung 
des Jogenannten „Heilsberger Dreiecks“, deſſen drei 
Eckpunkte die Städte Pr.-Eylau, Sensburg und Maldeuten Jind, 
benutzt, um der Abwehrkraft der Provinz ein weiteres Nückgrat zu 
geben. Die erforderlichen Geländeverſtärkungen würden zum größten 
Ceil an provinziale Baufirmen vergeben werden. Daneben 
dürfte auch der Sreiwillige Arbeitsdienſt eingeſetzt werden. 
Das Wehrkreiskommando fügt hinzu, daß die neuen Verſtärkungen 
keineswegs auf eine Verſchärfung der Bedrohung der Provinz zurück- 
zuführen ſejen oder hindeuteten und daß die vorwärts der Seils- 
berger Stellung wohnenden Teile der Bevölkerung keinen Grund 
zu der Annahme hätten, daß ſie milftäriſch aufge- 
geben ſeien. An dem Grundſatz der Behauptung der ganzen 
Provinz habe ſich nichts geändert. 

Die polniſche Preſſe hat die Nachricht von der geplanten 
Verſtärkung des Heilsberger Dreiecks in großer Aufmachung ver- 
breitet und ſie natürſich mit den üblichen Kommentaren über deutſche 
Angriffsabſichten auf Polen verſehen. Auch die amtliche polnische 
Celegraphenagentur hat auffällig ſchnell zu dieſer Frage Stellung ge- 
nommen, und zwar in einer Weife, die darauf abzielt, Genf und Paris 
gegen Deutſchland auf den Plan zu rufen. In der amtlichen Auße⸗ 
rung wird nämlich behauptet, daß die deutſchen Abſichten dem 
Art. 180 des Verſailler Diktats widerſpechen. Dieſer 
Artikel beſagt im weſentlichen: „Alle befestigten Anlagen, Seftungen 
und feſten Plätze zu Lande, die auf deutschem Gebiete weſtlich einer 
Linie in 50 Kilometer Abſtand öſtlich des Rheins liegen, werden ab⸗ 
gerüſtet und geſchleift. — Die Anlage jeder neuen Befeſtigung, gleich⸗ 
viel welcher Art und Wichtigkeit, iſt in der im erſten Abjat dieſes 
Artikels bezeichneten Zone verboten. — Das Sujtem der bejejtigten 
Werke an der Süd⸗ und Oſtgrenze Deutſchlands verbleibt im gegen- 
wärtigen Zuftand.“ Das allgemeine Befeſtigungsverbot gilt aljo nur 
für die Gebiete weſtlich des Rheins und die entmilitariſierte 50-Rilo- 
meter-Gone öftlich des Rheins, nicht aber für das übrige Deutſch⸗ 
kand. Der letzte Abſatz des Art. 180 findet auf die Heilsberger Pläne 
ſchon deshalb keine Anwendung, weil es ſich hierbei nicht um „befeſtigte 


Werke“, ſondern lediglich um Geländebefeſtigungen handelt, durch die 
„das Suſtem der befeſtigten Werke“, wie es 1919 in Oftpreußen be- 
ſtanden hat, keineswegs entſcheidend verändert wird. Die polniſche 
Darſtellung, als ob dieſe Geländebefeſtigungen im Heilsberger Dreieck 
als Operationsbaſis in einem deutſchen Angriffskriege () gegen Polen 
dienen könnten, richtet lich von jelbſt. Denn den lediglich für die 
Verteidigung geeigneten Anlagen, denen nicht einmal ſchwere Ver- 
teidigungswaffen zur Verfügung ſtehen (von den ſchweren Angriffs- 
waffen, die Deutfchland überhaupt nicht beſitzt, gänzlich zu ſchweigen !, 
ſteht auf polniſcher Seite eine Kette moderner 
Seftungsanlagen gegenüber, von deren Baſis aus eine mit allen 
modernen Kriegsgeräten ausgestattete Angriffsarmee gegen das offene 
mafurifche und oberländiſche Plateau in Bewegung geletzt, alſo gegen 
einen Naum vorgeſchickt werden kann, der, abgejehen von den 
ſchwachen Neichswehrkräften, zu feiner Verteidigung nur die Gunſt 
des jumpf- und ſeenreichen Geländes und den fanatiſchen Behaup⸗ 
tungswillen ſeiner Bewohner gegen jeden polniſchen Naubeinfall in die 
Wagſchale zu werfen vermag. 

Im übrigen kann ſich das Reichswehrminiſterium bei all' ſeinen 
Maßnahmen, die es zum Schutze Oſtpreußens trifft, nicht allein auf 
die berechtigten Forderungen der oſtpreußiſchen Bevölkerung nach mili⸗ 
täriſcher Sicherheit ſtützen, ſondern auch auf verantwortliche polnische 
Perfönlichkeiten berufen, aus deren Außerungen unzweifelhaft ſehr 
aktuelle Angriffsabſichten Polens auf Oſtpreußen hervorgehen. Es 
jei nur an die Drohung jenes hohen polniſchen Offiziers erinnert, der 
bei der Sehnjahresfeier der polniſchen Bruderhilfe in Danzig gejagt 
hat, daß er eher in Uniform in Königsberg als noch einmal in Sivil 
in Danzig fein werde. Es fei neben zahllojen anderen, ähnlich klaren 
Außerungen auch daran erinnert, daß polniſche Agitatoren im Aus- 
lande, wie J. B. Paderewſki in Amerika, ſuſtematiſch den Boden für 
eine polniſche Beſitzergreifung Oſtpreußens vorbereiten. Überdies 
wurde auch die Beſeitigung der Danziger Selbſtändigkeit, die Polen 
mit völlig unverhüllten Mitteln auſtrebt, eine direkte militäriſche Be- 
drohung Oſtpreußens bedeuten. Dieſe polnische Politik und die er- 
wähnten offenen Angriffsbekundungen, die keineswegs „von unver⸗ 
antwortlichen Chauviniſten“, ſondern von maßgeblichen Perjönlich- 
keiten in Übereinſtimmung mit den Warſchauer Regierungskreiſen ge- 
macht werden, rechtfertigen nicht allein die Geländebefeſtigungen im 
Heilsberger Dreieck, ſondern würden ſchlechthin alles rechtfertigen, 
was zum Schutze Oſtpreußens unternommen werden könnte. 


Die Bedrohung des Gſtens. 


Polen will Oſtpreußen „befreien“! 

Der Verband polniſcher Hochſchüler aus den an Oſtpreußen grenzenden 
Bezirken veranstaltete am 27. Mai in Warſchau einen „Oſtpreußen⸗ 
Abend“, auf dem u. a. der frühere polniſche Generalkonſul in Königs⸗ 
berg i. Pr., Srokowſki, einen durch ſeine Deutjchfeindfchaft be⸗ 
merkenswerten Vortrag über Oſtpreußen hielt. Noch im Jahre 1919 
habe nach Meinung Srokowſkis die Möglichkeit einer Verſtändigung 
zwiſchen Ostpreußen und Polen (2) beſtanden, was jedoch durch Deutſch⸗ 
land veeitelt worden ſei, da das Reich ſich ſehr raſch von der Nieder- 
tage zu erholen und gleichermaßen an die Reviſion der Grenzen zu 
denken begonnen habe. Seit diefer Zeit ſei Oftpreußen Gegenſtand 
beſonderer Fürſorge des Reiches geworden, wobei es vor allen Dingen 
darum gehe, „Ostpreußen auch unter großen Opfern bei Deutſchland 
zu erhalten“ und nachzuweiſen, daß „das polniſche Pommerellen“ ju 
Deutſchland gehören müſſe. Darum laſſe ſich das Reich Oftpreußen 
auch heute noch viel koften, obgleich dieſes Land ohne natürliches 
polniſches Hinterland wirtſchaftlich nicht Jelb- 
ständig beſtehen könne und aus drei verſchiedenen (9) 
Gebietsteilen zufammengeleßft Jei. Aufgabe der polni⸗ 
chen Diplomatie ſei, der Welt klarzumachen, daß Oſtpreußen 
ebenſo wie Lettland, Litauen und Finnland be⸗ 
freit (20 werden müſſe. Die polniſche Öffentlichkeit und die 
polniſchen Organiſationen müßten ſuſtematiſch daran arbeiten, um „die 
rükftändige und vernachläffigte Maſſe der maſuri- 
chen Bevölkerung“ für Polen (h zu gewinnen. Der 
Vortragende machte ſchließlich der polniſchen Öffentlichkeit bittere 
Vorwürfe, daß Sie in dieſer Hinficht vieles vernachläſſigt habe, wobei 
er beſonders darauf hinwies, daß heute in Allenſtein noch kein 
polniſches Symnajlium errichtet worden ſei. 


Polnische Flottenmanöver vor Danzig. 

Die gefamte polniſche Flotte, beftehend aus einem 
Panzerkreuzer, mei &orpedobootsflottillen, vier Corpedobootsjägern, 
eine Unterſeebootdiviſion nebjt zahlreichen Begleitſchiffen hielt am 
22. und 23. Mai große Manöver in der Danziger 
„Bucht ab. Eine beſondere Rolle ſpielten dabei die Minenfuchboote, 


Der Gſtbund hilft Dir! 
Willſt Du ihm helfen? Dann wirb Mitglieder 


? für ihn und Leſer für 
ſein „Oſtland“! Dadurch förderſt Du wirkſam die uns allen 
gemeinſame Sache der Oſtmark! 


die einen Sperrgürtel zum Schutze von Gdingen legten. Die 
geſamten in Sdingen ftationierten Slug zeuge nahmen gleichfalls 
an der Übung teil. Die Bombenflugzeuge hatten dabei die Aufgabe, 
„deutſche Ponzerkreuzer bei einem Angriff auf Gdingen mit Bomben 
zu belegen“. Auf der Landſeite nahm die erſte Matrojen- 
divifion an den Manövern teil. Im Auftrage des fran 
16 ſiſchen Marineminifteriums verfolgte der fran⸗ 
zöfiſche Admiral Corbuſier an Bord des „TCorpedo- 
zerſtörers Wilna“ die Übungen der polniſchen Slotte. 


Gemäß einer neuen Verordnung des polniſchen Finanzminiſters wird 
der polniſche Soll- und Srenzſchutz mit bewaff⸗ 
neten Motorbooten für die Oſtſee ausgerüstet werden. 
Diefe Grenzſchutzboote ſollen das Necht haben, Schiffe auf See 
anzuhalten und, falls dieſe der Aufforderung zum Halten nicht 
ſofort folgen, von der Waffe Gebrauch zu machen. Zwei Schüſſe ſollen 
in die Luft abgegeben werden, der dritte Schuß ſoll bereits auf die 
Takelage gerichtet werden. Die nächſten Schüſſe dürfen der Reihen 
folge nach auf das Steuer, die Kommandobrücke und dann unter die 
Waſſerlinie gerichtet werden. Dieſe Verordnung dürfte e 
der ſchnellen Bereitſchaft gewiſſer Grenztruppen, von den ffen 
Gebrauch zu machen, recht bedenklich fein, beſonders in einem Ge- 
wäſſer, das in der Hauptſache von Schiffen anderer Staaten, vor allen 
Dingen von Danziger Schiffen im Küſtenverkehr befahren wird. Wirt- 
ſchaftliche oder zolltechniſche Gründe können für dieſe polniſche Maß- 
nahme nicht angeführt werden. Die Gründe müſſen aljo auf anderem 
Gebiete liegen. Vielleicht will Polen den Eindruck erwecken, als ob 
es ſich gegen irgendwelche Gefahren ſchützen müſſe, die ihm von Danzig 
her drohen. Vielleicht will es ſich auch eine neue militärische 
Waffe ſchaffen, die bei gegebener Gelegenheit den 
Danziger Schiffsverkehr lahmlegen kann, ohne daß 
hierfür Einheiten der polniſchen Kriegsmarine, die im Ernſtfall an 
anderer Stelle eingesetzt werden ſollen, herangezogen werden müſſen. 


Wilitäriſche Vorbereitung der Frauen in Oft-O.-S. 


Polen hat auch in Oft-Oberfchlefien die militäriſche Vorbereitung 
der rauen für die Landesverteidigung eingeführt. In Kattowitz wurde 
damit ſchon im letzten Jahre der Aufang gemacht. Die Frauen werden 
in Lagern und Ausbildungskurſen, die in Städten und Dörfern ab⸗ 
gehalten werden, für ihren Zweck ausgebildet; fie gelten als Inftruk- 
teurinnen und werden nach Ablegung von Prüfungen über ganz Polen 
verteilt, um ihre Cätigkeit in den Städten und Dörfern fortzuſetzen 
und mehrere taufend Schülerinnen im Geilte der Ideologie der mili⸗ 
en Vorbereitung der Frauen für die Landesverteidigung auszu- 

ilden. 


Die Polen im 


Das polniſche Sumnaſium in Beuthen. 


Surzeit wird an dem Umbau des für das polniſche 
Sumnajium beſtimmten ehemaligen „Katolik“-Verlagsgebäudes 
auf der Friedrich -ESbert⸗Straße in Beuthen (O.-S.) 
gearbeitet. Von der polniſchen Volksbank „Pomoc“ in Berlin waren 
mehrere Beuthener Baufirmen zur Abgabe von Offerten für die Um- 
bauarbeiten einſchließlich der Turnhalle aufgefordert worden. Die An- 
gebote bewegten ſich in den Grenzen zwiſchen 48 doo und 56 000 Mark. 
Während die Ausſchreibung von der Bank „Pomoc“ erfolgte, wurde 
der Suſchlag von Ingenieuren der Kattowitzer Wojewodſchaft erteilt. 
Ein Baumeiſter Jaczimſ hi in Tarnomwit führt die Arbeiten aus. 
Ohm ift zur Pflicht gemacht worden, ſich mit einer Beuthener Baufirma 
in Verbindung zu ſetzen. Vertraglich mülfen die Umbauarbeiten 
bis zum 15. Auguſt d. J. beendet fein. Da das polniſche Schul- 
jahr mit dem 1. September ſeinen Anfang nimmt, Jo iſt wohl anzu- 
nehmen, daß mit dem genannten Cage die neue Anſtalt ihre Pforten 
öffnen wird. In der Swiſchenzeit iſt auch dastehemalige pol- 
niſche Konſulatsgebäude auf der Gleiwitzer Straße in 
Beuthen durchgreifenden Erneuerungsarbeiten unterzogen worden. Hier 
ſoll ein Penſionat für die Schüler des Gymnaſiums 
eingerichtet werden. 


Poloniſierungsarbeit im Kreiſe Neuſtadt. 

Der polniſche Pfarrer Koziolek in Grabine, 
Kreis Neuſtadt, der Joeben als erfolglojer Spitzenkandidat für die 
polniſche Liſte zur Preußiſchen Landtagswahl aufgetreten iſt, macht 
wieder einmal von ſich reden. Die Gemeinde Grabine iſt durchaus 
deutſch. Trotzdem hat der Pfarrer Koziolek es fertiggebracht, hier 
eine polniſche Privatſchule zu gründen, die einzige in 
Oberſchleſien außerhalb des ehemaligen Abſtimmungsgebietes. Der 
Pfarrer hat auch ſeit Jahren den deutſchen Eltern immer wieder bei 
dem Sakramentsunterricht der Kinder Schwierigkeiten gemacht und ſie 
beeinflußt, den Unterricht für ihre Kinder in polniſcher Sprache er- 
teilen zu laſſen. So beſteht gegenwärtig der Suſtand, daß nur 
18 Kinder dieſen Unterricht in deutfſcher Sprache, 
aber 20 in polniſcher Sprache erhalten, obwohl 
von dieſen 20 Kindern nur ein einziges die polniſche 
Schule beſucht, während alle übrigen 19 in die 
deutſche Schule gehen. Für den Sakramentsunterricht hatte 
Pfarrer Koziolek ſich nun, da er ſeit langem leidend iſt und nicht 
laut ſprechen darf, den Lehrer der polniſchen Privat- 
Jule, einen polniſchen Staafs angehörigen, als 
katechetiſchen Afſiſteuten in die Kirche mitgebracht. Nachher kam es 
dann dazu, daß der Pfarrer den Sakramentsunterricht überhaupt nicht 
mehr erteilte, ſondern ihn für beide Sprachengruppen 
vollſtändig dem polniſchen Lehrer überließ. So it 
der Zuſtand eingetreten, daß ein aus Polen herübergeſandter Agitator 
den Sakramentsunterricht an die deutſchen Schulkinder erteilt. Darüber 
empört ſich nun auch die Sentrumspreſſe und teilt mit, das biſchöfliche 
Amt habe ſich dahin erklärt, daß es beim Vorliegen weiterer berech- 
tigter Beſchwerden in Grabine eingreifen und Ordnung ſchaffen werde. 


Mifiglückte Polenbundpropaganda. 

Einen bezeichnenden Beitrag zur oberſchleſiſchen Polenfrage liefert 
folgender Vorfall, der ſich vor den Preußenwahlen ereignete: 
Zu, einer polniſchen Wahlverſammlung in Groß- 
Schi mniitz (Deutſch-Oberſchleſien) waren zwei polniſche Redner aus 
Oppeln erjchienen. Als einer von ihnen ſeinen Vortrag in hochpol— 
niſcher Sprache begann, erſchollen Proteſtrufe wie „Deutſch 
reden!“ oder „Wir verſtehen kein Hochpolniſch!“ 
Da der Aedner unbekümmert weiterſprach, die Proteſtrufe ſich aber 
immer mehr mehrten, griff der Verſammlungsleiter ein mit der Er- 
klärung, daß keine Politik getrieben, ſondern Aufklärung über wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche und kulturelle Sragen gegeben werden ſolle. Dieſe 
Mitteilung wurde mit Surufen erwidert, diefe Aufklärung Jolie zunächſt 
im polniſchen Lande erteilt werden, worauf allgemein der Auf nach 
Schluß der Verſammlung laut wurde. Die Borfammlungs- 
teilnehmer ſtimmten ſchließlich das Deutſchland- 
lied an, worauf die Wahlredner von einer Fortſetzung der Ver- 
Jammlung und ihrer Ausführungen Abjtand nahmen. 


Polnischer Zuzug in deutsche Grenzſtädte. 

Der Magiſtrat der Stadt Meferit wendet ſich in ſeinen 
Beſtrebungen, den unerwünſchten Zuzug vom Lande wenigſtens teil- 
weile zu unterbinden, in einem Aufruf an die Vermieter von Woh⸗ 
nungen, bei Guzug ortsfremder Perſonen deren wirt⸗ 
ſchaftliche Verhältniſſe durch das ſtädtiſche Wohl⸗ 
a brts büroprüf en zu laſſen. Der Magijtrat werde prüfen, 
ob nicht der Hauswirt für den durch ihn verurfachten Fürſorgeaufwand 
in irgendeiner Weiſe haftbar gemacht werden kann. Schließlich, Jo er- 
klärt der Magiſtrat, liege die Bekämpfung der Landflucht auch im 
nationalen Intereſſe. Bei dem größten Teil der Per- 
Jonen, die nach der Stadt ſtrebten, handele es lich 
u m Landarbeiter polniſcher Nationalität. Die Zahl 
der in der Stadt in den letzten Jahren ſeßhaft gewordenen polniſchen 
Landarbeiter ſei bereits ganz erheblich; zu einem Teil ſei diefer Zuzug 
bereits während der Wohnungszwangswirtſchaft erfolgt, und zwar über 
die im Bereiche der Stadt liegenden Hüter. Dieſe Bestrebungen ſind 


deutſchen Gſten. 
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ein Teil der Polonifierungsabjichten der poinischen Minderheit im 
Greuzgebiet. Es iſt dies ein tupiſcher Fall dafür, wie die Polen ver— 
juchen, in rein deutſchen Gebieten polniſche Sellen 
zu bilden. Sind erſt genügend Familien mit einer genügend großen 
Kinderzahl zugezogen, dann folgt bald der Antrag cuf Errichtung einer 
polniſchen Minderheitsſchule. Auch in Unruhſtadt ſollen ähn⸗ 
liche Beſtrebungen der Polen in letzter Zeit beobachtet worden ſein. 


Die polniſchen Stimmen im Kreife Schlochau. 

Dei der Preußenwahl war in Pommern bekanntlich keine polniſche 
Liſte aufgeſtellt worden. Trotzdem blieben die im Kreiſe Bütow befind⸗ 
lichen Polen nicht völlig untätig. Der Nachfolger Jan Bauers, Stu p 
von Xekomfki, einer von den Veichsdeutſchen polniſcher Ab⸗ 
ſtammung, die bei polniſchen aktiven Truppenteilen ihre militäriſche 
Ausbildung genoſſen haben, war bemüht, feine „Schäfchen“ aufzuklären, 
und ſo konnte man am Wahlſonntag einen auffallend ſtarken Verkehr 
aus verschiedenen Ortſchaften des Bütower Kreiſes in den benachbarten 
Kreis Schlochau bemerken. Unter Führung des Stup von Nekowſki 
zog eine Schar von über fünffig Menſchen, die mit einem Stimmſchein 
verſehen waren, nach Bütow, von wo aus dann die Eiſenbahnfahrt in 
die Grenzmark, nach Großpeterkau im Kreiſe Schlochau, angetreten 
wurde, wohin ſich auch ein zweiter Trupp aus dem Kreiſe Bütow auf 
einem Laſtwagen begeben hatte. Von den Polen konnte aber der 
größte Teil nicht zur Wahl zugelaſſen werden, weil ihnen die not- 
wendigen Ausweispapiere fehlten. Die Enttäuschung war natürlich ehr 
groß und wurde noch größer, als man ſich zur Heimfahrt rüſtete, vor 
welcher jedem dieſer polniſchen Wähler ein preußiſcher Caler in die 
Hand gedrückt werden ſollte. Diefe Entlohnung konnte aber nur einem 
Ceil der Polen ausgezahlt werden, weil der. vortreffliche Styp von Re⸗ 
komjki zu wenig Geld mitgebracht hatte. Und die Enttäuſchung wurde 
noch größer, als man ſich nach vollendeter Wahl bei Bier und Wurſt 
zu ſtärken gedachte und ſich hierbei die Portionen für die hungrigen 
Schäfchen als viel zu klein herausſtellten. So hat der vortreffliche Stup 
von Rekomjki zwar die polniſche Stimmenzahl im Kreise Schlochau 
von 16 im Jahre 1930 auf 43 Jteigern können, ſich aber die Unzufrieden- 
beit ſeiner Schutzbefohlenen zugezogen. Die Nückfahrt wurde unter 
dieſen Umjtänden mit ziemlichen Radau und Zank angetreten. Man 
war dem Hüter der „polniſchen Schäflein“ durchaus nicht hold geſonnen, 
und nach wie vor verlangen die polniſchen Wähler aus dem Kreiſe 
Bütow nicht nur den versprochenen preußischen Taler, ſondern auch die 
„Wahlwurſt und das Wahlbier“. 


Die Neviſion Jan Bauers verworfen. 

Das Stolper Schwurgericht hatte ſich bekanntlich in ſeiner erſten 
diesjährigen Sitzungsperiode auch mit einem Meineidsprozeß 
gegen den GSeſchäftsführer der polniſchen Minder 
beitenſchulen im Kreiſe Bütow, Jan Bauer, zu be⸗ 
ſchäftigen. Der ganze Prozeß warf ein grelles Schlaglicht auf die 
verwerfliche Tätigkeit des Beklagten und brachte den einwandfreien 
Beweis dafür, daß Bauer ſich im großpolniſchen Sinne betätigt und 
ſich auch des Meineides ſchuldig gemacht haite. Das Urteil lautete 
nach dreitägiger Gerichtsverhandlung unter Subilligung mildernder 
Umſtände auf eine Hefängnisſtrafe von 12 Monaten, 
außerdem wurde der Angeklagte in die Koſten des Verfahrens ver- 
urteilt. Bauer legte gegen dies Urteil des Schwurgerichts vom 11. Se- 
bruar d. 5. Nevifion ein, die jetzt durch Beſchluß des 
Neichsgerichts verworfen worden if. Das Urteil ift mit— 
hin rechtskräftig geworden. 


Das polnische Schulweſen in Frankreich. 

Die Sahl der polniſchen Schulkinder in Frank- 
reich, die polnische Schulklaſſen in den Volksschulen bejuchen, be— 
trägt 21 104 (10779 Knaben und 10 415 Mädchen), die Fahl der 
polniſchen Lehrer beträgt 158. Die polniſchen Kinder- 
gärten werden von 3131 Kindern (1416 Knaben und 1715 Mädchen) 
beſucht und von 30 Kindergärtnerinnen geleitet. Die meiſten polniſchen 
Ag ſind im flämiſchen Nordfrankreich und im deutſchen 
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Eine polniſche Monatsſchrift in Wien. 

Dieſer Cage iſt in Wien die erſte Nummer einer neuen polniſchen 
Monatsſchrift, die den Titel „Wiadomoſci Wiedenſkie“ (Wiener 
Neuigkeiten) trägt, erſchienen. Die Seitſchrift iſt das Organ des Ver- 
bandes der polniſchen Geſellſchaften in Wien. 


Das Bielitzer deutſche Sumnaſium gefährdet? 

In Bielitz machen ſich Beſtrebungen mit Unterſtützung der Be⸗ 
hörden bemerkbar, ein jüdiſches Gymnajium zu errichten. Im gleichen 
Augenblicke müßte das zu 70 v. H. von füdiſchen Schülern befuchte 
deutſche Symnaſium den Betrieb einſtellen. Aus dieſem Grunde 
jördert man die Pläne und will dem Jüdiſchen Schulverein zahlreiche 
Vergünſtigungen gewähren. 


Der Ostbund hilft Dir! 


1 Willst Dn ihm helfen? Dann wirb Mitglieder für ihn und Leser für 
sein „Ostland“, Dadurch förderst Du wirksam unsere gemeinsame Sache 
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Aus dem Gſthilfegebiet. 


Keine neuen Sicherungsverfahren mehr. 

Der Reichskommiſſar für die Oſthilfe, Dr. Schlange Schöningen, 
hat unter dem 1s. Mai einen Nunderlaß an lämtliche 
Landesſtellen gerichtet, in dem es u. a. heißt: „Nachdem die 
Sicherungsverordnung nunmehr ſeit einem halben Jahr in Kraft iſt, 
mehren ich die Klagen aus Släubigerbreiſen darüber, daß 
noch immer Sicherungsverfahren über landwirtſchaftliche Betriebe neu 
eröffnet werden. Es ift nicht zu verkennen, daß die Cingriffe in 
die Släubigerrechte, die die Sicherungsverordnung im Inter- 
eſſe der Sicherung der Ernte und der Rettung der oſtdeutſchen Wirt- 
ſchaft vorſehen mußte, für die Beteiligten auf die Dauer ſchwer zu 
tragen ſind, und daß daher den Wünſchen der Gläubigerkreiſe, von 
einem beſtimmten Zeitpunkt ab neue Sicherungsverfahren nicht mehr 
zu eröffnen. eine gewiſſe Berechtigung nicht abzuſprechen iſt. Ohnehin 


beſtimmten Erwartung Ausdruck, daß die für das Melio- 
rationsweſen zuſtändigen Behörden ſich mit allem 
Nachdruck tatkräftig hierfür einſetzen und damit eine 
Aufgabe erfüllen, die, abgeſehen von ihrer landwirtſchaftlichen und 
volkswirtſchaftlichen Bedeutung, auch in ſozialpolitiſcher Hinſicht als 
überaus wichtig und dringlich zu bezeichnen ſei. Gerade die Melio⸗ 
rationen geben die beſte Gelegenheit, der in ſo erſchreckendem 
Maße zugenommenen Erwerbsloſigkeit entgegen- 
zuwirken und viele jetzt brachliegende Arbeitskräfte, vor allen 
Dingen die Jugendlichen, denen ſonſt körperlicher und ſeeliſcher Zu- 
Jammenbruch drohe, in den Produktionsgang wieder einzugliedern. Es 
wird den Kulturbaubehörden und Landeskulturbehörden überlaſſen, ſeſt— 
zuſtellen, welche Unternehmungen für die Einstellung von Arbeitsdienſt⸗ 
willigen in Betracht kommen. Empfehlend wird vom Miniſter darauf 


jind auch nach den mir vorliegenden Meldungen die Sicherungs- 
anträge, die innerhalb der längſt abgelaufenen Friſten geſtellt 
worden waren, mit Ausnahme von Oſtpreußen nahezu 
reſtlos aufgearbeitet. Es ſteht daher auch vom Standpunkte 
der ordnungsmäßigen Durchführung der Verfahren nichts im Wege, 
nunmehr mit äußerſter Beſchleunigung über die noch vorliegenden 
Sicherungsanträge endgültig zu witſcheiden. Ich beſtimme hier⸗ 
für als äußerſten Seitpunkt den 5. Juni, für Oft- 
preußen den 15. Juni 1932. Gch bitte, dafür Sorge zu tragen, 
daß bis dahin die noch vorliegenden Sicherungsanträge auch bei den 
unteren Verwaltungsbehörden reſtlos aufgearbeitet werden. Nach 
dieſen beiden Terminen dürfen Sicherungsver⸗ 
fahren nicht mehr eröffnet werden. Das gilt grund- 
jätzlich auch für die Eröffnung von Sicherungsverfahren don Amts 
wegen auf Grund des $ 4 der Sicherungsverordnung; nur in ganz 
beſonders begründeten Ausnahmefällen kann ich die Eröffnung von 
Sicherungsverfahren von Amts wegen nach dem genannten Seitpunkt 
noch zulassen.“ 


Arbeitsdienſt im Grenzoſten. 

Der Preußiſche Staat führt gemeinſam mit der Provinz Grenz- 
mark im Kreiſe Schwerin (Warthe) an der Oſtgrenze umfang- 
reiche Entwäſſerungsarbeiten durch. Im Kreiſe Schwerin wurden 1925 
25000 Morgen Wald von der Sorleule kahlgefreſſen und mußten ge- 
jchlagen werden. Ferner ſind durch einen von Polen herübergekom⸗ 
menen Waldbrand 5000 Morgen Wald vernichtet worden. Die Folge 
war ein ſtändiges Ansteigen des Grundwaſſers, durch das zwei Dörfer, 
Kaja und Pechlüge, mit ihren geſamten Gemarkungen voll- 
kommen unter Waſſer geſetzt wurden. Die Einwohner dieſer Orle 
mußten bis auf den Gemeindevorſteher von Pechlüge ihre Höfe ver- 
loffen. Sie find ſeitdem dem Elend preisgegeben. Sünf weitere 
Dörfer find durch das ſteigende Grundwaſſer derartig bedroht, 
daß ihnen in abſehbarer Seit das gleiche Schickfal wie den unter Waſſer 
geſetzten Dörfern zuteil werden dürfte, wenn nicht ſchleunigſt Abhilfe 
geſchaffen wird. Es werden nunmehr im freiwilligen Ar- 
beitsdienft große Entwäfferungsgräben gezogen 
werden, die das Grundmaller des geſamten Gebietes um mehrere 
Meter abſenken und in den ſehr tief gelegenen Lunken⸗ 
Jee ableiten follen. Der freiwillige Arbeitsdienſt hat hier ein 
Projekt durchzuführen, das beſonders in nationalpolitiſcher Beziehung 
außerordentlich wichtig iſt, weil ſonſt das ganze Grenzgebiet im Kreiſe 
Schwerin völlig menſchenleer werden würde. — Im Netze Kreis 
und im Kreis Deutſch-Krone iſt ebenfalls ein größeres Melio- 
rationsprojekt in Angriff genommen worden. Die Durchführung der Arbeit 
iſt Jugendverbänden übertragen worden. Hierfür kommen 
nur Erwerbslose in Frage, die Arbeitslofen- oder Kriſenunterſtützung 
beziehen. Ferner follen aber auch ſolche junge Leute, die keine Krijen- 
unterſtützung beziehen, durch zuſätzliche Mittel zu dem Arbeitsdienſt zu- 
gelaſſen werden. Die Teilnehmer erhalten freie Unter kunft, 
Verpflegung und ein Caſchengeld von 33% RNpf. pro 
Tao. Sie ſind fämtlich gegen Krankheit und Unfälle verſichert. Ar- 
beitskleidung wird geſtellt. 

Der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Do⸗ 
mänen und Sorften hat an ſämtliche Negierungspräſidenten und 
Landeskulturamtspräſidenten einen Erlaß gerichtet, in dem nochmals 
auf die Bedeutung des freiwilligen Arbeitsdienſtes für die Sörderung 
der Meliorationen hingewieſen wird. In dem Erlaß wird weiter zum 
Ausdruck gebracht, daß nach den bisher eingegangenen 
Berichten die Erfahrungen, die mit der Beſchäf⸗ 
tigung von Arbeitsdienſtfreiwilligen gemacht 
würden, als recht günſtig zu bezeichnen ſind. Insbefondere 
hat die Annahme, daß durch die Einſchaltung des freiwilligen Arbeits- 
dienſtes eine weſentliche Verbilligung der Melio⸗ 
rations arbeiten erzielt werden könne, in allen Sällen Be— 
Hätigung gefunden. Dieſe Seſtſtellung ſei um fo bedeutſamer, als es in 
den nächsten Jahren bei der außerordentlich ſchwierigen §inanzlage des 
Staates und der Provinzen nicht möglich ſein werde, die Melioralionen 
mit geſchenkweiſen Beihilfen aus öffentlichen Mitteln zu unterſtützen 
und ſomit das Meliorationswerk vor der zu befürchtenden Einſtellung 
nur bewahrt werden könne, wenn von den Möglichkeiten des frei- 
willigen Arbeitsdienſtes in viel größerem Umfange Gebrauch gemacht 
werde, als es bisher der Fall geweſen jei. Der Miniſter gibt erneut der 


hingewieſen, Mi erner vinie zWeiıoratıondn mittleren und 


kleineren Umfangs zu fördern, die eine unmittelbare Er- 
tragsſteigerung und eine ſichere Wirtſchaftlichkeit verſprechen und deren 
Reſtfinanzierung ohne beſondere Schwierigkeiten möglich iſt. Soweit 
die Träger der Arbeit (Genoſſenſchaften, Gemeinden, Kommunalver- 
bände uſw.) die durch den Suſchuß von 2 M je Tagewerk nicht ge- 
deckten Koſten aus eigenen Mitteln nicht aufbringen können, wird die 
Aufnahme verbilligter Darlehen notwendig ſein. Der 
Miniſter ſtellt den Behörden anheim, ihm entſprechende Anträge zwecks 
Weiterleitung an die Kreditinſtitute vorzulegen, die ſich die Unter- 
ſtützung von Meliorationen zur Aufgabe gemacht haben. 


— Enſſchädigungsweſen. 


Reichs ſchuldbuchforderungen. 

Der Rücktritt des Kabinetts Brüning hat ſich leider ungünſtig auf 
die Entwicklung der Schuld buch kkurſe ausgewirkt, fo daß ein 
weiterer Rückgang um 4 bis 6 v. H. erfolgt iſt. Es wird 
in Börfenkreifen befürchtet, daß ſeitens der neuen Regierung eine 
Anderung auf dem währungspolitiſchen Gebiet evtl. durchgeführt 
werden könnte. Dieſe Gerüchte, welche wohl von gewiſſen Kreijen 
abſichtlich verbreitet werden, haben naturgemäß eine große Beun- 
ruhigung bei den Beſitzern von Schuldbuchforderungen hervorgerufen, 
jo daß viele ſich veranlaßt fühlten, ihren Beſitz an Schuldbuch⸗ 
forderungen abzuſtoßen. Vieſes dürfte wohl die Haupturſache für 
den Kursrückgang der Schuldbuchforderungen ſein. Wir glauben 
jedoch, daß von einer neuen Regierung, gleichviel welche Parteien in 
ihr vertreten find, währunggefährdende Maßnahmen nicht zu erwarten 
jind, die eine weitere Entwertung der Schuldbuchforderungen herbei- 
führen könnten. Nachſtehend die unverbindlichen Verkaufskurſe vom 


J. Juni 1932: 
1. I. I II. 

1933. . 9 v. H. 90 v. H. 1030 50 v. H. 47 v. H. 
1034 . . 74 v. H. 71 v. H. 190 50 v. H. 47 v. H. 
1935 .. . 7 v. H. 64 v. H. 191 ‚8% v. H. 47 v. H. 
1936 . 6109 50 v. H. 1942 46% v. H. 46 v. H. 
197 54 v. H. 52 v. H. 1943/48 45% v. H. 45 v. H. 
1038. . . 52 v. H. 5009 Wiederaufbauzuſchläge 15-16 0.9. 

Soeben wird eine Veröffentlichung des neuen Reichskanzlers 
von Papen bekannt, nach der irgendeine Änderung auf dem Wäh- 


rungsgebiet von der neuen Regierung nicht geplant ſei. Dieſe Aus- 
lafſung hattg zur Solge, daß eine Erholung auf dem Rentenmarkt ein- 
trat und insbeſondere die Kurſe der Neichsſchuldbuchforderungen höher 
bewertet wurden. Hoffentlich Jetzt ſich dieſe Hauflebemegung fort. 


E11 ; EEE 
Fe Bundesnachrichten. ee 


Unterbringung deutſcher Ferienkinder aus Polen. 


Wie aus dem Bericht über den Vortrag der Frau Frida 
Lanzke auf der Bundestagung des Deutſchen Oſtbundes (jiehe 
Seite 269/70) hervorgeht, hat unſer Aufruf, der die Bitte an unſere 
Landsleute im Reich enthielt, deutſche Kinder aus den abgetretenen 
Ostgebieten während der Serien bei ſich aufzunehmen oder eine Geld- 
ſpende für Unterbringung ſolcher Kinder an den Deutjchen Ojtbund 
einzujenden (und zwar auf unſer Poſtſcheckkonto Berlin Nr. 104 726) 
insofern einen erfreulichen Erfolg gehabt, als bis jetzt ſchon die Auf⸗ 
nahme von mindeſtens 70 Kindern geſichert iſt. Wir freuen uns, daß 
es trotz der Not der Zeit möglich geweſen ift, in dieſer Hinſicht einen 
größeren Erfolg zu erzielen als je bisher und danken von ganzem 
Herzen allen, die ſich an dieſem Liebeswerk bisher beteiligt haben. 
Sugleich aber richten wir erneut die dringende und herzliche Bitte an 
alle unfere lieben Landsleute, Männer und Frauen, die irgend in der 
Lage ſind, auch ihrerſeits während der Serien ein ſolches Kind aus der 
lieben alten Heimat aufzunehmen und ihm dadurch ein unſagbares 
Glück zu bereiten, uns doch ſchleunigſt die Bereitwilligkeit dazu mitzu⸗ 
teilen oder, wenn das nicht geht, dieſes für das Deutſchtum in unferer 
alten Heimat Jo überaus wichtige Liebeswerk durch eine Held ⸗ 
fpende zu unterſtützen. Jede, auch die kleinſte, Gabe wird dankbar 
angenommen. Doppelt gibt, wer bald gibtl 


— 
Aus der Bundesarbeit. == 
Verſammlungs kalender. 


Ortsgruppe Friedrichshagen: Sommerausflug am Sonntag, den 5. Juni 
1932, nach Tabbert’s Waldſchloß in Hirſchgarten, Anfang 4 Uhr. 

Ortsgrupe Verlin⸗ Reinickendorf: Sommerausflug am Sonntag, 
den 3. Juni, nachm. 2 Uhr, nach Schul en dorf, Garten- 
lokal „Lindenhof“. Eintritt frei. Gäſte willkommen. Gleich- 
zeitig dort auch Monatsverſammlung. 


E 
Landesverband Niederſchleſien. 


Die Ortsgruppe Liegniß hatte die Mitglieder der Heimattreuen 
Verbände, die Oberſchleſier, Oft- und Weſtpreußen, Sudetendeutschen, 
Schleswig-Holſteiner und Rheinländer für 17. Mai ins Schützen 
haus zum zweiten Landmannſchaftlichen Abend eingeladen. Mufika- 
liſche Darbietungen des Lautenbundes eröffneten und umrahmten die 
Vortragsfolge. Nach einem Vorſpruch „Oſtmärkers Daheim“ von 
Stanz Lüdtke, von Sräulein Wiedemeyer geſprochen, hielt der 
1. Vorſitzende, Studienrat Schwalm, eine Begrüßungsanſprache, in 
der er u. a. den Sweck der Landmannſchaftlichen Abende anführte. Man 
erſtrebe insbeſondere, Jo führte er u. a. aus, ein engeres Zuſammen- 
arbeiten und eine ſtärkere Belebung der grenzdeutſchen und beſonders 
oſtdeutſchen Ideen an. Trotzdem ſollen die einzelnen Intereſſen der ver- 
chiedenen Heimattreuen Verbände gewahrt werden. Der zweite Land⸗ 
mannſchaftliche Abend betone den oſtmärkiſchen Charakter. Der 
Redner ſtreifte dann noch das Geſchick der Memeldeutſchen, den 
Memelkonflikt und wies ferner auf die gegenwärtig geſpannten Danziger 
Verhältnilfe hin. Den fachlichen klaren Ausführungen des Redners dankte 
lebhafter Beifall. — Ein Melodrama „Der Organiſt von Schmalkalden“, 
gesprochen von Fräulein Graewe und am Flügel von Fräulein Urfula 
Schwalm begleitet, gab den Auftakt zu dem Seftjpiel „Wir halten 
das Land“. Es handelt ſich hierbei um ein oſtmärkiſches Heimatſpiel 
in drei Aufzügen, das in einem weſtpreußiſchen Dorfe vom Mal bls 
Juni 1919 Jpielt. Das Heimatſpiel zeigt mit aller Deutlichkeit die Ent- 
behrungen und ſchweren Opfer, die die deutſchen Volksgenoſſen in den 
durch den Verſailler Vertrag verlorenen Landesteilen bringen. Nach 
dem Heimatjpiel hielten mufikaliſche Darbietungen und Tanz die Be⸗ 
jucher noch mehrere Stunden zuſammen. 


Frauengruppe Liegnitz. Am 19. Mai beging der Frauendienſt fein 
fünfjähriges Stiftungsfeſt im Garten der Braukommune. Von den 
60 zur Frauengruppe gehörenden Damen waren faſt 50 erſchienen. An 
blumengeſchmückter Tafel nahm man den Kaffee ein, zu dem in liebens⸗ 
würdiger Weiſe von den Oſtbundſchweſtern das nötige Gebäck in 
reichem Maße geftiftet worden war. Danach gab die Vorſitzende einen 
Rückblick und Ausblick über die Entſtehung und Entwicklung der 
Gruppe, das treue Zujammenhalten und den lebendigen Opferſinn für 
bedrängte Oſtmärker. Herzlicher Dank lohnte ihr. Ein luſtiges Preis- 
kegeln hielt die Anwefenden bis in die Abendſtunden zuſammen und 
brachte gar vielen nützliche und angenehme Überraschungen. Gründerin 
und Vorſitzende der Frauengruppe iſt Frau Irene Schwalm. 


Landesverband Schleſien. 


Ortsgruppe Breslau. In der Aprilverfammlung überreichte der 
J. Vorſitzende den Mitgliedern Oberſtudiendirektor Dr. Jahn, 
Hermann Kieper, Hermann Pluntke, Martha Siedler, 
Selma Junker, Marie Lietzau und Martha Kiebe die Crou- 
nadel des Deutſchen Oftbundes. Herrn Oberpoſtſekretär Nau, der 
durch Krankheit am Beſuch der Monatsverfammlungen behindert war, 
wurde dieselbe Ehrung zuteil. Nach Erledigung des geſchäftlichen 
Teiles ſprach Herr Oberſtudiendirektor Dr. Jahn. Er 1 
Ausführungen das vor einigen Jahren erschienene polniſche Buch von 
„Conſulibus“ zugrunde, in dem die Abjichten der Polen auf die 
deutſche Oftmark offen dargelegt werden. Polen glaube, im Vertrage 
von Verſailles betrogen zu fein, Deutſchland habe zu viele Gebiete im 
Oſten behalten und ſei daher immer noch gefährlich. Den Kampf 
gegen die Deutſchen in Polen und außerhalb Polens führe vor allem 
der polniſche Weſtmarkenverein. Das Buch verlange eine Neviſion 
der Grenzen, es behaupte, Deutſchland treibe zum Kriege, rüſte gegen 
Polen, habe die Abſtimmungen in Oſt- und Weſtpreußen und Ober- 
ſchleſien gefälſcht, führe im Haag überflüſſige Prozeſſe gegen Polen 
und habe den Sollkrieg vom Jaun gebrochen! So befinde ſich Deutſch⸗ 
land nach Meinung des „Conſulibus“ tatsächlich im Kriege mit Polen, 
das nun zur Gegenoffenſive vorgehen müſſe. Solle, jo heißt es in 
dem polniſchen Buch, im Oſten Frieden herrſchen, jo müſſe der Einfluß 
Deutſchlands ausgeſchaltet, müſſe zunächſt Oſtpreußen zerſtört werden. 
Daher ſei ein Bund zwiſchen Polen und Litauen wünſchenswert, damit 
dieſe beiden Staaten Ostpreußen unter ſich aufteilen könnten. Ebenſo 
ſei eine Teilung Oberſchleſiens zwiſchen Tschechien und Polen not- 
wendig, ferner müßten die Grafſchaft Glatz und die Lauſitz an Tfchechien 
fallen. Den Neſt von Schleſien mit Einſchluß der Stadt Breslau 
müffe Polen erhalten. Die Grenze zwiſchen Polen und Deutſchland 
milſſe von der Lauſitz über Frankfurt a. d. O. durch die Grenzmark 
geführt werden. Eine ſolche Regelung, Jo ſchreibt „Confulibus“ weiter, 
liege auch im Intereſſe Deutſchlands; denn dadurch würden Jeine 
Grenzen im Oſten um über die Hälfte verkürzt und ſomit feine Sicher- 
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heit vergrößert werden! Es könne ſich auch daher mehr feinen Auf- 
gaben im Innern des Landes zuwenden. Was nun die Bevölkerung 
in an Polen abzutretenden Gebieten betreffe, ſo ſpreche dieſe wohl 
jetzt deutſch, aber ihrer Abſtammung nach Jei ſie polniſch und werd 
es daher begrüßen, zu ihrem Mutterlande zurückkehren zu können. Daß 
Danzig dem polniſchen Staate einverleibt werden müffe, ſei eine lelbſt⸗ 
verſtändliche Forderung. So zeige das Buch, ſchloß der Redner, welche 
Hefahren das Deutſchtum im Often von Polen her bedrohten und daß 
Polen beftrebt ſei, die ganze Oftmark zu vernichten. — Der überaus 
Starke Beifall zeigte Herrn Oberſtudiendirektor Dr. Jahn, wie ſehr 
er die Juhörerſchaft mit ſeinen temperamentvollen Ausführungen in 
jeinen Bann geſchlagen hatte. Wir alle haben wohl den Wunſch, 
Herrn Dr. Jahn, dem wir auch an diefer Stelle für die wundervolle 
Stunde, die er uns bereitete, Dank ſagen, recht bald wieder in unſerm 
Oltbund ſprechen zu hören. Nach herzlichen Dankesworten an den 
Vortragenden ſchloß der Vorſitzende die gut beſuchte Verſammlung. 


Landesverband Freiſtaat Sachſen. 


Orksgruppe Dresden. In der im „Italieniſchen Dörfchen“ vom 
J. Borfitenden, Herrn Oberfachſchulrat i. R. Fratzke, geleiteten 
Verſammlung hielt der Dozent an der CTechniſchen Hochſchule, Herr 
Swiener, einen Vortrag über „Der nationale Gedanke 
im Geichen der neuen Sachlichkeit“. Anknüpfend an das 
Wort Grimms in jeinem Werk „Volle ohne Naum“: „Wir ODeutſche 
haben nichts davon, daß wir Deutsche ſind“, wies er auf den geopoli- 
tiſchen Grund des engliſchen Nationalſtolzes hin. Der Engländer weiß, 
daß jeder Engländer ein Kapital darſtellt, da er mehr verdient als 
jeder Angehörige eines anderen Staates. In der Einleitung be- 
gründete er das Schlafen des deutſchen Nationalgefühls durch die 
biologiſche Catſache, daß ein Organ verkümmert, wenn es fi nicht 
betätigt. Der Vortragende zeigte den Gegenſatz zwiſchen der Kultur 
vor 1914 und jetzt. Früher galt der Grundſatz: „Mehr ſcheinen als 
lein.“ Ausgedrückt unter anderem durch Stuck-Ornamentile, Vertikow, 
Nippes -Sachen, Konfektion. Ebenſo die nationale Geſinnung. Sie 
war meiſt nicht tief, mehr oberflächlich — demgegenüber ſteht die 
jetzige Ausdruckskultur. Schlicht, einfach die Möbel, nur verſchönt 
durch die Politur, ebenſo die Gefinnung. Der ſoll auch das nationale 
Denken entſprechen. Wir ſollen uns frei machen von Illuſionen. Dieſe 
haben uns vor dem Kriege oft geſchadet, wie in der Beurteilung der 
kriegeriſchen Kraft unferer Gegner. Real mülfen wir den Gegner 
ſehen und beurteilen, wie er iſt. Dann können wir ihn auch eher über⸗ 
winden lernen. In dieſer Beziehung können und Jollen die Grenzer 
die Bevölkerung über Weſen und Kraft der Feinde Deutschlands auf 
Grund ihrer genauen Kenntnis der Grenzfeinde aufklären. So können 
es die Rhein- und Nuhrländer nach dem Nuhrkrieg, durch deſſen Bru⸗ 
talität fie aus lauen, mehr international denkenden Deutſchen zu be- 
wußt national Empfindenden erzogen werden. So können und Jollen 
es auch die Oſtmärker tun. Klar den Seind im Oſten: Polen ſehen, was 
er kann, wie er iſt, wie v. Oertzen in ſeinem Buche: „Das iſt 
Polen.“ Nur Catſachen, wie 3. B. die blutigen Dragonaden gegen die 
Ukrainer, in Oftgalizien, das Wüten der Aufftändiſchen in Ober- 
ſchleſien zeigt er, ohne Wortgerank, ohne Phraſe. Und gerade das 
wirkt überwältigend in der internationalen Welt. ie nieder- 
ſchmetternd das in mehrere Sprachen überſetzte Buch für unſeren öft- 
lichen Feind wirkt, zeigt die Catſache, daß es in Polen verboten iſt. 
Die „Oberitenregierung“, die von Oerten ebenſo ſchildert, die Polen 
immer mehr militariſtiſcher, faſchiſtiſcher macht, die ihr Geſicht immer 
mehr gegen Weſten richtet (ſiehe Danzig), wird immer weiter gehen in 
ihrem nationalen Ausdehnungstrieb gegen die Minderheiten und 
Grenzen. So wird Polen durch Jeine Gewaltpolitik das zum Teil noch 
schlafende Volk zum nationalen Erwachen bringen. — Lebhafter Bei⸗ 
fall lohnte den Redner. — In einer weiteren im „Italieniſchen Dörf⸗ 
chen“ abgehaltenen Verſammlung gab Herr Oberfachſchulrat i. N. 
Sratzke einen Überblick über die Oſtpolitik. Nach einem Hinweis 
auf den trotz allem Terror errungenen deutſchen Wahlſieg im Memel- 
lande und feinen zu erhoffenden Folgen für die Verwaltung desfelben, 
wies er auf die ſtändig drohende Gefahr für Danzig und Oſtpreußen 
hin. Frankreich glaubt auch in Osteuropa ſeine Stunde gekommen, 
ſeine Hegemonie über Europa aufzurichten. Rußland iſt im Often ge⸗ 
bunden durch die japaniſche Gefahr in der Mandſchurei. England 
kämpft um ſein wirtſchaftliches Daſein, Frankreich jieht ſeine Hände 
frei. In bedenklicher Weiſe werden in Lettland immer weitere 
franzöſiſche Schulen neu eröffnet, deutſche geſchloſſen. Damit ſcheidet 
Lettland immer weiter aus dem deutſchen Kulturkreis aus, dem es bis 
jetzt noch angehörte. So entſteht ein neuer Stützpunkt für Frankreichs 
Vorherrſchaft an der Oftfee. Und da ift ihm Polen ein guter Helfer. 
In wölfter Stunde erſt wurde durch das Dazwiſchentreten des Völker- 
bundkommilfars für Danzig, Sravina, die Beſitzergreifung Danzigs 
durch die Polen am 1. Mai verhindert. Doch iſt die Gefahr noch 
keineswegs für immer gebannt. Außerſt bedenklich iſt es, daß alle er⸗ 
probten Aufftandsführer der Polen im Weichſelkorridor ſich aufhalten. 
— Korfanty, der Organisator der oberſchleſiſchen Aufſtände, 
ebenſo der General Haller, der ehemalige Kommandeur der 
polniſchen Truppen, die im Weltkriege von Frankreich aufgeſtellt 
wurden. Graf Mielczynfki, der aktive Führer der Aufſtändi⸗ 
ſchen in Oberſchleſien. Ebenfo bedenklich iſt der Aufenthalt des franzö⸗ 
ſiſchen Generals Le Nond, der als „Auffichtsratsvorſitzender“ der 
Danziger Werft in Danzig wohnt. Dazu die weitgehende Bewaffnung 
der „Sokol“ -Turnvereine, Schützenverbände u. ä. mit modernen Ge⸗ 
wehren, Maſchinengewehren und Tanks. Gefährlich für Deutſchland 
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ſt es auch, daß der Gegenſatz Pilſudſki-Dmowſki auf außenpolitiſchem 

biete ausgeglichen iſt. Während Pilfudfki den Kampf gegen Ruß- 
land wollte, um Weißrußland und die Ukraine zu gewinnen, forderte 
Dmomfki die Eroberung Oſtdeutſchlands bis zur Oder. Alle An- 
zeichen ſprechen dafür, daß Pilſudſki nun die Omowſkiſchen Pläne 
unterſtützt. (Siehe die Ereigniſſe im Korridor!) 


Aus befreundeten Verbänden. 


Die Vereinigungen ehemaliger Angehöriger der Thorner Negimeuter 
veranstalten am Sonntag, dem 5. Juni 1932, nachm. 16 Uhr, im Landes- 


Perſönliches. 
Superintendent l. N. Iulius Dehmel F. 

Wie uns der Vorſtand der Ortsgruppe Bad Warmbrunn mitteilt, 
ift am 28. b. Al. dort Superintendent i. N. Julius Dehmel im Alter 
don 68 Jahren geſtorben. Mit ihm iſt ein in weiten Kreiſen be- 
Kannter und beliebter Seelforger dahingegangen, der ſeine ganze 
‚Amtszeit im Often verbracht hat. Nachdem er zunächſt Paſtor in 
Polkwitz (Schlef.) geweſen war, wurde er als zweiter Pfarrer an die 
St. Paulikirche in Poſen berufen. Nach langjähriger verdienſt⸗ 
voller Tätigkeit in dieſem Amt erhielt er einen Auf nach Erdmanns- 
dorf, wo er zum Superintendenten des Kirchenkreiſes Hirſchberg er- 
nannt wurde, kehrte von dort 1910 als Pfarrer an der Kreuzkirche 
und Superintendent des Kirchenkreiſes Poſen I nach Poſen zurück 
und war dort bis nach dem polnischen Umſturz tätig. Während des 
Weltkrieges verlor er ſeinen einzigen Sohn, der als Leutnant im 
Poſener 6. Grenadier-Negiment fiel, ein Schlag, den fein Vaterherz 
nie verwunden hat. Nach dem polnischen Umſturz nahm er ſich nicht 
nur ſeiner Gemeindemitglieder mit gewohnter Hingabe an, jondern 
betätigte ſich mit allen Kräften auch für die Gefamtheit des Pofener 
Deutſchtums im Deutſchtumsbund uſw. Als er 1920 Pofen verlaſſen 
mußte, ging er als Superintendent nach Jauer. Leider erkrankte er 
dort ſehr bald infolge eines ſchweren Nervenleidens, das ihn 1924 
‚zwang, in den Aubeltand zu treten. Er jog erſt nach Hirſchberg und 
überſiedelte ſpäter nach Bad Warmbrunn. Sein Leiden verſchlimmerte 
ſich fortgeſetzt, Jo daß der Cod für ihn ein Erlöſer war. Ein treuer 
Seeljorger, ein Mann von tiefernſter Lebensauffafſung mit einem 
in gefunden Tagen fröhlichen Herzen, ein echter Deutſcher, ſchlicht, 
aber kernfeſt, großherzig und edel, iſt in ihm dahingegangen. Unter 
den jetzigen wie unter den früheren Poſenern wird die Nachricht von 
jeinem Oeimgang tiefe Anteilnahme hervorrufen. 

Die erſte oſtpreußiſche Sliegerin. 

Sräulein Urſula Bitzer, die 23jährige Tochter des verſtorbenen 
Baurats Bitzer, ift als erſte Motorfliegerin Oſtpreußens auf dem 
Königsberger Flugplatz ausgebildet worden und wird in kurzem ihren 
erſten Langstreckenflug unternehmen. Die junge Sliegerin ijt gebürtige 
Königsbergerin. 5 

Ehrung: Major a. O. Oeſterreich, der im September 1914 
durch energiſches Verhalten mit ſeiner ſchweren Haubitzenbatterie viel 
zur Befreiung Cilſits von den Nuſſen beigetragen hatte, wurde durch 
Überreichung einer Ehrenurkunde des Cilſiter Artillerie-Vereins, 
deſſen Mitbegründer und Ehrenvorſitzender er ist, geehrt. 

Vermählt: Lehrer Heinrich Noitzig, Frankfurt a. M., Ortenberger 
Straße 52, und Martha Reitig, geb. Fleiſchmann. 

Silberne Hochzeit: Kaufmann Adolf Haaſe mit feiner Gattin 
Dora, geb. Bernhardt, in Friedrichshagen, früher Kaufmann in Liſiewo, 
Kreis Culm, am 28. 5.; Kaufmann Alfred Krapkat und Frau Emmy, 
geb. Hoerner, früher Gärtnerei Poſen / Unterberg, jetzt Berlin S Wees, 
Charlottenſtraße 97, am 6. 6. 

Vejahrte Oſtmärker: Frau verw. A. Neuhaus, früher Wollſtein 
l. Poſ., jetzt in Dresden- A., Guftav-Sregtag-Str. 18, am 10. 6. 75 J. 
alt; Frau Luiſe Meiſter, geb. Heinrici, Ehefrau des Oberpoſt⸗ 
ſchaffners i. N. Rudolf Meiſter, früher Schubin, jetzt Berlin-Wittenau, 
Lindenweg 5, am 3.6. 70 J.; Alfred Günther, Beſitzer des Hotels 
„Goldener Löwe“ in Haynau i. Schleſ., früher Rothenburg a. d. Obra, 
am 20.5. 60 J. (am gleichen Tage verlobte ſich ſein Sohn, der Guts- 
beſitzer Alfred Günther aus Dobberſchau mit Fräulein Käthe Kroll, 

aynau); Baumeiſter a. D. Hermann Feiſt in Berlin N58, Wolliner 

traße 2, früher Krotoſchin, am 7. 6. 71 C. (Mitglied der Ortsgruppe 
Berlin-Oft); Frau Berta Stiller in Berlin, Stralauer Platz 5, 
früher Krotoſchin, am 10.6. 70 J. (Mitglied der Ortsgruppe Berlin- 
Oft); Gottlieb John, Srankfurt a. d. O., am 15.5. 70 J.; Sriedrich 
Schäfer, Frankfurt a. d. O., am 15. 5. 70 J. 

Seftorben: Oberpoftjekretär j. N. Eugen Altwaffer in Oppeln, 
Redenſtraße Jo, früher Liſſa und Poſen, am 24. 5., 71 C. 

* 


Aus der uns verbliebenen Ostmark. 


Schneidemühl. Vom 10. bis 18. Jun findet in Plöttke bei 
Schneidemühl der erſte grenzmärkiſche Segelflugkurſus 
ftatt. An ihm können 15 Lehrperſonen von Volks- und Mittel- 
Schulen teilnehmen. In Frage kommen Lehrperſonen größerer Schul» 
Jujteme, die die Werklehrerprüfung beſtanden haben oder Jonjt an dem 
Segelflug intereffiert find. Die Ausbildung erftreckt ſich auf: Phufik 
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Mitteilungen aus der oſldeulſchen Heimat.. 


kulſki und Calermow ein Verfahren eingeleitet worden. 


FF 


ausſtellungspark (Ulap) Alt-Moabit 4—10 (Lehrter Bahnhof) zu- 
jammen mit dem Thorner Heimatbund ein Garnifon- und 
Heimatfeſt. Das Programm ſieht vor: Gartenkonzert Kapelle der 
Kommandantur Berlin), Chorgeſang (Gefangsabteilung des Thorner 
Heimatbundes), Anſprachen (Oberſt a. D. Lüdecke, Seldzugskomman⸗ 
deur des ehem. Inf.-Ngts. Nr. 21, und Oberbürgermeiſter Or. Halſe, 
Glogau, letzter Oberbürgermeiſter von Chorn), Vorbeimarſch der Gar- 
nifonvereine, Curnerifche Voführungen, Fackelzug, Sapfenſtreich. An- 
ſchließend im Saale Tanz. Eintritt in den Garten und zugleich zum 
Tanz im Saal beträgt nur 50 Pf., Kinder unter 14 Jahren ſind frei. 


des Fluges, Sluggeugmodellbau, Bau von Flugfeugteilen und Gleit- 
1157 5 und Verpflegung erfolgen kostenlos im Heim 
ſöttke. 


Aus der uns geraubten Oſtmark. 


Aus Poſen. 

Mogilno. In der Nacht entſtand aus bisher unermittelter Urſache 
auf dem Bodenraum der Gerberei Sikormnfki in Pakoſch Seuer, 
welches mit ſolcher Schnelligkeit um ſich griff, daß in kurzer Seit ein 
Teil der Fabrikgebäude in Aſche gelegt wurde. Mitverbrannt find 
verſchiedene Chemikalien, Geräte, 200 Stück rotes Leder, Tiſche und 
anderes mehr. Der Schaden, der auf 100000 Zloty taxiert wird, iſt 
durch Verſicherung gedeckt. 

ſalfſa. Auf der Strecke Hohenſalza—Kruſchwitz iſt zwiſchen 
Hohenfalza und Montwy der Bahndamm auf mehr als 100 Meter 
vollkommen verjackt, Der Verkehr iſt auf längere Zeit unterbrochen. 
Die Züge fahren nur bis Montwp, von dort müßſen die Sahrgäfte mit 
Autobuffen befördert werden. Die Verſackungen dürften im Ju- 
jammenhange ſtehen mit den großen Erdrutſchen in den Jahren 1912 
und 1913. Damals verſank plötzlich eine ganze Seite der neuerbauten 
Mutter-Sottes-Kirche, ferner ein großes vierſtöckiges Eckhaus mit 
dem geſamten Inhalt. Die Einwohner konnten nur ihr nacktes Leben 
retten. Auch an anderen Stellen Hohenſalzas bildeten ſich Erd- 
jenkungen, jo daß eine große Sahl von Häuſern geräumt werden mußte. 
Die Erdfenkungen ſind auf unterirdiſche Salzſtröme zurückzuführen, die 
1909 in das Salzbergwerk Hohenſalza einbrachen und es betriebsun- 


fähig machten. 
Aus Weftpreufen. 

Dirſchau. Die Dirfchauer deutſchen Schüler haben über eine neue 
polniſche Schikane zu klagen. Bekanntlich hat man ohne Grund das 
deutſche Progymnajium in Dirſchau geſchloſſen und die 
Wiedereröffnung ebenſo verweigert wie die Eröffnung einer deutſchen 
Volksschule. Als die Schüler nun das deutſche Gymnaſium in 
Pr.-Stargard beſuchen wollten, wurde ihnen, nachdem ſie alle Vor⸗ 
bereitungen getroffen hatten, am erjten Schultage auf Grund einer 
neuen Anordnung des Thorner Schulkuratoriums die Teilnahme am 
Unterricht verweigert. Da die Schüler alle Monatskarten gekauft 
hatten — Schülermonatskarten waren ihnen verweigert worden —, 
ließen jie die noch nicht benutzten Karten abſtempeln, um den Preis 
zurückzuerhalten. Die Staatsbahn hat jetzt die Erftattung des Be- 
trages für die Monatskarten verweigert. 

dingen. Bei den großen Bauten in Sdingen Jind rieſige Unter- 
ſchlagungen vorgekommen. So wurde minderwertiges Ma- 
terial verwandt, Jo daß Neubauten heute ſchon wie Ruinen aus- 
ſehen, ferner ſind ungeheure Materiallieferungen in Rechnung geſtellt 
worden, die nie erfolgt find. Die Geſamtſumme der Unter⸗ 
ſchlagungen beläuft ſich auf 19 Millionen Sloty. Wegen 
dieſer Unterſchlagungen ift jetzt gegen die Unternehmer . SE 

ie An⸗ 
klageſchrift iſt über 600 Seiten ſtark. 

Konitz. Ein deutſcher Handwerksmeiſter in Konitz bekommt ein 
Strafmandat in Höhe von 3 Zloty, weil er den Lehrling K. nicht zur 
Sortbildungsſchule geſchickt habe; der betreffende Lehrling iſt jedoch 
nie bei ihm beſchäftigt gewefen. In der Meinung, den Irrtum leicht 
beseitigen zu können, machte er den handſchriftlichen Vermerk, daß der 
Betreffende nie bei ihm beſchäftigt war, noch iſt, und er ihn deshalb 
auch nicht zur Schule ſchicken könne. Er ſendet den Strafbefehl zurück. 
Darauf kommt eine Vorladung von der Staroſtei zum Termin. Da 
er die polniſche Sprache nicht beherrſcht, wird ihm bedeutet, daß er 
einen Dolmetscher mitzubringen habe. Da er das im Bewußtſein 
ſeines vollen Rechtes natürlich nicht tut, „ermuntert“ ihn die 
Staroſtei durch ein neues Strafmandat in Höhe von 10 Zloty. Darauf- 
hin reicht er ein Schreiben in polniſcher Sprache ein, in dem der Cat⸗ 
beſtand dargelegt wird; in dieſem wird die Behörde gebeten, die Straf- 
mandate zurückzuziehen, andernfalls gerichtliche Entſcheidung beantragt 
und Beſchwerde an höherer Instanz eingelegt würde. Die Antwort 
kommt außergewöhnlich Jchnell, und zwar ein Strafmandat in Höhe 
von 50 Zloty wegen „ungebührlichen Benehmens vor Behörden“. 
Selbſtverſtändlich hat daraufhin der Meifter ſofort gerichtliche Ent- 
ſcheidung beantragt. Ein Beiſpiel für die alltäglichen Schikanen, denen 
deutſche Gewerbetreibende in Polen ausgeſetzt find. 


Dieſe Nummer umfaßt 16 Seiten. 


Für die nicht von der Bundesleitung veranlaften Anzeigen im 
Anzeigenteil kann eine Haftung nicht übernommen werden, 
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—ũ— ae une za £Eandwirtihniten 
| Oſtmärker! Proviſionsfreil 83 I 1 Mis. Wiese 
2 2 einſchl. 11 Mrg. Wieſe, 
= Glänzende Existenzen! gute Get, Ihn, is Nachruf! 
Anz. M. np. Pretsf. ‚Anz. 2 2882 7 
Sebäftsgrundftück (Kolonial 15000 M. 70 Mig. Meinem Wanne, Heinrich Engel, Greifenhagen, 
waren) in einer ſehr indujtrie= Wiese 9 Sen: geſtorben 5. Juni 1931, zum Gedächtnis. 
Tele. n mal Gerd:; Ein Jahr iſt's her, ſeit Du mich haſt verlaſſen, 
Ane 3800 ee 5000 2. Ang Lin dittres Jahr, für wich unendlich ſcrwel 
; f nal 350 Feist. BUN d, Anz: Ich kann und kann es immer noch nicht faſſen, 
Moderner Neſtaurationsbetrieb, 17000 M. beide Wirtſch. And doch tit's wahr, Dein Mund er ſpricht nicht mehr 
Bier⸗ und Speijelokalitäten lieg. im Dorf mit Bahn⸗ Trotz aller Leiden die Du haſt ertragen, 5 
mit Ausſchank von Spezial- en Qualvoller Schmerzen oft kaum anzuſehn 
benen e ehr tadt Angermünde. Du hoffteſt doch bis in den letzten Tagen 5 
okobliſſement in Srankjur Dich noch einmal geſund zu ſehn. 
a. d. Oder 00. > Preis: 6.000 Jleiſchereigrundſtüa Es ſollt' nicht feine a hast nun überwunden, 
Landwiriſchaftliches Grundftück Kreisſtadt, gute Lage, Ruhſt ſchon ein ganzes Jahr in Deinem ſtillen Haus, 
zum Betrieb einer Geflügel. maſſ. Gebäude, kompl., Schlaf wohl, geliebter Mann, haſt ja nun Ruh gefunden, 
farm geeignet, im Sreiſtaat elektr. Anlage u. Ein⸗ Schlaf ſanft und ruhig nun von Deinen Leiden aus. 
Sachſen, nahe Bautzen. Preis: 16.000 richtung, ſchöner Laden, Ich ſah Dich leiden, noch im Schmerz Dich weinen 
e Anzahl.: 4.000 5 Zimm. frei, außerdem Um Menſchen, die Dir, ach, jo bitter weh getan, 
p i e 15 1800 M. 8 5 an: Wenn ſie auch noch jo harmlos ſucken zu erſcheinen, 
g in einer relsſta einnahme. Br.37 5 x ; 7 > * . 5 
der Zeumark, Konkurrenzlofe Anz. 12000 Mt, dert, ſof Ich kann ja nicht vergeſſen, die Tränen von meinem Mann 
oll-Exiſten l. 20 000 — i i 
Kt. Glarus (Schweiz) Induftrie- W. Fromm, Angermünde, a ng a lan 
liegenſchaft für alle Zwecke, Altkünkendorfer Straße 10. r. Hohenſalza und Znin, Provinz . 
bisher Käſefabrik, 1000 qm Telefon 182. 
bel are e ae weiht „ ͤ—— 


Kellern, Aljekuranz 112.009, 
weit unter Wert verkäuflich. 
Anzahlung nach Vereinbarung. 
Kt. Aargau, Landhaus, Ein- bis 


gute Kenntniſſe 


Anmeldung erbeten. Junge Oftnirkerin e, | Übersetzungen 


olnisch, russisch, 


f 19 J., N 
Sweifamilien, skr. 3500 und Herrſchaftliches in Kan Nähen und zur Mithilfe im Haus⸗ tschechisch. Schrift 
j sfr. 8000 \ Plätten(ſehr gute Zeug⸗ halt und Bedienen der liche Arbeiten billigft. 
Landwirtschaft (30 Juchart gleich Ertragsrittergut niffe),juht Stellung. | Häſte fofort aejußt.| Pritz Bitkower 
144000 am) am Schweißer beit. Lage Sa. 1.— 3. Kl., Gef. Angeb. unter 2548 Bewerbungen mit Bild t > 
Bodenjeeufer . sfr. 70.000 eſt. Lage Sa. 1.3. Kl., an bas Oſtland erbeten und Gehaltsanſprüchen Berlin W 35, Magde⸗ 
Hotel mit Gemüje- und Zier- altershalb. verk. günſt. erbeten unter Poſtfach burger Str. 30, I. Tel.: 


garten, in unmittelbarer Nähe 
des Bahnhofs i. Kanton Aar— 
gau .. fr. 50009 
Sürichſee: Villengrundſtück, pol]. 
für Nuheſitz, Arzt, Klinik, 
Penſionat, Preis: sfr. 200 009 


Daſelbſt auch billig Neblandgelände. 


Schuhgeſchäft i. Greifswald, beit. 
eingeführt... Preis: 
Landwirtſchaftliches Gehöft, für 
Kohlen-, Futter- u. Getreide- 
handlung oder für Baugeſchäft 
geeignet, nahe den Städten 
Leipzig u. Merfeburg, Preis: 
Anzahl.: 

Bekanntes PVergnügungs-Eta=- 
blijement, Ronzert-Rejtaurant, 
Café, Canzdiele, Bierunjat 
1200 hl, in Hall.. 
Kolonialwarengrundſtück m. Dro- 
genhandel u. Cankjtelle, 5 Mor- 
gen, Exiſtenz, Nähe Neuſtrelitz 
Geſchäftsgrundſtück, für alle Ge- 


ſchäfts- und Fabrikations- ahre 1917 herausgegebenen Anteilſcheine 

betriebe geeignet, in einem dienen. Wenn wir Pam auch r er Verpackung, zuſammen alſo 1 RM., auf 

thüringiſchen Städtchen, Preis 16500 Wünſchen gerecht werden können, jo können z] das Poſtſchecktonto Berlin 104 726 an uns 
Anzahl.. 7 ooo wir ſchon jetzt mitteilen, daß die Ausſchüttung aufgegeben werden. 


Penſionsgrundſtück m. Fleischerei 
in bekanntem Gebirgsluftkur- 
ort u. Heilbad des Oberharzes 

Grundſtück mit Kolonialwaren- 
geſchäft, an Hauptgeſchäfts⸗ 
ſtraße in Anhalt 

einſchl. Warenlager 


3.009 


12.009 
6.900 


25 000 


5500 


15 000 


12 ooo 


Abjagverh. Bahn und 
Stadt 2 Km. 112 ha, 
davon 18 beſte Wieſe u. 
Weide. Eigene Jagd. 
berkompl. totes u. leb. 
Inventar. Nur Reflekt., 
nicht Vermittler, die 
nachweislich über ca. 


Ostmärker, 25 J., 
ev., sucht für ſofort 
oder zum 1. Juli 


Anftellung 


gelernter Kaufmann, 
ca.] mit guten Zeugniſſen, 
100000 M. bar verfüg., Führerſchein Kl. Ja und 
werden berückſ. Abſolut | Ib. Gef. Ang. unter 
diskret. Ang. unt. 2544 2546 an das Oſtland 
an das Oſtland erbeten. erbeten. 


Ehem. Deutscher Flottenverein 
Ortsgruppe Hohensalza E. v. 


In jahrelangen Bemühungen iſt es endlich 
gelungen, für das von den Polen beſchlag⸗ 
nahmte Bootshaus in Amſee auf Grund des 
Liquidationsſchädengeſetzes eine Barabfindung 
zu erhalten. . 

Dieſe ſoll zur Einlöſung der von uns im 


des Liquidationserlöſes weſentlich höher liegen 
wird, als die Aufwertung von Hypotheken. 
Die Auszahlung erfolgt gegen Einſendung 
der Anteilſcheine. Die Berechtigten werden 
gebeten, ihre Forderung unter Angabe ihrer 
jetzigen Adreſſe und der Littr. B. Nr. der An⸗ 
teilſcheine bei mir bis zum 1. Juli 1932 anzu⸗ 


36, Misdroy / Oſtſee. B 2, Lützow 3469. 
III mmm 


Die Feſtſchrift 


die zur Feier des 25 jährigen Be⸗ 
ſtehens der Chriſtuskirche in 
St. Lazarus und der Matthäi⸗ 
kirche in Wilda von den Paſtoren 
D. Rohde und Brummat 
in Poſen herausgegeben worden 
iſt, und die in Nummer 19 
(S. 224) von Paſtor Gürtler 
empfohlen wird, iſt von größtem 
Intereſſe für all.ehem. ev. Poſener. 


Beſtellungen auf dieſe Feſtſchrift können 
unter gleichzeitiger Einſendung des für 
unſere Leſer ermäßigten Betrages von 
80 Pf. und 20 Pf. für Poſtgebühr und 


Deutiher Gſtbund 


Abteilung Buchverſand 
Berlin W 30, Motzſtraße 22. 


e ee e i die Anteilſcheine verlorengegangen 8 litt HHH n 
2 

Hauptgeſchäftsſtraße einer leb⸗ ſein, ſo haben die Einlöſungsberechtigten unter Pr ß st L t j 

haften Stadt der Oſtpriegnitz jo ooo Angabe der Littr. B. Nr. ee Erklärung ab» eu 0 aals- ot erie 

— Se See ——-„— 47 ee 


Geſchäftsgrundſtück m. Kolonial- 
warenhandlung, Kaffeeröſterei 
und Spjirituoſenkleinhandel in 
Kleinſtadt Vorpommerns 


. 10.000 


Bildprojpekte koſtenlos durch: 


KOCH & Co., Berlin 


Dörnbergstraße 1. Tel.: B2 Lützow 59 33. 


W 10 


zugeben, daß ſie mit Zuſendung des Liqui⸗ 
dationserlöſes keine Forderungen mehr an den 
Verein haben. 

Berlin W. 9, den 18. 5. 1932, 

Potsdamer Straße 1a. 

J. Vollm.: 8 

M. Kayma, Steueramtsbüro⸗Vorſteher a. D., 

Steuer⸗ und Wirtſchafts⸗Sachverſtändiger. 


Lose 3. Kl. am . Juni 


Zu haben bei Staatl. Lotterie-Einnehmei 


Siwinng, Berlin W 35, 


Potsdamer Str. 116 4 
früher in Kattowitz, G. /S. 


Ecke Lützowstraße. ' 
Tel. Lützow 3686. 
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